Google 



This is a digital copy of a book that was prcscrvod for gcncrations on library shclvcs bcforc it was carcfully scannod by Google as pari of a projcct 

to make the world's books discoverablc online. 

It has survived long enough for the Copyright to expire and the book to enter the public domain. A public domain book is one that was never subject 

to Copyright or whose legal Copyright term has expired. Whether a book is in the public domain may vary country to country. Public domain books 

are our gateways to the past, representing a wealth of history, cultuie and knowledge that's often difficult to discover. 

Marks, notations and other maiginalia present in the original volume will appear in this flle - a reminder of this book's long journcy from the 

publisher to a library and finally to you. 

Usage guidelines 

Google is proud to partner with libraries to digitize public domain materials and make them widely accessible. Public domain books belong to the 
public and we are merely their custodians. Nevertheless, this work is expensive, so in order to keep providing this resource, we have taken Steps to 
prcvcnt abuse by commercial parties, including placing lechnical restrictions on automated querying. 
We also ask that you: 

+ Make non-commercial use ofthefiles We designed Google Book Search for use by individuals, and we request that you use these files for 
personal, non-commercial purposes. 

+ Refrain fivm automated querying Do not send automated queries of any sort to Google's System: If you are conducting research on machinc 
translation, optical character recognition or other areas where access to a laige amount of text is helpful, please contact us. We encouragc the 
use of public domain materials for these purposes and may be able to help. 

+ Maintain attributionTht GoogXt "watermark" you see on each flle is essential for informingpcoplcabout this projcct and hclping them lind 
additional materials through Google Book Search. Please do not remove it. 

+ Keep it legal Whatever your use, remember that you are lesponsible for ensuring that what you are doing is legal. Do not assume that just 
because we believe a book is in the public domain for users in the United States, that the work is also in the public domain for users in other 
countries. Whether a book is still in Copyright varies from country to country, and we can'l offer guidance on whether any speciflc use of 
any speciflc book is allowed. Please do not assume that a book's appearance in Google Book Search mcans it can bc used in any manner 
anywhere in the world. Copyright infringement liabili^ can be quite severe. 

Äbout Google Book Search 

Google's mission is to organizc the world's Information and to make it univcrsally accessible and uscful. Google Book Search hclps rcadcrs 
discover the world's books while hclping authors and publishers rcach ncw audicnccs. You can search through the füll icxi of ihis book on the web 

at |http: //books. google .com/l 



Google 



IJber dieses Buch 

Dies ist ein digitales Exemplar eines Buches, das seit Generationen in den Realen der Bibliotheken aufbewahrt wurde, bevor es von Google im 
Rahmen eines Projekts, mit dem die Bücher dieser Welt online verfugbar gemacht werden sollen, sorgfältig gescannt wurde. 
Das Buch hat das Uiheberrecht überdauert und kann nun öffentlich zugänglich gemacht werden. Ein öffentlich zugängliches Buch ist ein Buch, 
das niemals Urheberrechten unterlag oder bei dem die Schutzfrist des Urheberrechts abgelaufen ist. Ob ein Buch öffentlich zugänglich ist, kann 
von Land zu Land unterschiedlich sein. Öffentlich zugängliche Bücher sind unser Tor zur Vergangenheit und stellen ein geschichtliches, kulturelles 
und wissenschaftliches Vermögen dar, das häufig nur schwierig zu entdecken ist. 

Gebrauchsspuren, Anmerkungen und andere Randbemerkungen, die im Originalband enthalten sind, finden sich auch in dieser Datei - eine Erin- 
nerung an die lange Reise, die das Buch vom Verleger zu einer Bibliothek und weiter zu Ihnen hinter sich gebracht hat. 

Nu tzungsrichtlinien 

Google ist stolz, mit Bibliotheken in Partnerschaft lieber Zusammenarbeit öffentlich zugängliches Material zu digitalisieren und einer breiten Masse 
zugänglich zu machen. Öffentlich zugängliche Bücher gehören der Öffentlichkeit, und wir sind nur ihre Hüter. Nie htsdesto trotz ist diese 
Arbeit kostspielig. Um diese Ressource weiterhin zur Verfügung stellen zu können, haben wir Schritte unternommen, um den Missbrauch durch 
kommerzielle Parteien zu veihindem. Dazu gehören technische Einschränkungen für automatisierte Abfragen. 
Wir bitten Sie um Einhaltung folgender Richtlinien: 

+ Nutzung der Dateien zu nichtkommerziellen Zwecken Wir haben Google Buchsuche Tür Endanwender konzipiert und möchten, dass Sie diese 
Dateien nur für persönliche, nichtkommerzielle Zwecke verwenden. 

+ Keine automatisierten Abfragen Senden Sie keine automatisierten Abfragen irgendwelcher Art an das Google-System. Wenn Sie Recherchen 
über maschinelle Übersetzung, optische Zeichenerkennung oder andere Bereiche durchführen, in denen der Zugang zu Text in großen Mengen 
nützlich ist, wenden Sie sich bitte an uns. Wir fördern die Nutzung des öffentlich zugänglichen Materials fürdieseZwecke und können Ihnen 
unter Umständen helfen. 

+ Beibehaltung von Google-MarkenelementenDas "Wasserzeichen" von Google, das Sie in jeder Datei finden, ist wichtig zur Information über 
dieses Projekt und hilft den Anwendern weiteres Material über Google Buchsuche zu finden. Bitte entfernen Sie das Wasserzeichen nicht. 

+ Bewegen Sie sich innerhalb der Legalität Unabhängig von Ihrem Verwendungszweck müssen Sie sich Ihrer Verantwortung bewusst sein, 
sicherzustellen, dass Ihre Nutzung legal ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass ein Buch, das nach unserem Dafürhalten für Nutzer in den USA 
öffentlich zugänglich ist, auch für Nutzer in anderen Ländern öffentlich zugänglich ist. Ob ein Buch noch dem Urheberrecht unterliegt, ist 
von Land zu Land verschieden. Wir können keine Beratung leisten, ob eine bestimmte Nutzung eines bestimmten Buches gesetzlich zulässig 
ist. Gehen Sie nicht davon aus, dass das Erscheinen eines Buchs in Google Buchsuche bedeutet, dass es in jeder Form und überall auf der 
Welt verwendet werden kann. Eine Urheberrechtsverletzung kann schwerwiegende Folgen haben. 

Über Google Buchsuche 

Das Ziel von Google besteht darin, die weltweiten Informationen zu organisieren und allgemein nutzbar und zugänglich zu machen. Google 
Buchsuche hilft Lesern dabei, die Bücher dieser We lt zu entdecken, und unterstützt Au toren und Verleger dabei, neue Zielgruppcn zu erreichen. 
Den gesamten Buchtext können Sie im Internet unter |http: //books . google .coiril durchsuchen. 



-\ ■• - 



,' •• 



■ : f • 



'. \ 



.V. 



A 



? , 



I 



Cber Bebauungspläne und Entwässerungsanlagen 



über Bebauungspläne 

und 

Entwässerungsanlagen 



von mittleren und 
kleineren Städten 



Dr.-Ing. Robert Weyrauch 



Mit 50 Figuren 



Stuttgart 

Verlag von Konrad Wiltwer 

1914 



Alle Rechte vorbehalten 



Copyright 1914 by Koorad Wittwer 
Stuttgart, G^ermany 



Dinek der Union Dentsdie Verlagflgesellsohaft in Stuttgart 



NOV -2 1914 

SV 



Vorwort. 



Die vorliegende Arbeit ist in ihrem ersten Teil der erweiterte Abdruck 
eines vom Unterzeichneten als Spezialsachverständigen der Königlich Würt- 
tembergischen Beratungsstelle für das Baugewerbe für die württembergischen 
Gemeindebeamten bestimmten Aufsatzes. Der zweite Teil war ursprünglich 
ebenfalls als Vortrag gedacht. 

Beide Arbeiten berücksichtigen vorwiegend praktische Gesichtspunkte 
und wurden zu einer Druckschrift vereinigt wegen der häufigen 
— bei weitem nicht hinreichend gewürdigten — Be- 
ziehungen zwischen den Bebauungsplänen undEnt- 
Wässerungsanlagen der Städt-e. 

Bei den großen Werten, welche heute in Ortsbaupläuen und Städte- 
kanalisationen angelegt sind, und bei der bedeutenden Zahl mittlerer und 
kleinerer Gemeinden, welche sich mit diesen Fragen befassen müssen, 
dürfte die Arbeit zur Aufklärung in den Kreisen der Kom- 
munalbeamten, der Ingenieure, Architekten und der 
Verwaltungsbeamten beitragen können. 

Gegenüber der im Unterricht meist hervortretenden Fülle der 
Einzelheiten möchte das Werkchen die Bewahrung der ebenso nötigen 
Übersicht erleichtern. 

Meinem Assistenten, Herrn Regierungsbaumeister A. S t r o b e 1, danke 
ich auch an dieser Stelle für seine freundliche Unterstützung. 



Stuttgart, im Januar 1914. 



B. Weyrauch. 
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L Über Vorbereitung und Anfstellnng von 

Bebanongsplänen. 



1. Ziele des Stildtebaus. 

Erstes Ziel des Städtebaus ist die Aufstellung von Plänen für eine 
solche Anlage der Straßen und Plätze, welche den mannigfachen Anforde- 
rungen des Ingenieurwesens, der Ästhetik und der Hygiene unter steter Be- 
rücksichtigung des Kostenpunkts, der Volkswirtschaft, Bechnung tragt. 

Ihre notwendige Ergänzung erfahren Bebauungspläne durch die staat- 
lichen Bauordnungen und die Ortsbausatzungen. 

Betrachten wir die Forderungen, welche die angedeuteten Wissens- 
gebiete an den Städtebau zu stellen haben. 

Vom ingenieurtechnischen Standpunkt aus handelt es sich zunächst 
um Festsetzung der Hauptverkehrsrichtungen, also der Hauptstraßen, der 
Eisenbahnen und Wasserwege, der Plätze, der Wohnstraßen, der Gebiete 
für landhausmäßige Bebauung, d. h. der Einteilung eines künftigen Stadt- 
gebiets für die Bedürfnisse des Verkehrs, des Greschäftslebens, des Wohnens 
der verschiedenen Bevölkerungsklassen, der Industrie und der Erholung. 
Bei dieser eigentlichen Planaufstellung muß namentlich in Mittelgebii^s- 
gegenden weitgehende Rücksicht auf die Geländegestaltung genonmien werden. 
Ihr müssen sich die Führung und die Steigungen der Straßen im wesentlichen 
anpassen, wobei die Forderungen für richtige Unterbringung der Leitungs- 
netze (Gas, AVasser, Kanalisation und Elektrizität) oft von Einfluß sind. 

Bei den hohen Kosten, welche der sogenannte städtische Tiefbau den 
Gremeinden auferlegt, dürften die Forderungen des Ingenieurwesens in vielen 
Fällen sogar ausschlaggebend werden. 

Diese Forderungen wären aber zu einseitig betont, wenn es nicht gelänge, 
sie mit denjenigen der Hygiene imd der Volkswirtschaft in Einklang zu 
bringen. Von hygienischen Forderungen nennen wir nur diejenigen, welche 
sich auf die Beschafienheit des Untei^rundes, auf die Besonnung, auf die 
Dichtheit der Bebauung, auf die Bauweise der Häuser, auf die richtige An- 
ordnung industrieller und Wohngebiete, auf den möglichen Schutz vor Wind, 
Rauch und Lärm beziehen. 

Weyraaoh, Über Bebaanngspläiie und EntwässeinngMuilageii. 1 
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Alle bisherigen Forderungen lassen sich zusammen mit denjenigen der 
Volkswirtschaft in die Worte zusammenfassen, daß wir allen, auch den 
Ärmsten, dazu verhelfen wollen, menschenwürdig, gesund und so preiswert 
als möglich zu wohnen. Wie viel auf diesem Gebiet in den letzten Jahren 
geleistet wurde , wie viel aber noch allenthalben zu tun übrig bleibt , läßt 
sich in diesem Zusammenhang nur andeuten. 

Aber nicht nur zweckmäßig, gesund und preiswert sollen wir wohnen, 
sondern wir suchen durch den Städtebau als Kunst diesen Einzel- 
bestrebungen eine höhere Einheit zu geben, welche es den Menschen ermög- 
licht, sich ihrer Ansiedlungen als schönheitlicher Werte zu erfreuen. Hier 
beginnt die Tätigkeit des raumbildenden Städtekünstlers, deren Bedeutung 
der Allgemeinheit noch lange nicht genügend klar geworden ist. Auch 
auf diesem Gebiet legt das Zusammenleben der Menschen dem Einzelnen 
Verpflichtungen gegenüber der Allgemeinheit auf. Sie bestehen darin, daß 
schon das einzelne, auch das einfachste Haus sich seiner Umgebung nicht 
nur in technischer, sondern auch in ästhetischer Hinsicht anzupassen hat. 
Schon sind vielversprechende Anläufe vorhanden. Zusammenfassung ganzer 
Platzwände und längerer Straßenstrecken zu einheitlichen Baugruppen haben 
gezeigt, was sich erreichen läßt, wenn nicht mehr Jeder (dazu noch oft in 
unschön reklamehafter Weise), unbekümmert um das Gesamtbild, darauf 
losbaut, sondern sich in wohlverstandenem eigenen Interesse der Allgemein- 
heit unterordnet. Sache der Gemeinden ist es, solche Bestrebungen zu 
wecken und mit den mancherlei ihnen zu Gebote stehenden Mitteln zu unter- 
stützen. 

Bechnen wir hieher noch die pietätvolle Erhaltung wertvoller Natur- 
und Eunstdenkmäler, schöner alter Städtebilder, den Elampf gegen Ent- 
stellungen aller Art in Stadt und Land, die Pflege des Heimatsinns, so erweist 
sich der Städtebau in seinem weitesten Umfang als ein bedeutsames Grenz- 
gebiet, auf welchem die einträchtige, aufopferungsvolle Zusammenarbeit des 
Ingenieurs, Baukünstlers und Hygienikers, des Verwaltungsmanns, Juristen 
und Volkswirts ihre schönsten Triumphe feiert. 

Die Kenntnis dieser Zusammenhänge ist in den letzten zwanzig Jahren, 
im Zusammenhang mit den bedeutenden Fortschritten sozialer, hygienischer 
und künstlerischer Natur, zu neuer Blüte gekommen. Frühere Anschauungen 
über Aufstellung von Ortsbauplänen haben damit teilweise durchgreifende 
Veränderungen und Vertiefung erfahren. Es genügt also heute nicht, nur 
Ortsbaumeister, Geometer, Ingenieur oder Architekt zu sein, um Bebauungs- 
pläne aufstellen zu können, vielmehr verlangt diese Tätigkeit einen besonderen 
Sinn, eine innere Anschauung der räumlichen Wirkung des auf dem Papier 
Geplanten und seiner verschiedenartigen, zum Teil immer noch nicht genügend 
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beachteten Zusammexüiäiige, sie verlangt femer Männer» welchen die rasche 
Entwicklung städtebaulicher Fragen wohl bekannt ist und welche sich 
spezielle Kenntnisse in den vielfachen den Städtebau berührenden Wissens- 
zweigen erworben haben. 

Für den zunächst femer Stehenden ist es nicht ganz leicht, Verständnis 
für städtebauliche Au%aben zu gewinnen. Nur eingehendes Studium und 
persönliche Anschauung, der Vergleich guter und mißlungener Anlagen führt 
hier zum Ziel. 

Für die erste Einführung in das Qebiet, namentlich soweit es sich 
um einfachere Verhältnisse handelt, kann zunächst warm empfohlen werden 
die kleine Schrift: H e c k e r, Die wirtschaftliche Bedeutung von Bebauungs- 
plänen und ihre technische Ausgestaltung; Köln 1909; Verlag des Verbands 
rheinisch - westfälischer Gemeinden. Als weiteres Studienmaterial wäre 
zunächst zu nennen: A. Erbe, Historische Städtebilder; Leipzig 1906 
M. 1.26; und Nußbaum, Die Hygiene des Städtebaus; Leipzig; M. 0.90 
femer Th. Fischer, Stadterweiterungsfragen; Stuttgart 1903; M. 1. — 
sowie Ch. Buls, Ästhetik der Städte; Gießen 1898; M. 1.—. Das Ver- 
ständnis in Einzelfragen suchen zu fördern die Schriften von Schulze- 
Naumburg, herausgegeben vom Kunstwartverlag, die Flugschriften des 
Dürerbundes, die Mitteüungen der Bünde für Heimatschutz und die Ver- 
öffentlichungen der deutschen Gartenstadtgesellschaft. Die Aufgaben der 
Gemeindepolitik behandeln die Schriften von Eberstadt sowie vom 
Standpunkt der Bodenreformer aus das gleichnamige anregende Werk von 
Adolf Damaschke. 

Als wichtige Zeitschrift kommt in Betracht „Der Städtebau'^ Berlin. 
Einige weitere Bücher finden sich im Literaturverzeichnis. 

Wenn nun auch ein ersprießliches Studium von Büchern nicht ohne 
kritische Nachprüfung des Gebotenen denkbar ist, so ist doch, wenigstens 
wo es sich um Fragen des Geschmacks und schönheitlicher Ausgestaltung 
der Städte handelt, zunächst ein gewisses Vertrauen des Laien gegenüber 
dem Verfasser einer Schrift erforderlich. Da der Leser erst lernen will, das 
Gute im Städtebau vom Schlechten zu unterscheiden, so muß er den Aus- 
führungen des Verfassers genau zu folgen suchen, er muß durch eingehende, 
immer wieder erneuerte Überlegung an Hand des gebotenen Bildermaterials 
sich die Auffaussung des Verfassers klar machen und erst allmählich, wenn 
sein eigenes Urteil an der Hand guter Vorbilder geschärft ist, auch in schön- 
heitlichen Fragen seiner eigenen Auffassung folgen. Würde die überwiegende 
Mehrzahl der Menschen in dieser Weise schönheitliche Fragen behandeln, 
so gäbe es weniger Geschmacklosigkeit auf allen Gebieten. 
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Aber das Studium von Büchern und Bildern allein genügt natürlich 
nicht, eigene Anschauung ist unerläßlich. Man muß sehen lernen, muß 
als praktisch und schön bekannte Stadtanlagen und StadtteUe besichtigen, 
muß sie auf sich wirken lassen und sich unter steter Vergleichung 
von Plan und Wirklichkeit klar zu machen suchen , worin 
z. B. die Wirkung eines Straßenzugs oder eines Platzes beruht und mit 
welchen Mitteln sie erreicht wurde. Dies ist eine Aufgabe, die auch für 
weitere Kreise lösbar ist und hohen Genuß verspricht. 

Namentlich die Gemeindevorstände haben die Pflicht in ihrer Gemeinde, 
besonders bei ihren Gemeindevertretern, das Verständnis für städtebauliche 
Fragen zu erweitem und zu vertiefen. Hierzu dient die persönliche Be- 
lehrung in Sitzungen, die Veranstaltungen von Vorträgen, namentlich mit 
Lichtbildern, und der Hinweis auf mustergültige Anlagen. Haben wir doch 
in Deutschland Orte genug, welche als Beispiele dienen können. Nur muß 
man berücksichtigen, daß nicht Alles, was früher zulässig war, in unserer 
Zeit der öfEentlichen Gesundheitspflege und des gesteigerten Verkehrs noch 
möglich * ist. Wir müssen daher oft suchen, das Ziel auf anderem Wege, 
mit anderen Mitteln zu erreichen, als frühere Geschlechter. . 

2. Wann ist ein Ortsbanplan anfznstellen ? 

An und für sich sollte jede Gemeinde einen Bebauungsplan besitzen 
und ihn dauernd nach Maßgabe ihrer Vergrößerung erweitern. Mindestens 
sollten auch die kleinen (gemeinden frühzeitig an die Aufstellung ihrer 
Ortsbaupläne herantreten, da die Erfahrung lehrt, daß die Gemeinden diese 
Fragen nie zufrüh, sehr oft aber zu spät behandeln. Den Anstoß geben 
in der Regel vergrößerte Baulust, Baugesuche in der Umgebung eines Orts, 
zunehmende Ansiedlung der Industrie, Eisenbahn-, Wasserversorgungs-, 
Kanalisations- und Landstraßenprojekte. Wird die Aufstellung der Be- 
bauungspläne verzögert, so sind die Gemeinden genötigt, gewissermaßen 
von der Hand in den Mund zu leben, und können in die Lage kommen, über 
Baugesuche entscheiden und Straßenzüge (Privatstraßen) genehmigen zu 
müssen, ohne übersehen zu können, ob nicht damit der späteren Aufstellung 
eines rationellen Bebauungsplans erhebliche Schwierigkeiten bereitet werden. 
Diese Fälle sind leider recht häufig; welche Opfer an Zeit, Arbeit und Geld 
dabei nutzlos vergeudet werden, weiß Jeder, der schon mit diesen Angelegen- 
heiten zu tun hatte. Selbst später notwendig werdende Änderungen eines 
Plans sind weniger schädlich als verspätete Aufstellung desselben. 

Auch die kleinsten Ortschaften dürfen ihre Entwicklung nicht dem 
Zufall überlassen und meinen, für sie käme ein Ortsbauplan noch nicht 
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in Frage: bei Ortsbauplänen handelt es sich nicht nur um die Gegenwart, 
sondern ganz besonders um die Zukunft, und Fehler, deren Vermeidung 
heute mit geringen Mitteln möglich wäre, verlangen zu ihrer Beseitigung, 
wenn erst einmal begangen, in der Eegel großen Aufwand, wenn sie über- 
haupt wieder gut zu machen sind. Dies gilt namentlich von rasch aufblühen- 
den künstlichen Siedlungen wie Gartenstädten, Industriestädten und Bade- 
orten. Ein grundsätzlicher Fehler am Anfang kann lange Zeit nachwirken. 
Bei bestehenden Orten sind Jahre, bevor das Bedürfnis dringend wird, die 
notwendigen Pläne zu bearbeiten, etwaige Grundstückserwerbungen vorzu- 
bereiten und die Kostendeckung und -verteUung zu überlegen. Über- 
stürzungen und Überraschungen auf diesem Grebiet rächen sich schwer. 

So findet man leider gar manche Fälle, wo die Bahnhofanlagen 
nicht in passender Weise mit den Ortschaften verbunden sind. Es kann 
den Eisenbahnverwaltungen der Vorwurf nicht erspart werden, daß sie in 
sehr vielen Fällen nicht die nötige Bücksicht auf die Orte nehmen, durch 
welche sie führen. Um so mehr ist es Pflicht der Ortsbehörden» hier ein 
wachsames Auge zu haben. Sobald ein Bahnbau in Aussicht steht, muß 
unbedingt der Bebauungsplan in der näheren und weiteren Umgebung der 
Eisenbahnanlagen, namentlich in bezug auf die Verbindungslinien zwischen 
Ort und Station und auf bequem gelegene schienenfreie Übei^änge, bearbeitet 
werden, damit im Benehmen mit der Bahnverwaltung die passendsten 
Lösungen gefunden und in die Wirklichkeit umgesetzt werden. Durch ein 
solches Vorgehen hätten sich schon viele häßliche und unbrauchbare 
Straßenzüge vermeiden lassen, Anlagen, welche durch einseitige Rücksicht- 
nahme auf die Bedürfnisse der Eisenbahn und verspätetes, nicht sach- 
verständiges Eingreifen der Gemeindeverwaltungen verschuldet sind. 

Besondere Beachtung verdient auch die Frage der Feldbereini- 
gung in der Umgebung der Ortschaften. Es ist den Gemeinden nicht zu 
empfehlen, daß sie Feldbereinigungen ohne Bücksicht auf ihren Ortsbauplan 
vornehmen lassen, und es muß nachdrücklich betont werden, daß die Wege 
in Ortsbauplänen anderen Ansprüchen gerecht werden müssen, 
als die Wege in Feldbereinigungen. Das meist rechtwinklige Wegenetz einer 
Feldbereinigung wirkt im Ortsbauplan unpraktisch und unschön, ganz ab- 
gesehen von den Steigungsverhältnissen, welche nicht in allen Fällen die- 
selben sein können. Daher sind Feldbereinigungen in der Nachbarschaft von 
Ansiedlungen in steter Fühlung mit dem Bebauungsplan durchzuführen und 
es ist zu bedenken, daß der Ortsbauplan, welcher den späteren endgültigen 
Zustand darstellt, auch die Grundzüge des Wegenetzes einer Feldbereinigung 
bestimmen muß, wenn man nicht später unter Umständen ein ungeeignetes 
Straßennetz oder aber endlose Schwierigkeiten bei der Aufhebung des Feld- 
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beieinigungswegenetzes haben will. Auch das darf nicht vergessen werden, 
daß der Feldbereinigungstechniker als solcher noch kein Städtebauer zu 
sein braucht. 

Des weiteren sei hier hingewiesen auf die Kanalisation der 
Städte, speziell aus dem Grund, weil man bei sachgemäßer Projektierung 
oft sowieso genötigt ist, ein weit über das gegenwärtige Ortsgebiet hinaus- 
gehendes Kanalisationsgebiet zu berücksichtigen. Die ohnehin hohen Kosten 
städtischer Kanalisationen lassen es unbedingt geboten erscheinen, daß das 
Wasser von jedem Punkt eines Orts auf möglichst billigem Wege und unter 
genügendem Oefälle dem Vorfluter (Bach, Fluß) zuströmen könne. Oft 
wäre ein Bebauungsplan mit Leichtigkeit nach diesen Forderungen zu ge- 
stalten oder es würden vielleicht kleine Änderungen des vorhandenen Plans 
genügen, um derartige Mängel auszumerzen, aber das Nötige unterbleibt aus 
Unkenntnis. 

Im zweiten Hauptabschnitt dieser Schrift sind diese Fragen ein- 
gehend behandelt, soweit sie die Kanalisation betreffen. Aber auch bei 
der Wasserversorgung zeigen sich nicht selten nachträgliche Miß- 
stände, wobei Grundwasserwerke außer Betrieb gesetzt werden müssen, 
wenn ihnen die Stadt zu nahe rückt, wo die Höhenlage von Hochbehältern 
nicht mehr ausreicht, wo Leitungen verdoppelt werden müssen. Ähnlich 
liegen die Verhältnisse bei Gaswerken und verwandt auf dem Gebiet 
der Elektrizität. 

Auch bei Fragen wirtschaftlichen Charakters, z. B. nach dem Um- 
fang einer Anlage oder ob es angemessen sei, heute schon oder erst später 
eine Anlage zu bauen, wird ein richtiger Bebauungsplan neben der Be- 
völkerungsstatistik vielfach die nötige Grundlage geben können. 

3. Wie weit sind Ortsbaupläne auszudehnen? 

Es handelt sich hier um zwei Punkte: die Planfertigung und die Plan- 
genehmigung. 

Da die lebende Generation nicht nur ihre eigenen Bedürfnisse zu be- 
friedigen, sondern auch die Daseinsbedingungen der kommenden Geschlechter 
vorzubereiten hat, so ist der Fertiger eines Ortsbauplans meist genötigt, 
seinen Entwurf viel weiter auszudehnen, als den Bedürfnissen eines oder 
einiger Jahrzehnte entspricht. Denn er muß dafür sorgen, daß für spätere, 
auch ungeahnt rasche Vergrößerungen eines Orts die richtige Gesamt- 
disposition vorhanden ist. Dies gilt in erster Linie für die Haupt- (Verkehrs-) 
Straßen und die Platzanlagen. Der Planfert^er muß aber auch bestrebt 
sein, die Neben- (Wohn-) Straßen zwischen die Hauptstraßen richtig ein- 
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zupassen, so ds3 sie zweckmäßige Steigungen und Bieiten und die zwischen 
ihnen liegenden Baublocke richtige Abmessungen erhalten. 

Der Flanfertiger muß also einen vollständigen, wenn auch zunächst 
allgemeinen Entwurf liefern, wozu, von Ausnahmen abgesehen, in 
der Begel Maßstäbe zwischen 1 : 2000 und 1 : 3000 genügen. Sobald es 
sich aber um schwierigere Verhältnisse und um endgültige Pläne handelt, 
aoUte man einen kleineren Maßstab als 1 : 1000 nicht wählen, da erst dieser 
die Eintragung aller nötigen Maße gestattet. 

Die Plangenehmigung wird man oft zunächst nur auf die 
Hauptstraßen und die Platzanlagen ausdehnen, um ein richtiges Vor- 
gehen sicherzustellen. Die einzelnen Nebenstraßen können dann mit der 
Zeit und dem auftretenden Bedürfnis genehmigt werden. Diese Behandlung 
der Angelegenheit hat den Vorzug, daß einerseits die Einheitlichkeit des 
Gesamtstraßennetzes und der Bebauung gewahrt bleibt, anderseits ungesunder 
Bodenspekulation vorgebeugt wird und heute noch nicht übersehbare zukünftige 
Bedürfnisse nicht vorzeitig durch bindende Festsetzungen beengt werden. 

Im Zusamjnenhang mit der Festlegung der Hauptstraßen imd Plätze 
hat sich die Bodenpolitik der Glemeinden zu betätigen. Eine zielbewußte 
Bodenpolitik ermöglicht es, den erforderlichen Einfluß namentlich auf die 
Bodenpreise auszuüben. Die Gemeinden haben rechtzeitig zu entscheiden, 
welche Grundstücke sie später zur Abrundung ihres Besitzes für öfientliche 
Gebäude (Kirchen, Schulen usw.), für gärtnerische Anlagen, Friedhöfe, Plätze 
oder zur Verbesserung bereits angebauter Straßenzüge brauchen werden. 
Dann sind sie in der Lage, bei günstigen Gelegenheiten (z. B. Erbteilungen usw.) 
rasch zuzugreifen. 

Besonders wichtig ist planmäßiges Vorgehen bei den alten, meist eng 
gebauten Stadtteilen. Hier ist d i e Lösung richtig, welche die Bedürfnisse 
unserer Zeit und der Zukunft mit der gebotenen Pietät für das historisch 
Gewordene, künstlerisch Wertvolle zu vereinigen weiß. Diese richtige Lösung 
zu finden ist schwer, noch schwieriger oft ihre Umsetzung in die Wirklichkeit. 

4. Wie ist die Planauf stellang vorzubereiten? 

Als Unterlagen für die Aufstellung von Ortsbauplänen genügen, wie 
gesagt, Pläne im Maßstab 1 : lOOO bis 1 : 3000, doch müssen sie mit Höhen- 
kurven versehen sein, welche am zweckmäßigsten in Höhenabständen von 
2,5 m eingetragen sind. Abstände von 5 oder gar 10 m sind ganz ungenügend. 
Durch Eintragen weiterer zahlreicher Höhenpunkte wird der Wert einer 
solchen Karte wesentlich erhöht. Der Höhenkurvenplan ist, abgesehen von 
Orten in der Ebene, das wichtigste Material für die Planbearbeitung. 
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Welche weiteren Voierhebungen zu machen sind, muß der Unter- 
suchung im einzelnen Fall vorbehalten bleiben. Dabei kann es sich handeln 
um die Abteilung verschiedener Bauzonen, Industrie- und Arbeiterviertel, 
um die Erhaltung von Gärten als öfientliche Anlagen, um Verlegung von 
Bachläufen, die Möglichkeit von Straßenerbreiterungen, Bücksicht auf die 
Kanalisation und vieles andere mehr. FehlgrifEe an dieser Stelle verur- 
sachen in der Begel nachträgliche wesentlich höhere Aufwendungen, und 
schon kleine Änderungen an e i n e r Stelle eines Plans haben vielfach, nament- 
lich im gebirgigen Land, eine ganze Beihe anderer Veränderungen, vor allem 
in den Höhenlagen der Straßenkreuzungen zur Folge. 

Auch die Bürgerschaft eines Orts und ihre Vertreter sind vorzubereiten. 
Sie müssen dahin belehrt werden, daß bei Festsetzung des Ortsbauplans und 
der zugehörigen Satzungen die Sorge für die Zukunft ebenso wichtig ist, als 
die Bücksicht auf die Gegenwart, und daß es mit den Pflichten eines Bürger- 
schaftsvertreters oder eines Gemeindebeamten unvereinbar ist. Verwandten, 
Freunden oderdereigenenPerson bei solcher Gelegenheit Vorteile zu verschaffen. 

Gemeinden, welche nicht selbst über tüchtige Sachverständige ver- 
fügen, sollten die Zuziehung auswärtiger Fachmänner nicht scheuen. In 
allen Fällen ist zunächst ein allgemeiner und vorläufiger Straßenlinienplan 
aufzustellen und unter Anhörung der zuständigen Gemeindeinstanzen in den 
technischen Kommissionen mit dem Planfertiger zusammen zu beraten. Erst 
der vorläufige Plan ermöglicht es den Ortsbehörden, dem Planfertiger ihre 
besonderen Wünsche und die örtlichen Anforderungen mit der nötigen Klar- 
heit und Schärfe mitzuteilen. Diese Aussprache setzt den Planfertiger in- 
stand, ein endgültiges Projekt aufzustellen, an welchem nur noch verhältnis- 
mäßig wenige Änderungen erforderlich sein werden. 

Die Beachtung vorstehender Ausführungen dürfte sich durch Erspar- 
nisse an Geld, Zeit und Arbeit lohnen. 

5. Welche Onmdsätze sind bei der Planaufstellung zu befolgen? 

' a) Zwei große Hauptgesichtspunkte waren es immer wieder, nach welchen 
der Städtebau die ihm gestellten Probleme zu lösen gesucht hat: entweder 
das Prinzip der im wesentlichen dem Grelände angepaßten, oft sehr malerisch 
wirkenden Straßenführung, die namentlich bei mittelalterlichen Städten oft 
den Eindruck der Planlosigkeit machen kann, oder das Prinzip der 
architektonisch-monumentalen» streng bewußten Straßenführung mit großen 
(geraden) Achsen, regelmäßiger Anordnung und teilweiser (kostspieliger) Um- 
bildung der natürlichen Geländeverhältnisse, wie sie in glänzender Weise 
imter anderen Paris, Wien und Pest zeigen. 
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Namentlich bei mittleren und kleineren Städten erkennt man oft noch 
das schalenförmige Wachsen der Gemeinde um einen ältesten Kern (Kirche^ 
Kloster, Schloß). Bei ihnen wird sich das oben genannte zweite Planprinzip 
auch in den Erweiterungsgebieten jedenfalls nur in seltenen Fällen und in 
sehr bescheidener Weise anwenden lassen. Hier wird man in erster Linie 

■ 

danach streben, unter Anlehnung an das Gelände und die sonstigen örtlichen 
Bedingungen Straßen- und Flatzlösungen zu finden, die bei 
praktischer Brauchbarkeit und Billigkeit der Anlage etwas Eigenes, 
Persönliches an sich haben. Letzteres wird man um so sicherer er- 
reichen, je mehr man den besonderen Verhältnissen Rechnung zu tragen 
imd ein Arbeiten nach fremden Mustern zu vermeiden weiß. 

b) Im einzelnen haben die letzten Jahrzehnte als wichtige Neuerung die 
planmäßige Aufteilung der Stadt^biete in Geschäfts-, Wohn-, Industrie-, 
Arbeiter-, Kleinwohnungs-, Landhaus- und Villenviertel, je mit mannigfachen 
Abstufungen (Staffeln), d. h. die sogenannte Zonenaufteilung und 
die StaSelbauordntmgen gebracht, deren einzelne Gebiete durch ihnen an- 
gepaßte Bauvorschriften gegeneinander abgegrenzt und so einzeln in ihrer 
spezifischen Entwicklung gefördert werden. Als Beispiel fuhren wir die- 
jenige der Stadt München vom 20. April 1904 an, welche in der Deutschen 
Bauzeitimg 1904, S. 538, beschrieben ist. 

Naturgemäß wird sich in der Nähe des größten Verkehrs, der Bahnhöfe, 
Hafenanlagen imd Hauptstraßen ein Geschäftszentrum entwickeln. 
So entsteht von selbst eine Trennung zwischen Geschäfts- und Wohngegend, 
die man in geeigneter Weise befördern kann. Dies geschieht vor allem durch 
die Anbauvorschriften, welche eine intensive Bodenausnutzung in den Ge- 
schäftsvierteln, eine weiträumige Bebauung in den Wohnvierteln anstreben 
müssen. Dabei können die letzteren sowohl zwischen den die Hauptstraßen 
umsäumenden Geschäftsvierteln als auch weiter draußen liegen. 

c) Die Verbindungsglieder zwischen den Geschäfts- imd Verkehrs- 
zentren, den Bahnhöfen und den Wohngebieten in und außerhalb der Stadt usw. 
bilden die großen Hauptstraßen und die Straßenbahnen, welche vom' Stadt- 
zentrum nach den Außenbezirken imd Nachbarorten oder von einem Stadt- 
gebiet zum anderen laufen. Ihre Lage ist somit in erster Linie von 
Verkehrsrücksichten bedingt. Stets wird man sich fragen: „Welche 
Punkte unserer Stadt und ihrer Umgebung werden 
früher oder später der bequemsten raschesten ge- 
genseitigen Verbindung bedürfen?" 

Die Erfüllung der eben angedeuteten Verkehrsforderungen verlangt 
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jedoch nicht etwa schnurgerade Straßenführung auf weite Strecken, vielmehr 
werden Rücksichten auf die Geländegestaltung, auf vorhandene Wege, Grund- 
stücksgrenzen oder hervorragende Punkte vielfach ein Abweichen von der 
geraden Linie begründen. Auch gegen starke Winde schützen leicht ge- 
krümmte Straßen besser als lange, gerade; für ihre schönheitliche Wirkung 
haben wir Beispiele genug, wobei noch des Ümstandes gedacht werden soll, 
daß man in solchen Straßen auch die Fassaden der Häuser leichter über- 
sehen kann, was namentlich für Geschäftshäuser von Wert ist. Daß man 
anderseits in der Krümmung der Straßenachsen nicht zu weit gehen soll, 
bedarf heute keiner Auseinandersetzung mehr. 

Man wird also namentlich die Hauptstraßen höchstens mit(^anz schlanken 
Krümmungen und ganz leichten Versetzungen anlegen dürfen. Ihre Breite 
wird man gerne an denjenigen Stellen vermehren, wo Seitenstraßen ein- 
münden. Die Hauptstraßen führt man am besten seitlich an den Plätzen 
vorbei, nicht mitten durch sie hindurch. Wohnstraßen können sich mehr 
als die Verkehrsstraßen der Geländegestaltung und der Rücksicht auf Winde 
und Besonnung anschmiegen. Man hüte sich aber auch bei Wohnstraßen, 
jeder Geländefalte ängstlich zu folgen. Reine Ostweststraßen sucht man gerne 
zu vermeiden. Wohnstraßen sind ferner so anzuordnen, daß der Verkehr 
nicht durch sie hindurchgehen kann, daß aber trotzdem die Hauptstraßen 
von ihnen aus leicht zu erreichen sind. Dies gelingt unschwer bei entsprechen- 
der Plangestaltung. Die Höhenlage der Straßen hängt vom Grundwasser- 
stand ab, wegen der Unterbringung des Aushubmaterials kann man sie 
mit 0,5 m und mehr über dem Terrain annehmen, meistens wird man es 
vermeiden, Straßen tief in den Einschnitt zu legen. Eine Ausnahme 
hiervon bilden Landhaus- und Villenviertel, wo man jedoch unter Um- 
ständen auf Schneeverwehungen Rücksicht nehmen muß. 

Nicht immer wird sich die Auffüllung des Geländes in gewünschter 
Höhe durchführen lassen, dann wird die Kanalisation ganz bedeutende Vor-^ 
teile gewähren, da sie erst die Besiedelung eines solchen Gebiets ermc^licht. 
Solche Fälle eignen sich oft für Trennkanalisation mit zeitweiliger künst- 
licher Hebung der Regenabflußmengen. 

Zwischen den axial nach außen strebenden Hauptverkehrslinien bleiben 
verkehrsfreiere Gebiete übrig, welche sich zu ruhigeren Wohnvierteln und 
zur Einfügung von Erholungsanlagen eignen. 



d) Bezüglich der Straßenquerprof ile geben gewöhnlich schon 
die Bauordnungen gewisse Vorschriften. Wir möchten jedoch hier betonen, 
daß man die Kosten der Straßenherstellung namentlich in mittleren und 
kleineren Orten und in reinen Wohnstraßen doch wohl in vielen Fällen 
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noch herabsetzen könnte, wenn man sich mit dem wirklich Notwendigen 
begnügen würde. So ist es in einfachen Landhausvierteln nicht ausgeschlossen, 
die Straßen ohne Bürgersteige und mit einer Straßenrinne in der Mitte 
anzulegen. Auch in der Fahrbahnbreite läßt sich oft mehr sparen als es 
heute geschieht. 

Man gebe also den Yerkehrsstraßen reichliche, den Wohnstraßen spar- 
same Abmessungen. Diese Frage muß eingehend überlegt werden, spätere 
Änderungen kosten viel Geld. Die Steigung muß bei den Yerkehrsstraßen 
am geringsten imd darf bei den Wohnstraßen am größten sein. Wenn mög- 
lich, sollen die ersteren im Flachland nicht mehr als 2,5, im Mittelgebirge 
nicht mehr als 4 — 5 % erhalten, während man bei den Wohnstraßen im 
Mittelgebirge oft bis auf 6 — 7 % und mehr hinaufgehen muß. Bei größeren 
Steigungen können die Bürgersteige als Treppen ausgebildet werden. Straßen 
mit sehr geringem Gefälle verteuern die Kosten der Kanalisation. 

Während im Gebirge und Mittelgebirge die Einteilung eines rationellen 
. Straßennetzes von den Anforderungen einer richtigen Straßen t r a s s i e-/^ 
r u n g ausgehen muß, ist dies im Tiefland und in der Ebene nicht mehr ei] 
forderlich, da hier eine die Geländemodellierung berücksichtigende ingenieur- 
technische Trassierung in der Regel wegfällt. Hier können also die wirt- 
schaftlichen Erwägungen bezüglich der vorteilhaftesten Boden- 
ausnützung in den Vordergrund treten. Vielerlei Lösungen sind hier mög- 
lich; die richtige findet man durch Anfertigimg zahlreicher Projektvarianten 
und die wirtschaftliche Untersuchung jeder einzelnen derselben. 

e) Bebauimgspläne können und sollen künstlerische Qualität besitzen. 
Dann werden sie auch den Baukünstler anregen, die durch den Plan gegebenen : 
künstlerischen Möglichkeiten bei der (xestaltung von Häusern und Gelände- 
gruppen in die Wirklichkeit umzusetzen. In dieser Beziehung möchten wir 
besonders darauf hinweisen, daß die Straßen und Platzwände eine ge- 
schlossene Wirkung aufweisen sollen. Dies wird, ohne daß ein 
schachtartiger Eindruck entsteht, bei geeignetem Verhältnis zwischen Straßen- 
breite imd Höhe und bei richtiger Größenabmessung der Plätze erreicht, 
wenn, wie es heute bereits geschieht, für ganze Straßenzüge imd Plätze 
besondere Bauvorschriften erlassen werden. Was damit in Verkehrsstraßen 
erreicht werden kann, zeigen unter anderem die neuen Hamburger Straßen- 
durchbrüche. Auch in kleineren Orten wird man, wo Vorschriften fehlen, 
durch gütliches Zureden oder gewisse Pressionsmittel die Ausführung un- 
geeigneter Entwürfe da und dort verhindern können. 

Auch in einem und demselben Stadtgebiet wird man suchen, Ab- 
wechslung in die einzelnen Straßenzüge zu bringen, den verschiedenen Be- 
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dürfnissen, Wünschen und Lebensgewobuheiten der Bewohner Rechnung zu 
tTagen. Das Planbeiapiel (Fig. 1) zeigt einen Fall, bei welchem alles dies ver- 
säumt wurde. Ea ist eine für deutschen Geschmack wenig erfreuliche Arbeit. 

f) Wenn wir uns nun einer kurzen Besprechung der einzelnen 
Baugebiete zuwenden, so gehen wir am einfachsten von der Grestaltung 
des Baublocks aus. 

Bezüglioli der Baublocktiefe mögen folgende Andeutungen ge- 
nügen. In Geschäftevierteln, in welchen die Geschäftshäuser von einer 




Straße zur anderen durchgehen, sind 50 — ^70 m Baublocktiefe ausreichend. 
Im übrigen rechnet man für vier- bis fünfstöckige Geschäfts- und Mietshäuser 
mit Hintergebäuden {aber ohne Vorgärten) 40 — 60 m Baustellentiefe. 
Fehlen Hintergebäude, so kann man auf etwa 35 m berunte^hen. Für 
bürgerliche Einfamilienhäuser kommen 35 — 50 m, für Arbeiterwohnungen 
ohne Voigärten 15 — 20 m, für Fabriken dagegen 50 — 100 m Bauatellentiefe 
in Betracht. Dabei rechnet man als größte Tiefe besserer Wohnhäuser 
12 — 16 m, als kleinste Tiefe einfacher Wohngebäude 8 — 12 m. 

Die größte Wohndichte wird erzielt durch die sogenannte geschlossene 
Bauweise, namentlich wo die Vorderhäuser nach hinten vorstehende 
Bauteile, Queräügel, besitzen /und wo Hinterhäuser gestattet und. Solche 
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Sauweisen haben sich namentlich im Mittelpunkt größerer Städte entwickelt» 
aber auch die neuere Zeit ist nicht frei von solcher übermäßigen Ausnutzung 
des Bodens. Ein Beispiel hierfür ist das Gebiet zu beiden Seiten der Eaiser- 
straße in Frankfurt a. M., wenn auch hier hygienischen Anforderungen natür- 
lich mehr entsprochen ist als in alten Stadtkernen. 

In diesen Stadtkernen haben vielfach die Fehler der Bauordnungen, 
Mangel an Licht und Luft, Feuchtigkeit und Unreinlichkeit^), furchtbar enge 
Belegung der Wohnräume, Verhältnisse geschaffen, die ein Hohn auf imsere 
vielgerühmte Entwicklung sind*). Die wesentlich erhöhte Sterblichkeit, 
besonders unter den Kindern solcher Gebiete, ist ein trauriger aber un- 
trüglicher Beweis für diese Behauptung. 

Eine Verbesserung solcher Zustände wird erreicht durch hygienische 
Bauweise der Häuser, Verbot von Hinterhäusern, durch Dichtung und Ent- 
wässerung der Hofflächen, durch die Städtekanalisation, durch Hinausver- 
legung der Wohngebiete aus den Geschäftsvierteln (Unterstützung der City- 
bildung). Dadurch lassen sich die Nachteile der vielstockigen engen Bau- 
weise im Innern der Städte auf ein erträgliches Maß beschränken. Andere 
Mittel sind Erankenfürsorge, Bekämpfung des Schlafstellenwesens, Errichtung 
von Ledigenheimen. 

Eine weitere Verbesserung erzielt man durch Festlegung rück- 
wärtiger Baufluchten zur Verhinderung von Querflügeln an den 
Vorderhäusern. Dadurch erhält man im Innern der Blöcke einheitliche 
Lufträume und bessere Besonnung statt einzelner ungenügender luftloser 
Lichtschächte. Die so entstandene Freifläche sucht man neuerdings 
vielfach in für jeden Mieter abgeteilte Gärten, femer in Trocken- und Kinder- 
spielplätze aufzuteilen und duldet im übrigen höchstens kleine Gebäude wie 
Waschküchen und Holzställe, während man namentlich lärmende Gewerbe- 
betriebe fernhält. Die Einführung seitlicher Baufluchten er- 
möglicht es, die Bandbebauung eines Blocks an einzelnen Stellen behufs 
besserer Lüftung zu durchbrechen. 

Wo diese Blockeinteilung eine genügende Verzinsung nicht ermöglicht, 
hat man schon größere Baublöcke angewandt und diese durch schmale, mit 
Vorgärten versehene Privatstraßen untergeteilt. Wenn diese auch still 
und staubfrei sind, so müssen sie doch, um billig zu sein, schmal gehalten 
werden und sind dann nicht immer ausreichend für die Belichtung und 
Belüftung der an ihnen stehenden Hausseiten. 

In manchen Städten (z. B. in Stuttgart) hat man geglaubt, durch 

^) Berliner Häusergnippen mit mehreren Hinterhausreihen. 
2) Man daif aber keineswegs glauben, daß die Verhältnisse auf dem Lande all- 
gemein bessere seien. 



— 14 — 

Eiülegung von Zwischenräumen („BÄUwiche") zwischen den einzelnen Häusern 
Belichtung und Belüftung der Häuser zu bessern, jedoch ohne Erfolg. 

Die Nachteile dieser früher viel angewandten „Wiche" bestehen neben 
ästhetischen Mängeln darin, daß Geräusche und Staub in das Innere der 
Baublöcke dringen, daß die Kosten der städtischen Tiefbauten sich stark 
erhöhen, und daß namentlich die in den unteren Geschossen liegenden, nach 
dem Wich zugekehrten Zimmer weder licht noch Luft haben. 

Mit dem fruchtlosen Versuch des „Bauwichs" haben wir die geschlossene 
Bauweise verlassen und wenden ims der halboffenen Bauweise 
zu. Sie kommt in immer höherem Maße da zar Anwendung, wo sich eigent- 
lich weiträumige Bauweise namentlich der Kosten halber verbietet, wo man 
aber doch auf die Annehmlichkeiten und hygienischen Vorzüge der offenen 
Bauweise nicht ganz verzichten will. Wo und in welchem Umfang man 
diese einzelnen Bauarten verwenden kann, läßt sich nicht allgemein angeben, 
nur die Kenntnis der örtlichen Verhältnisse : Bodenpreise, Einwohnerzunahme, 
Nachfrage nach Wohnungen bestimmter Größe und Qualität, ermöglicht es, 
jdie genauen Bentabilitätsberechnungen aufzustellen, welche der ausgedehnten 
Einführung einer bestimmten derartigen Bauweise vorauszugehen haben. 
Dabei handelt es sich im wesentlichen um den Gruppen- und K e i h e n- 
wohnhausbau. 

Beim Gruppenwohnhausbau werden jeweils zwei bis drei Wohnhäuser 
zusammengestoßen; zwischen den einzehien Gruppen und im Innern der 
Blöcke verbleiben dadurch größere Freiflächen. Bisweilen findet man auch 
in einem und demselben Baublock sowohl Gruppen- als Einzelwohnhausbau. 
Stoßen sämtliche Häuser einer Blockseite aneinander, so spricht man von 
Beihenwohnhausbau. In diesem Fall läßt man zuweilen die Schmalseiten 
der Blöcke offen, namentlich wenn diese an Ostweststraßen liegen. In anderen 
Fällen bebaut man alle vier Blockseiten, läßt aber neben den vier Ecken 
größere Zwischenräume zwischen den Häusern frei (vgl. S. 13). 

In neuerer 2ieit hat man auch bei diesen Bauweisen die Baublöcke 
bisweilen vergrößert, durch ihre Mitte schmale Straßen geführt und dort 
Grünflächen und Kinderspielplätze angelegt. Auch durch derartige Maß- 
nahmen wird das Aussehen einer Stadt mannigfaltiger und reizvoller 
gestaltet. 

Der Beihenwohnhausbau eignet sich besonders gut für K 1 e i n- 
wohnungs- und Arbeiterwohngebiete. Soll er aber hier durch- 
dringen und sich ausbreiten, so sind ihn erleichternde Baubestimmungen 
unerläßlich. Es ist schon mehrfach nachgewiesen worden, daß Beihenwohn- 
hausgebiete, welche ohne Erlaß besonderer unterstützender Bauvorschriften 
entstanden, sich nicht weiter ausbreiten konnten, da sie nicht rentierten. 
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Die Gründe hierfür liegen in der geringen Zahlkraft der Mieter, dem häufigen 
Mieterwechsel und der starken Abnutzung der Wohnungen. 

Wo derartige erleichternde Bauvorschriften die Baulust nicht anzu- 
spornen vermochten, haben die Gemeinden oft selbst eingegriffen und billige 
Wohnungen erstellt. Bekannt sind unter anderen die Leistungen der Stadt 
TTlm a. d. D. Durch gewandte Bodenpolitik, namentlich durch umfangreiche 
Grundstucksankäufe haben es manche Städte erreicht, einen gewissen Einfluß 
auf die Gestaltung der Boden- und damit der Mietpreise zu gewinnen. Auch 
haben Städte, z. B. Frankfurt a. M., mittels der Einrichtung der Erb- 
pacht weiteren Kreisen einen Ersatz für eigenen Grund und eigenes Heim 
geboten. 

Die angenehmste und hygienisch beste, aber teuerste Wohngelegenheit 
bieten die Landhaus- und Villenviertel, bei welchen man wieder 
nach der Bauweise und gegenseitiger Entfernung der Häuser mehrere 
Stufen unterscheiden kann. Solche Gebiete erfordern kleine Haushöhen, 
große Hausabstände, Verhinderung lärmender und lästiger Betriebe, sowie 
strenge Bestinmaungen zur Erhaltung der Bauweise. Man muß sehr vor- 
sichtig mit Dispensationen sein, damit nicht zur Nachahmung reizende Vor- 
gänge die Strenge der entscheidenden Beamten einschläfern. 

Landhaus- und Villenviertel sind an freien, luftigen, rauchlosen Plätzen, 
meist also im Westen der Ansiedlungen an Hängen oder auf Höhenrücken, 
anzulegen und bedürfen namentUch guter Fußgängerverbindungen mit dem 
Stadtkern und den Geschäftsvierteln. 

Eine besondere Behandlung verlangen noch die in manchen Mittel- und 
Kleinstädten aufkonamenden Industrieviertel. 

Industrieviertel sollen von den Wohnvierteln möglichst getrennt und 
so liegen, daß Rauch und üble Gerüche möglichst nicht nach den anderen 
Stadtteilen hinziehen können. Erforderlich sind bequemste Verbindungen 
nach den Güterbahnhöfen mit Geleisanschlüssen, eventuell teilweise auch 
Anschlüsse an Wasserstraßen und gute Erweiterungsfähigkeit. Die Bau- 
blöcke müssen hier sehr tief sein. Es empfiehlt sich , im Anfang nur die 
Hauptstraßen durchzuführen, um später die Unterteilung nach Bedarf 
ändern zu können. Die Geleise führen bisweilen parallel zu den Haupt- 
straßen mitten durch die Baublöcke hindurch, da sie dann direkt in die 
Fabrikhöfe führen können imd nur die mehr untergeordneten Querstraßen 
kreuzen. 

Für die Bauwesen in Industriegebieten müssen solche Bestimmungen 
getroffen werden, daß sie neben der Wahrung notwendiger Sicherheit den 
verschiedenen Industrien möglichste Freiheit der Entwicklung lassen. Schi- 
kanöse Handhabung der Vorschriften ist zu vermeiden. 
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Zusammenfassung. 

Passen wir das Bisherige zusammen, so kommen folgende Grundsätze 
und Arbeiten bei der Planung modemer Stadtanlagen in Betracht: 

1. Aufsuchung der Hauptverkehrslinien (an diesen die Geschäftsviertel) ; 
bequeme Verbindung der einzelnen Verkehrszentren. Zu weitgehende Zu- 
öammendrängung des Verkehrs in den Stadtmitten ist zu bekämpfen, 

2. Statt der schalenförmigen Stadtanlagen empfehlen sich große radiale, 
diagonal untereinander verbundene Ausfallstraßen mit schlanker, straffer 
Führung: strahlenförmige Stadtentwicklung. 

3. Die strahlenförmige Stadtentwicklung ermöglicht es, Wohngebiete 
und Freiflächen für die Erholung bis an den Kern der Städte heranzuziehen. 
Kingstra£en sind, wenn weit vom Verkehrszentrum entfernt, unbelebt. 

4. Berücksichtigung der Verkehrsmittel für Nah- und Fernverkehr; 
Mittel für spätere Entlastung sind vorzusehen. 

5. Berücksichtigung der Möglichkeit rationeller Entwässerung. 

6. Abgrenzung der Geschäfts-, Wohn-, Industrie-, ELleinwohnungs-, 
Arbeiter- und Villengebiete; klare Trennung und sachgemäße Gruppierung; 
individuelle Ausgestaltung. Revision der Bauordnungen. 

7. Anordnung der Plätze in geeigneter gegenseitiger Lage und Ent- 
fernung, als Teilzentren des Gesamtstadtgebiets. 

8. Bechtzeitige Sicherung der Baustellen für wichtige Gebäude, für 
Park-, Spiel-, Sport- und Ausstellungsplätze. Entscheidung, ob „Wald- und 
Wiesengürtel" oder Einzelanlagen zwischen den Verkehrsstrahlen, oder beides. 

9. Modernisierung des Stadtinnem in verkehrstechnischer und ge- 
sundheitlicher Beziehung. Durchbrüche und Straßenerbreiterungen. (Hierbei 
fallen notwendig auch die Hinterhäuser.) 

10. Künstlerische Durcharbeitung der Projekte; anschauliche Dar- 
stellungen; Perspektiven; Modelle. 

11. Weitestgehende Voraussicht und Bücksicht auf spätere Erweite- 
rungen und Veränderungsmöglichkeiten. 

12. Berücki/ichtigung wirtschaftlicher Gesichtspunkte bei Einteilung 
des Straßennetzes, der Baublöcke und bei etwaigen Grundstücksumlegungen» 

6. Beispiele. 

a) Der Bebauungsplan für den Kienberg bei Freu- 
denstadt (Fig. 2) diene als Beispiel f iir ein reines Wohngebiet, bei welchem 
in der Hauptsache gesimdheitliche und schönheitliche Kücksichten maß- 
gebend waren. 



Weymaob. Obei Bebkanngs plane and EntwasseranBBiuUscn. 



— 18 - 

Unmittelbar westlich an die letzten Häuser der als Luftkurort be- 
kannten württembergischen Oberamtsstadt Freudenstadt schließt sich ein 
nach Süden, Osten und Norden sanft abgedachter, im Westen von hohem 
alten Tannenwald bestandener Bergrücken, der Kienberg, an. Die unmittel- 
bare Nähe des Waldes, die leichte Erreichbarkeit der Stadt mit ihren viel- 
seitigen Bahnverbindungen, die wundervolle Aussicht nach den Höhen und 
Tälern des Schwarzwaldes über das Schwäbische Stufenland hinweg bis zu 
den fernen blaßblauen Höhen der Schwäbischen Alb bieten für dauernde 
Ansiedlung im eigenen Heim Vorzüge, wie sie in dieser Vereinigung nur 
selten zu finden sind. 

Wenn die Bebauung dieses Gebiets bisher über erste Anfänge nicht 
hinauskam, so liegt dies mit daran, daß viele den Berg seiner selten schönen 
Aussicht wegen von der Bebauung überhaupt ausschließen wollten. 

Als sich die Stadtgemeinde Freudenstadt nun doch entschloß, den 
Kienberg der Bebauung zugänglich zu machen, tat sie dies einerseits in dem 
Wunsch, zahlreichen Fremden und Einheimischen Gelegenheit zur Erwerbung 
von Grund und Boden und zur dauernden Ansiedlung zu geben, anderseits 
aber im Gefühl der Verpflichtung, durch die Art der Straßenführung 
und der Anbauvorschriften für die Erhaltung der eigenartigen Bergform, 
Bergschönheit und der landschaftlichen Reize des Kienbergs zu sorgen. 

Bei der Aufstellung des Projektes hat der Verfasser dieser Zeilen durch 
die Straßenführung angestrebt, daß man von jedem Punkt des neuen Gebiets 
ohne große Umwege nach dem Mittelpunkt und sonst wichtigen Stellen 
von Freudenstadt gelangen könne und durch die Lage der im allgemeinen 
am Hang entlang geführten Straßen in Verbindung mit den Anbauvor- 
schriften darauf hingewirkt, daß die Dachfirste der Gebäude die charak- 
teristische Form des Kienbergs, seine leicht geschwungene Kuppe nicht 
verwischen, sondern eher betonen werden. Femer ist namentlich durch 
entsprechende Bauverbote erreicht, daß die verschiedenen Aussichtsmöglich- 
keiten auch in Zukunft nicht mehr, als bei einer Bebauung unumgänglich 
notwendig, beschränkt werden. 

Durch den seitens der Stadtverwaltung für den größten Teil des Gebiets 
vorgesehenen Gebäudeabstand von 20 m ohne Forderung einer zur Straße 
parallelen Bauflucht ist erreicht, daß allenthalben freie Durchblicke bleiben, 
trotzdem aber die Bewohner der einzelnen Häuser gegenseitige Störungen 
nicht zu befürchten haben werden. Die Baublöcke sind im übrigen so groß 
gehalten, daß der Ankauf eines ganzen Blockes für eine Villa Schwierigkeiten 
nicht begegnet. 

Die Straßen haben, soweit sie sich nicht an vorhandene Wege an- 
schließen mußten, allenthalben leicht geschwungene Linienführung erhalten, 
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welche in Verbindung mit reicher Baumbepflanzung und dem Grün der 
Gärten ein anziehendes, abwechslungsreiches Bild gewährleisten. Die Straßen- 
steigungen überschreiten nirgends das sich aus der Natur des Geländes und 
ihrer vorzusehenden Benutzung ergebende Maß. Die geringste Wegbreite 
beträgt nur 6 m, über 12 m Straßenbreite kommt nicht vor. Die kleinste 
Vorgartenbreite beträgt 5 m, ohne daß eine beliebige größere Breite aus- 
geschlossen wäre. 

Alle Anbaubestimmungen werden so getroffen, daß das Gesamtbild 
schädigende Übergriffe einzelner verhütet und ohne zu große Härten gegen 
den einen oder zu große Nachgiebigkeit gegen den anderen auf dem ganzen 
Gebiet jeder schablonenhafte Zug vermieden wird. 

In der Hauptsache ist anderthalbstöckiger Einfamilienhausbau vor- 
gesehen, doch soll an einigen Stellen auch Reihenwohnhausbau zugelassen 
werden. Über die Höhe der Firste und Dachtraufen werden im Interesse 
des Ganzen geeignete Bestimmungen getroffen werden. Am besten eignen 
sich ruhige Dachformen und langgestreckte Gebäudeformen ohne unnötige 
Dachaufbauten. Die oberste Höhe des Kienbergs würde durch einen breit 
gelagerten, nicht hohen größeren Bau (Erholungsheim, Hotel) vorteilhaft 
betont werden können. 

Da das Hauptrohr der Freudenstadter Wasserleitung schon jetzt über 
den Kienberg hinwegführt und die Kanalisation des Gebiets keinerlei ernst- 
liche Schwierigkeiten bereiten wird, Freudenstadt im übrigen Kanalisation 
und Kläranlage besitzt, so sind alle Bedingungen vorhanden, welche in dem 
neuen Gebiet ein schönes und behagliches Wohnen ermöglichen werden. 

b)Der Erweiterungsplan der Stadt Pfullingen 
(Fig. 3) wurde vom Verfasser im Jahr 1909 anläßlich der Aufstellung des 
Kanalisationsprojekts bearbeitet. Hier mußte die ganze Plangestaltung 
von den zu wählenden Hauptverkehrsstraßen ausgehen, was zu nachstehend 
beschriebener Lösung führte. 

Von der Stelle A in Pfullingen führt heute schon die Straße A — B 
nach Eningen, ebenso von der Stelle B eine Straße nach Reutlingen. Den 
Ostrand des Gebiets bildet die Eisenbahnlinie Pfullingen — Reutlingen, den 
Westrand die Echaz, den Nordrand die Grenze der Markung Pfullingen. 
Dieses ganze Gebiet zeigt ein ziemlich gleichmäßiges Gefälle von Süden 
nach Norden. 

Zunächst waren die Hauptverkehrslinien festzulegen. Dazu wurden 
in erster Linie die vorhandenen Straßen und Wege benutzt. Femer handelte 
es sich darum, das Zentrum des neuen Gebiets (E) sowohl mit dem gegen- 
wärtigen SiCntrum von Pfullingen als mit Reutlingen in möglichst nahe Ver- 
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bindung zu bringen. Dies geschah durch den Straßenzug A — D^-E und 
C — F — E, Zur Entlastung dieses Straßenzugs und um zwischen deüi jetzigen 
Pfullingen und Reutlingen eine nähere Verbindung zu schaffen, wurde der 
Straßenzug A — G — H — K — C geschaffen. Dieser, mit der von ihm ab- 
zweigenden Straße G — / — K, hat zugleich den Zweck, den tiefstliegenden 
Hauptsammler des ganzen heutigen und späteren Stadtgebiets Pfullingen 
aufzunehmen, und ist so geführt, daß die Ableitung des Kanalisationswassers 
mit geringsten Kosten und auch bei späterem vollem Ausbau des Gebiets 
ohne Änderung früher fertiggestellter Strecken wird erfolgen können. 

Als Zufahrtsstraße zu einer späteren Stadterweiterung östlich der Bahn- 
linie dient das Straßenstück D — A'^ — L, Vom Punkt F bachaufwärts nach 
Osten (P) gabelt sich die Straße, und es ist dort die Anlage eines Volksparks 
sowie öffentlicher Anlagen vorgesehen. 

Aus den eben besprochenen grundlegenden Straßenzügen ergaben sich 
die übrigen Straßen nahezu von selbst. Es ist Sorge getragen, daß die 
Hauptstraßen in schlanken Linien ihr Ziel rasch erreichen, und daß trotzdem 
durch die Anlage der Plätze usw. rege Abwechslung in das Stadtbild kommt. 
Bei den Nebenstraßen sind die Krümmungen teilweise etwas stärker gehalten, 
jedoch im allgemeinen nicht weiter gehend, als es schon die Forderung recht- 
eckiger Baublockecken verlangte. Für eine Reihe hervorragender Gebäude 
sind in dem Plan passende Plätze angedeutet. Mit der Anlage von Baum- 
reihen bin ich sparsam gewesen, ich habe sie nur an Straßen angebracht, 
wo sie als Schattenspender wirklich einen Zweck haben, also z. B. nicht 
auf der Westseite von angenähert südnördlich laufenden Straßen, wo die 
Häuser selbst Schatten geben. Rein südnördliche Straßen sind, soweit es 
möglich war, vermieden worden. Die Schnitte der Straßenlinien mit den 
vorhandenen Grundstücksgrenzen haben sich im allgemeinen recht günstig 
gestalten lassen. Leider ist dies aus dem Plan nicht zu ersehen, er hätte 
sonst im übrigen an Deutlichkeit verloren. Es wird nicht immer möglich 
sein, auf bestehende Grundstücksgrenzen Rücksicht zu nehmen; in einzelnen 
Fällen wird es im Gegenteil besser sein, diese Rücksichten fallen zu lassen, 
um nicht zu Künsteleien in der Straßenführung genötigt zu sein. Sie sind 
zu verwerfen, auch wenn sie hier und dort schon für besonders tiefe Inspira- 
tionen gehalten wurden. 

Was die Einteilung in Baugebiete anbelangt, so mußte der Plan so 
gefertigt werden, daß noch Änderungen gegenüber den jetzigen Absichten 
möglich sind. Soweit sich die Verhältnisse jetzt übersehen lassen, wird das 
Gebiet nördlich der Linie K — F — M — B in erster Linie für Industrie in 
Betracht kommen, zumal Bahnanschluß möglich ist; daran schließt sich in 
der Fläche B—M—N^-O—L—P—B ein hauptsächlich für die arbeitende 
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Bevölkerung bequem gelegenes Gebiet an; hierzu gehört neben einigen Spiel- 
plätzen vor allem der große Volkspark an dem von P nach F fließenden 
Bach. Die Hauptstraßen A — D — L, A — Z) — B und A — D — C, sowie A — G — 
K — C werden auch die Hauptgeschäftsstraßen sein. Das Gebiet A — E — F — 
K — J — G — A eignet sich besonders als Wohngegend für mittlere und wohl- 
habende Bevölkerungskreise. Ein Villenviertel findet sich in dem bear- 
beiteten Gebiet nicht, für seinen Platz kämen die Hänge östlich der Bahn 
in Betracht. 

Bezüglich der Straßenbreiten geht der Entwurf nicht über generelle 
Andeutungen hinaus. Verkehrsstraßen sollen recht reichliche Breiten auf- 
weisen, bei den eigentlichen Wohnstraßen soll die Breite im Verhältnis 
wesentlich geringer sein, geringer auch, als man dies heute oft für notwendig 
erachtet. Auch ist zu empfehlen, Wohnstraßen so anzuordnen, daß sie 
nach beiden Seiten vom durchgehenden Verkehr abgeschlossen sind. Auch 
dieser Forderung wurde zu entsprechen versucht. 

c) DerBebauungsplanfürdasSüdgebietderStadt 
Feuerbach bei Stuttgart (Fig. 4) stellt die Lösung einer Aufgabe 
dar, bei welcher sowohl Verkehrsforderungen als ästhetische Forderungen in 
einem teilweise sehr schwierigen, steilen Gelände zu berücksichtigen waren. 

Es handelte sich hier um den Bebauungsplan für einen sehr steilen 
Hang und eine sich daran anschließende ziemlich wellige Hochfläche zwischen 
Stuttgart und Feuerbach. 

Bei den Straßen ist, soweit es sich mit technischen und ästhetischen 
Gesichtspunkten vereinbaren ließ, Rücksicht auf bestehende Wege und auf 
Eigentumsgrenzen genommen worden. Dies konnte jedoch, insbesondere 
bezüglich einer günstigen Entwässerung, die sowohl in dem zerrissenen 
Gelände auf der Höhe des Bergs, als an dem südwestlich liegenden Tief- 
gebiet nicht ganz einfach werden dürfte, nicht immer erreicht werden. 

Als erste Hauptverbindung zwischen Feuerbach (am unteren Rande 
des Plans) und Stuttgart (welches sich unmittelbar oben rechts an den Plan 
anschließt) erwies sich die Führung des Linienzugs 1, 2, 3, 2J, 4 als erforder- 
lich. Dieser Zug verbindet bei einer leicht zu überwindenden größten Steigung 
von 5,5 % das westliche Gebiet von Stuttgart mit dem Zentrum von Feuer- 
bach. Die Straße besitzt drei ziemlich scharfe Kehren, die aber auch bei 
einer eventuellen Trassenverschiebung oder bei der Wahl einer anderen zu- 
lässigen Steigung nicht zu vermeiden gewesen wären. Der geringste Krüm- 
mungsradius beträgt 35 m bei einer Ermäßigung der Steigung auf 4 %. 
Es ist also sowohl einem starken Automobilverkehr, als auch einer glatten 
zweigleisigen Straßenbahnverbindung Rechnung getragen. 




s; 
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Zum Vergleich mit den Minimalmaßen für den Straßenbahnverkehr 
gebe ich folgende, für die Stuttgarter Straßenbahnen geltende Bestimmungen: 



Steigung 


Minimalradius 


0-2% 


20 m 


2-4% 


30 m 


mehr als 4 % 


40 m 



Steigungen über 6 % sollten für Straßenbahnverkehr nach Möglichkeit 
vermieden werden. Die mit Straßenbahn versehene Alexanderstraße in 
Stuttgart weist jedoch eine Steigung von 1:11 oder 9,1 % auf. 

Die Ausführung der Straße 1 — 2 — 3 — 25 — 4 wird keine großen Erd- 
bewegungen erfordern, und auch die schon bestehenden und zu erhaltenden 
Wege lassen sich leicht an die neue Steige anschließen, so daß die im Plan 
eingezeichnete Linienführung wohl als die wirtschaftlich günstigste bezeichnet 
werden kann. 

Eine zweite Hauptstraße 2 — 5 — 6 — 7 — 8 — 9 — 10 verbindet d i e F e u e r- 
bacher Heide mit dem Bahnhof Feuerbach und erschließt 
zugleich für die Straßenbahn und den sonstigen Verkehr das ganze neue 
Gebiet, welches durch diese 15 m breite Straße mitten durchschnitten wird. 
Die Höchststeigung beträgt auf etwa 300 m Länge 6,87 %. Zur Überwindung 
der außerordentlich großen Höhenunterschiede sind zwei, in ästhetischer 
Beziehung vielleicht nicht ganz einwandfreie, aber nicht zu vermeidende 
Wendeplatten eingelegt, die mit den für glatten Straßenbahnverkehr erforder- 
lichen Maßen für Steigung und Krümmung entworfen sind. Eine günstigere 
Führung dieser notwendigen und verhältnismäßig kurzen Verbindung mit 
den Höhen ist nicht wohl möglich. 

Der Straßenzug 8 — 11 — 12 verbindet die Mitte und den Westen 
des neuen Gebiets mit der sogenannten „Praggegend" von Stuttgart. Die 
schlechte Wirkung des konvexen Längenprofils dieser 15 m breiten Straße, 
die in der Nähe des Birkenwäldchens (zwischen 11 und 8) ihren höchsten 
Punkt erreicht, und von da nach beiden Seiten fällt, ist durch entsprechend 
starke Krümmung zum Teil aufgehoben. Die Möglichkeit einer Straßenbahn- 
verbindung (mit Anschluß in Punkt 8 an die Linie 10 — 9 — 8 — 7) ist auch 
hier gegeben. 

Von ganz besonderer Bedeutung ist die Anlage der Straße 7 — 14 — 15— 3 ^ 
die als A u s s i c h t s s t r a ß e ersten Ranges mit nur geringer Steigung 
entlang den Hängen des neuen Gebiets, von Südwest nach Nordost ziehend, 
geführt ist. Auf der Talseite größtenteils eine schöne Aussicht aui Feuer- 
bach und in weiter Ferne sich verlierenden Höhenzüge gewährend, in 
den durch das Terrain gebotenen vielfachen Krümmungen den Blick auf 
gärtnerische Anlagen, auf die die Hangseite zierenden Villen lenkend, 
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bietet die 12,5 m breite Straße, die dem steilen, durch Schluchten unter- 
brochenen Gelände angeschmiegt ist, auf ihre ganze Länge den Spazier* 
gangem stets wechselnde reizvolle Bilder; die talseitige Aussicht soll durch 
ein Bauverbot gesichert werden, die so weit ausgedehnt wird, daß am Talhang 
erbaute, 15 m hohe Häuser den Ausblick nicht stören können. Zur Erhöhung 
der Mannigfaltigkeit des Straßenbildes ist an zwei Stellen Bebauung auf 
beiden Straßenseiten vorgesehen, welche die weiten, mit Bauverbot belegten 
Strecken angenehm unterbricht. Die Vorgartenbreite an der Bergseite soll 
mindestens 6 m betragen, der Rand des talseitigen 4 m breiten Gehwegs 
wird durchweg mit Bäumen in je 8 m Abstand bepflanzt. 

Einem ähnlichen Zweck soll die Straße 15 — 16 — 17 — 18 dienen, 
die auf dem Höhenrücken des Gebiets gegen den höchsten 
Punkt hinführt. An zwei Punkten dieser Straße, die (auf der Strecke 16 — 17 
und bis zur Mitte der Strecke 17 — 18) eine im allgemeinen gerade Linien- 
führung zeigt, war ein auffallender Gefällswechsel nicht zu umgehen. Die 
dadurch entstandene Störung des Straßenbildes kann aber durch abschließende 
Baumgruppen und Buschwerk dem Auge verborgen werden. Um der Straße 
außerdem ein besonders freundliches, landschaftlich anziehendes Gepräge 
zu geben, ist auf beiden Seiten derselben ein Bauverbot von 20 m Breite 
angenommen. Auf dieser Fläche sollten nur niedere Pflanzen und Obst- 
spaliere stehen; man wird dann das Gefühl haben, selbst in Gärten zu wandeln. 
Dazu kommen am Rand der im ganzen 3,5 m breiten Gehwege 1 m hohe 
Bosketts und Bäume, so daß die Straße den Eindruck einer Gartenstraße 
machen wird, ohne daß zu diesem Zweck bei dem Villencharakter der Straße 
große Opfer an Grund und Boden notwendig geworden wären. 

Eine Übersicht über das Netz der Hauptstraßen zeigt, daß sie das 
ganze Gebiet aui- bzw. unterteilen und letzteres von allen Seiten leicht 
zugänglich machen. Unnötige Krümmungen sind im Interesse eines glatten 
Automobilverkehrs, der sich auch in einem derartigen Wohngebiet ent- 
wickeln wird, überall vermieden worden, es sei denn, daß sie sonstigen städte- 
baulichen Forderungen entsprachen. 

Das über die Verkehrsstraßen bisher Gesagte kommt, abgesehen von 
den Promenadestraßen, im wesentlichen für den Verkehr mit Fahrzeugen 
in Betracht, die wegen des steilen Geländes ein an und für sich nahes Ziel 
auf großen Umwegen erreichen müssen. Für die Fußgänger aber 
sind im ganzen Gebiet abkürzende Wege und Staffelauf- 
gänge geschaffen, die sie in kürzester Zeit vom Tale auf die Höhen führen, 
was auch zur raschen Erreichung der Aussichtspunkte und öffentlichen 
Anlagen erwünscht sein dürfte. 

Bei der Festsetzung der einzelnen Bauquartiere bin ich davon aus- 
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gegangen, daß für jede Einwohnerklasse und die ihr entsprechende Bauweise 
nicht nur ein einziger Gebietsteil zur Bebauung bestimmt weiden darf, 
sondern daß sich sämtliche Bebauungsklassen auf das 
ganze Gebiet verteilen müssen. Den Einwohnern ist dadurch 
Gelegenheit gegeben, sich ihre Wohnung jeweils in der Nähe ihrer Arbeits- 
stelle wählen zu können. Ferner waren für die Wahl der Bauquartiere die 
Bodenpreise maßgebend, die wieder abhängig sind von der landschaftlichen 
Schönheit, der Zugänglichkeit und der Bebauungsmöglichkeit der einzelnen 
Punkte, so daß die teuersten Wohngebiete an diejenigen Stellen kommen, 
an denen das Bauen an und für sich am kostspieligsten ist, und daß sich 
die übrigen Bauquartiere in entsprechender Abstufung anreihen. 

Diese Gesichtspunkte haben dazu geführt, daß für die Erstellung der 
Landhäuser mit großem Gartenbesitz die Höhen des Killesbergs, ferner die 
im Nordwest und Südwest des neuen Gebiets das Tal umrahmenden Hänge 
mit ihrer schönen Aussicht gewählt wurden. 

Offene Bauweise für mehr alsVierzimmerwohnungen 
habe ich sowohl im Norden zwischen den Punkten 8 und 9 längs der Serpen- 
tine, als auch im Süden an der Steige 2 — 3 gegen den Kräherwald hin vor- 
gesehen; feiner findet sie sich an der Südostseite der mittleren Schmuck- 
straße 16—17—18, 

Die Umgegend der Steinbrüche zeigt zum größten Teil Gruppen- 
bzw. Reihenhausbau für bis zuVierzimmerwohnungen; 
doch ist letzterer auch im Südwesten, Westen und Nordwesten angenommen, 
also auf dem ganzen Gebiet in ziemlich ausgedehntem Maße verteilt. 

Die geschlossene Bebauung mit und ohne rück- 
wärtige Baulinie soll auf dem billigsten Boden erstehen; sie ist in 
dem im Westen gelegenen Talgebiet durchweg angewandt, ferner längs der 
Südostgrenze zwischen Stuttgart und Feuerbach in dem dortigen landschaft- 
lich weniger anziehenden Gebiet und östlich der Steinbrüche. 

Das ganze Südgebiet der Stadt Feuerbach kann bei Beachtung dieser 
Vorschläge in geeigneter, seinen Bodenwerten entsprechender Weise aus- 
genutzt und überbaut werden. 

Durch eine Reihe von gärtnerischen Anlagen, welche aus 
dem Plan zu ersehen sind, ist darauf Rücksicht genommen, den landschaft- 
lichen Charakter der Gegend an möglichst vielen Stellen zu betonen. Ein 
besonderes Mittel hierzu gaben einige aufgelassene Steinbrüche, etwas links 
von der Mitte des ganzen Gebiets. Hierdurch wurde eine im Städtebau 
seltene Gelegenheit zur billigen Erstellung großer öffentlicher Anlagen 
gegeben. Zahlreiche, bis zu 20 m hohe Steilabfälle hätten eine Bebauung 
dieses Gebiets in hohem Maße erschwert, und dessen gute Entwässerung 
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fast unmöglich gemacht. Anderseits werden diese ungewöhnlichen Gelände- 
formen einem großzügig angelegten Erholungspark bei geeigneter Aus- 
schmückung eine bedeutende Wirkung verleihen. Dabei ist gedacht, daß 
jeweils am Fuß der Steilabfälle Bäume und Buschwerk gepflanzt werden, 
und daß im übrigen möglichst wenig an den zufälligen Geländeformen ge- 
ändert wird. 

Die Krönung des gesamten neuen Baugebiets stellt der sogenannte 
Eillesberg (Punkt 18) dar, der jetzt schon zum größten Teile der Stadt- 
gemeinde gehört. Ich denke mir den Ausbau dieses Hochpunkts zu einem 
Erholungs- und Spielplatz, wozu er zumal wegen seiner nach allen Seiten 
gerichteten hervorragenden Femsicht ganz besonders geeignet ist. Eine 
der projektierten Straßenbahnlinien führt ganz nahe an ihm vorbei, ohne 
ihn direkt zu berühren. Notwendig wäre ein Restaurationsgebäude mit den 
erforderlichen Betriebsräumen und einem Stallgebäude; dazu kommt ein 
nach Nordwesten gelegener Wirtschaftsgarten und eine nach Südosten ge- 
legene Terrasse mit Aussicht auf die Ausläufer von Stuttgart und das Neckar- 
tal. Die freigelassenen Basenflächen können zu Spielplätzen für Erwachsene 
und Kinder Verwendung finden. 

Bezüglich der Anbauvorschriften habe ich mich zunächst 
auf Andeutungen beschränkt, da es zwecklos wäre. Solange der Bebauungsplan 
noch nicht von den Behörden genehmigt ist, mit Einzelvorschlägen zu Anbau- 
vorschriften zu kommen. Nach durchgeführter Genehmigung des Plans wird 
es keine Schwierigkeiten machen, in Anlehnung an das schon Gegebene und 
mit Berücksichtigung der landschaftlichen Vorzüge des Gesamtgebiets die 
Anbauvorschriften für die einzelnen Straßen festzustellen. 

7. Einzelheiten. ^ ■'' ■■•^ 

Die folgenden Beispiele zeigen Einzelheiten, welche beim Entwurf der 
Bebauungspläne zu beachten sind: 

a) Auf geraden Straßenstrecken sollten Knicke im Straßenvisier stets 
vermieden oder (durch Krümmung der Straße, Anlagen oder Bauwerke) 
unsichtbar gemacht werden. Ein besonders schlechtes Bild gibt die gerade 
Führung einer Straße über eine Höhe hinweg (Sattlerstraße, Stuttgart, 
Fig. 5), weil dem Beschauer die unteren Teile der Häuser wie weggeschnitten 
erscheinen. 

b) Ein Straßennetz, das ohne Rücksicht auf die Schichtlinien des 
Geländes wie in Fig. 6 angelegt ist, wird stets unschön sein, aber auch un- 
praktisch und teuer für den Straßen-, Haus- und Kanalisationsbau werden. 
Eine in den Berg hineinlaufende Straßenkurve, wie sie Fig. 7 aus einem 
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württembergisclien Stadtplan zeigt, ist eine böse Gedankenlosigkeit, welche 
eine Stadt viel Geld kostet. 

c) Weit schwieriger noch als die Herstellung von Plänen für unbebaute 
Flächen ist die Verbesserung der Pläne für bereits bewohnte Gebiete, nament- 
lich in den alten, oft engen und winkligen Straßen. Hier muß die allergrößte 




Fig. 5. 



Vorsicht walten, damit nicht unter der an sich wohl berechtigten Befriedigung 
heutiger und zukünftiger Bedürfnisse das künstlerisch wertvolle Alte mehr 
als unbedingt nötig Schaden leide. Hiergegen wurde und wird noch viel ge- 
sündigt. Ohne dringenden Zwang sollte man durchgreifende Änderungen 
nicht vornehmen und niemals ohne Zuziehung eines Sachverständigen. 





Fig. 6. 



Fig. 7. 



Die drei folgenden Beispiele zeigen je eine schlechtere und eine bessere 
Lösung. 

Im ersten Beispiel (Fig. 8), welches die unregelmäßige Wand einer, 
alten Straße zeigt, würden manche die gerade Führung acb der Straßen- 
flucht für die richtige halten. Sie besitzt aber nicht den geringsten Vorzug 
vor der gebrochenen Führung acdefg, welche nur das Haus Nr. 3 beein- 
flußt, dagegen vor dem Haus Nr. 4 einen Platz frei läßt, den einige Bäume 
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oder etwa ein Brunnen schmücken mögen. Will man ein übriges tun, so 
kann man später einmal bei günstiger Gelegenheit das Stück acdh noch 
zur Straße schlagen. 

Im zweiten Beispiel verengte das Eckhaus in lästiger Weise den Aus- 
gang der einen Straße (Fig. 9, 1). Bei der ersten Lösung (Fig. 10, II) müßtä 
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der ganze vorspringende Teil des Hauses fallen, die bessere, in vielen Fällen 
m^liche Lösung {Fig. 11, III) führt den Bürgersteig als Laubengang unter 



dem Haus hindurch und e^bt so eine originellere, die Phantade des 
Architekten anregende Lösung unter Vermeidung allzugroßer Wertver- 
minderung des Hauses. 

Im dritten Beispiel (Fig. 12 u. 13) ist in Lösung I dem alten schloß- 



artigen Bau durch die StraQenpiojekte Gewalt angetan. Der Bau wird 
durch ue angeschnitten, müßte also fallen, wenn man räch nicht doch später 
eines Besseren besinnt und Lösung II (Fig. 13) durchführt, wo der Bau 
ohne grojk Opfer erhalten und durch gärtnerische Anlagen in seiner Wirkung 
gehoben wird. 

Es ist einleuchtend: um gute Lösungen durchfuhren zu können, ist 
viel Arbeit zu leisten, die Gemeindevorsteher müssen das Ziel durch An- 
leitung und Überredung von langer Hand vorbereiten und die Gemeinden 
müssen sich rechtzeitig durch Kauf oder Vertrag in den Besitz der nötigen 
Grundstücke setzen. Hierzu zwei Beispiele. 

Von der Straße 4 B in Fig. Ü zweigt seitlich eine Straße mit erheb- 
licher Steigung ab. Eine vorsichtige Gemeinde wird sich das Dreieck bei a 
rechtzeitig sichern, um die spitze Ecke seinerzeit, etwa durch eine kleine 



Treppenanlage mit Brunnen oder durch eine Basenfläche, in ihrer sonst un- 
schönen Wirkung verbessern zu können. 

Solche spitze Straßeneinmündungswinkel, wie den in Fig. 14 dar- 
gestellten, sucht man im allgemeinen zu vermeiden, weil die Grundlösung 
für das Eckhaus oft nur unbefriedigend ausfallt und auch das Aussehen des 
Hauses bei a unschön wirkt, wenn man die Schmalseite nicht mindestens 
5—^ m breit macht und (wie an Pariser Beispielen, Fontaine St. Michel, 
siehe auch Deutsche Bauzeitung 1909, Nr. 101) erhebliche Mittel zum Schmuck 
(Brunnen, Denkmal) aulwendet. 

Um den weiten Umweg der Steige ABC in Abb, 15 für Fußgänger 
abzukürzen, wird man daran denken können, durch rechtzeitige Verträge 
einen von der Bevölkerung sicher gerne gesehenen Treppenaufgang ab txl 
ermöglichen. 

Überhaupt wird man in Plänen für die Bebauung von vornherein 
dafür sorgen, daß die Fußgänger, unabhängig vom Fuhrverkehr, auf kurzen, 
wann auch st«ilen Wegen (Tteppenwegen) die Höhe des Hangs erreichen 
können. Das hiezu notwendige Gelände ist bei Zeiten zu erwerben. 
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Ebenso wird eine Gemeinde beatreljt sein, rechtzeitig durch Kauf oder 
TauBch Platze für gärtnerische Anlagen usw. zu bekommen. 

d) Mit der Anlage vonPlätzen verfolgt man dreierlei Zwecke : 
eine günstige Regelung dea Verkehrs, Schaffung der Möglichkeit zur Ab- 




haltung von Versammlungen, Märkten, Schaustellungen und Verschönerung 
eines Orts. Plätze, die nicht wenigstens eine dieser drei Forderungen be- 
friedigen, kosten unnötig Geld, verteuern also das Wohnen und sind des- 
halb zu vermeiden. 

Die Größen Verhältnisse der Plätze 
sind wohl zu überlegen, ebenso der Auf- 
stellungsort von Brunnen, Denkmälern usw. 
Auch die Art, wie die Straßen an den 
Plätzen einmünden, ist von Bedeutung, 
die Einmündungsart (Fig. 16) ist nur bei 
sehr großen Plätzen möglich, bei kleineren 
Plätzen wird man die Straßen lieber seit- 
lich einführen (Fig. 17), um den Verkehr 
auf dem Platz nicht zu stören und dem 
Platz einen ruhigeren Gesamteindruck zu 
Fig. 1«. verschafien. Durch einheitliche Bebauung 

der Flatzwände kann dieser Eindruck noch wesentlich gesteigert werden. 
e) Hänge und Höhenrücken erfordern ganz besondere Sorg- 
falt in der Straße nführuog und Bebauung. Architektonische Höhenbekrö- 
nungen müssen meist sehr bedeutende Ausmaße im horizontalen Sinn haben. 




wenn sie die gewünschte Wiikung ausüben sollen. Hlei kommen also haapt- 
eäobHch bieit gelagerte Hassen in Betracht. Besser als eine mangelhafte, 
die Höhe nicht genügend betonende Bebauung ist jedenfalls die Besetsong 
der Höhen mit SfEentUchen Anlagen. Damit weiden di» ausäehtsreichen 
Stellen der Allgemeinheit erhalten. Stets sollten die Qemeinden bestrebt 
sein, möglichst zahlreiche Aussichtspunkte auf den umgebenden Höhen frei- 
Enhalten und bei StraSen an Hängen durch so^^ltig überlegte Banverbote 
auf der Talseite oder Torschriften genügenden Abstandes ein Verbauen der 
Fernsicht zu verhindern. Die Projektierung von Hangstxafien ist eine 
schwierige, zum großen Teil ingenieurtechnische Arbeit, bei welcher die 




beste Ldaoi^ die Berücksichtigung gar mancher Gesichtspunkte (Kosten, 
AnbanmögUchkeit, Unterbringung der Leitungen, Erdbewegung, Stütz- 
mauern usw.) erfordert. 

Besondere Schwierigkeiten macht die Entwässerung derjenigen Ge- 
bäude, welche auf der Talseite von Hängen erbaut werden, namentlich wenn 
die Hänge steil und die Gebäudetiefen groß sind. 

Am bequemsten wird die Entwässerung dann, wenn die Wasserscheiden 
des Geländes, also die Höhenrücken und nicht die Tatmulden in das Innere 
der Blöcke fallen. 

f) Gärtnerische Anlagen. Ein wichtiger, den Bewohnern 
besonders wertvoller Schmuck der Städte ist der Baumwuchs, das Grün auf 
den Strafien. Das Grün auf den Straßen ganz abzulehnen, wie schon ver- 
sucht wnrde, halten wir für verfehlt. Jedoch soll man Bäume nicht allent- 
halben pflanzen; sie sind nicht an ihrem Platz, wo die Büi^rsteige nicht 
Wtyrknob, t!bw BebftaaiiK*pll>a and GntwIasenuiguBlkgsn, 8 
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mindeBtens 6 m bieit oder wenigstens Vorgärten vorbanden sind tind 
wo der Blick auf die HUiuer frei bleiben muß , also vor den meisten 
Monumentalbauten und in GeBchäftastxaflen, wo die Beklameachilder aucb 
an den hÖheien Stockweriien nicht verdeckt werden dürfen und wo daa 
Tagealicht ungehindert aucb in die Erdgeschosse, ja in die Unteigeschosse 
muB eindringen können. Aucb um Denkmaler herum ist in der Regel ein 
schlichter Kasenteppich passender, als Buschwerk und Bäume. Im übrigen 
soll aber die Einförmigkeit der Straßenbilder recht häufig durch das Grün 
von Baaenbeeten , durch Blumenpflanzungen und Bäume belebt werden. 
Norddeutsche Städte, wie Berlin \md seine südwestlichen Vororte, wie Chai- 
lottenbu^, Hannover und Uagdebuig leisten auf diesem Gebiet viel mehr. 




als man in Süddeutschland zu sehen gewohnt ist. In einzelnen Orten mnd 
zwischen Büi^ersteig und Eahrdamm, oder in der Mitte von Wohnstxafien 
Basen- und Blumenfläohen, wie es Fig. 18 zeigt, mit sehr hübschem Erfolg 
angeordnet worden. Besonders reizvoll ist die Art tmd Weise, wie in einzelnen 
Straßen Charlottenbui^s die Gleise der Trambahn in einem Basenstreifen 
liegen. 

Schone Anlagen lassen sich oft aus alten FeBtung^;ÜTteln schafFeo, 
wenn rechtzeitig zugegriflen und gewandt verhandelt wird. Wenn aber 
nicht schon beim Bebauungsplan für Öffentliche Gärten und Volke^rke, für 
genügende Basen- und Blumenfläche und für schattenspendenden Baum- 
wucha geso^ wird, so ist es später meist sehr schwer, dies nachzuholen; die 
allzukleinen Basenwinkel in manchen unserer Städte nehmen sich doch gar 
zu armselig aus. Auch der oft entstellenden Wirioing von Beklametafeln au 
Wegen und von Leitungsmasten (es gibt auch anständig wirkende Formen) 
sei hier gedacht. 
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Wir wollen zum Schluß nicht veifehlen, gegenüber von anfänglichen 
Enttäuschungen darauf hinzuweisen, daß gärtnerische und Parkanlagen erst 
nach ein bis zwei Jahrzehnten beginnen, zur richtigen Wirkung zu 
gelangen. 

g) Wesentlichen Anteil am Schmuck der Straßen können die sogenannten 
Vorgärten haben. Ihre Breite muß aber recht reichlich sein. Nimmt 
man unter 4% — ^ z^ Breite an, so sind die Vorgärten zu schmal zu irgend- 
welcher Benutzung, verstauben leicht und werden darum von den Besitzern 
meist vernachlässigt. Bei Wohnungen der minderbemittelten Stände ist 
es in vielen Fällen empfehlenswerter, statt der Voi^ärten Innengärten, inner- 
halb der Baublöcke, zu verwenden, wie dies schon seit Jahren vorgeschlagen 
wird (vgl. S. 13). So bildet das Innere der Blöcke den freimdlichen An- 




Fig.l9. 

blick eines Gartens, bietet einen zusammenhängenden Luftraum und einen 
willkommenen geschützten Spielplatz für Kinder. 

Außerdem kann man in Eleinwohnungsgebieten vor den Häusern' 
noch etwa 1 m breite Streifen freilassen, welche zur Anpflanzung von Spalieren 
imd zur Aufstellung von Bänken geeignet sind. 

h) Ein wichtiger Funkt ist die Regulierung von Bach- 
läufen in Ortschaften. Hier könnte oft mit geringen Mitteln und etwas 
gutem Willen weit mehr erreicht werden, als durch die alleinige Befriedigung 
des rein technischen Bedürfnisses geschieht. Fig. 19 zeigt links einen Orts- 
bach mit schiefer Böschung, rechts mit senkrechter Wand. Für den Anfang 
genügt seine Begulierung, die Anlage eines (schmalen) Gehwegs und eines 
geschmackvollen (NB.!) Geländers, nebst einer Baumreihe. Später, bei 
wachsendem Verkehr, ist man dann immer noch in der Lage, den Bach zu 
überwölben, wie in der Figur gestrichelt angedeutet ist. Doch wird man dies 
nur tun, wenn es wirklich nötig ist, und dabei bedenken, daß ein gut im Stande 
gehaltener Ortsbach nie schlecht aussieht und ein überdeckter Bachlauf 
schwerer rein zu halten ist, als ein offener. 

Der Vollständigkeit halber erwähnen wir, daß das Vorhandensein von 
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Stadtgräben und Bachläufen die Kosten äowohl der Mischkanaliflation (wegen 
der Notauslässe) als der Trennkanalisationen (wegen der bequemen Regen- 
Wasserableitung) bedeutend vermindern können. 

Besondere Schwierigkeiten und Kosten verursacht die Begulierung und 
Instandhaltung von Gräben und Bachlaufen, wenn man sie nicht in die 
Achse einer Straße verlegen kann. Derartig abgelegene Gräben und Bach- 
läufe sollten wenigstens in öffentliches Eigentum übernommen und ihre 
Verunreinigung streng bestraft werden. 

Im allgemeinen wird man aber alle Tiefpunkte und Tieflinien des Ge- 
ländes mit Straßen versehen, weil dadurch die Entwässerung des Gteländes 
sehr erleichtert wird. 

Für einzelne Gebiete sind schon mehrfach umfangreiche Vorfluter- 
regulierungen nötig geworden, ehe mit der Bebauung vorgegangen werden 
konnte. Brix erwähnt Umflutgräben in Erfurt und Mühlhausen i. Th. 
Sehr bekannt ist der Teltowkanal, welcher nicht nur eine sehr wichtige 
Senkung des Grundwasserstandes zur Folge hatte, sondern auch die südwest- 
lichen Vorortgemeinden Berlins in die Lage versetzte, ihre Entwässerungen 
selbständig auszubauen und zu betreiben, wodurch weite BaulandflächeB 
erschlossen wurden. 

Zum Schluß seien noch die Friedhöfe erwähnt. Sie sollen Fried- 
höfe sein, nicht Toten äcker. Deshalb wird man alles daransetzen, um 
sie landschaftlich und gärtnerisch schön zu gestalten: Schöne Lage, gewandte 
Benutzung der gegebenen Geländeverhältnisse, Abwechslung in der Führung 
der Wege, reicher Baum- und Fflanzenwuchs und pietätvolle Pflege werden 
das Ziel oft mit verhältnismäßig geringen Kosten eneichen lassen. 

Als Muster landschaftlich schönster Friedhöfe seien deijenige in Harn- 
burg-Ohlsdorf und der Münchner Waldfriedhof genannt. 

Die vorstehenden Anweisungen gelten keineswegs nur für wohlhabende 
Gemeinden. Jeder, auch der kleinßte, ärmste Ort kann sich auf die an- 
gegebene Weise bemühen, seinen Bürgern eine praktische, gesunde und schöne 
Heimstätte zu schaffen, wenn nur Verständnis und guter Wille vorhanden 
ist und die erforderlichen Schritte rechtzeitig und unparteiisch getan werden. 

Je weiteigehend die Bechte der Gemeinden bezüglich der Ausgestaltung 
der Ortsbaupläne und Ortsbausatzungen sind, desto größere Verantwortung 
übernehmen sie, sich, wenn irgend möglich, nicht nur mit dem vom Gesetz 
als Mindestmaß Gefordertenzu begnügen, sondern, soweit ihre Kräfte 
reichen, namentlich in sozialer und hygienischer Beziehung höhere Ansprüche 
an ihre bauliche Entwicklung zu stellen. 



n. über Entwässenrngsanlagen. 



1. Einleitmig. Hygienische Oesichtspankte. 

Wählend die Wasserversorgung der mittleren und kleineren 
Ortschaften in den letzten Jahrzehnten namentlich durch den Bau zahlreicher 
Gruppenversorgungen sehr erfreuliche Fortschritte gemacht hat, kann man 
dies von der Entwässerung der Gemeinden leider noch nicht mit 
derselben Berechtigung behaupten. Diese erste Ursache hierfür liegt klar 
zutage. Während der Besitz reichlichen guten Wassers ein absolutes, in 
modernen Gemeinden nicht anders als durch zentrale Wasserversorgung zu 
befriedigendes Bedürfnis ist, bedeutet die geordnete Entfernung der Ab- 
wasser und der mit ihnen verbundenen Ab&llstofEe leider auch heute noch 
in den Anschauungen mancher Laien, ja sogar mancher Gemeindevertretungen 
einen entbehrlichen Luxus, nicht eine hygienische Notwendigkeit. 

So veröfientlichte nach Angabe der ^^Frankfurter Zeitung'' die ^^Kreuz- 
Zeitung" unterm 1. Juli 1910 an leitender Stelle einen ihr zugesandten Artikel 
über die Zunahme der Sozialdemokratie, in welchem folgende Sätze stehen: 

„Soweit wir festzustellen vermocht haben, werden in diesem Jahre 
von etwa zwanzig mittleren und kleineren ostdeutschen Städten Kanalisationen 
angelegt. Zunächst entsteht die Frage: Brauchen diese kleinen Städte von 
4000 — ^15 000 Einwohnern überhaupt Kanalisation? Sehen wir uns diese 
Städte einmal etwas näher an, so finden wir, daß es wahrlich ganz gut wäre, 
wenn die ihren Häusern eine bessere Fassade und einen besseren Anstrich 
geben würden; das Stadtbild würden sie damit zweifellos verschönem. Ihr 
Straßenpflaster ist oft auch so, daß man kaum darauf zu gehen vermag, und 
Schmutz findet man auf den Straßen auch genug, aber die Stadt hat Eoinali- 
sation.'' Wir haben nicht zu entdecken vermocht, in welcher Beziehung die 
angeführten Tatsachen zur behaupteten Zunahme der Sozialdemokratie 
stehen mögen. 

Eine Entschuldigung für den relativ geringen Fortschritt auf dem 
Gebiet der Städteentwässerung kann man übrigens darin finden, daß die 
Gemeinden in der Hegel ganz langsam vom Dorfcharakter in den Landstadt- 
charakter übergehen und die ländlichen Verhältnisse der örtlichen Yer- 
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bindung von Ökonomie und Wohnung ancb dann noch Bedeutung behalten, 
nachdem eine Ortschaft längst vorwiegend städtischen Charakter an- 
genommen hat. 

Es wird von Wert sein, zunächst kurz auf die hymnische Wirkung der 
zentralen Abwasserbeseitigungsanlagen einzugehen. Wenn wir allerdings 
hören, daQ die Sterblichkeit im Giebiet des Deutschen Keichs 
von 1841 bis 1S50 mnd 28,2 «/„ 
„ 1891 „ 1905 ., 21,0 «/„ 
betragen habe und heute in manchen Städten noch wesentlich unter die 
letzte Zahl, etwa bis 13, ja bis 10"/« gesunken ist, so dürfen wir diesen Fort- 
schritt nicht nur den Erfolgen der Wasserversorgung und Kanalisation, des 
StadtsbaSenbaus und der Wohnungsfärsorge, ja nicht einmal allgemein den 
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Lehren der modernen Hygiene zuschreiben, sondern müssen bekennen, daß 
hieran auch die allgemeine Hebung der Lebenshaltung ein wesenthches Ver- 
dienst hat. 

Wollen wir den hygienischen Nutzen wenigstens der Wasserversorgung 
und Kanalisation zusammen darlegen (eine Trennung beider Einflüsse 
ist selten möglich), so können wir uns am ehesten der Statistik über die 
Typhnssterblichkeit bedienen, welche nach der vorherrschenden Anschauung 
wesentlich durch den Stand der Wasserversorgung und Kanalisation be- 
einflußt wird. 

Hierüber gibt die obenstehende — aus dem Verwaltungsbericht 1910 der 
Berliner Msgistnitsdeputation für die Kanalisationswerke und Güter Berlins 
entnommene — in Fig. 20 wiedergegebene Statistik ein vorzügliches 
Bild. Sie zeigt mit verblutender Deutlichkeit, wie der Abnahme der an die 
Kanalisation nicht angeschlossenen Grundstucke eine rapide Abnahme der 
Typhussterblichkeit entspricht. 
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Diese Darstellung darf bezüglich der wohltätigen Wirkung von Ent- 
wässerungsanlagen allein wohl deshalb besondere Beweiskraft beanspruchen, 
weil erst im Jahre 1893 der Betrieb der alten Berliner Wasserwerke in Strahlau 
und Tegel eingestellt und die neuen Werke Müggelsee-Lichtenberg in Betrieb 
genommen worden sind. 

1901 wurde der erste Teil des zu einem Grundwasserwerk 
umgebauten Tegeler Werkes dem Betrieb übergeben, wahrend das ganze 
Werk erst vom Jahre 1903 ab ausschließlich Grundwasser förderte. Der 
Umbau des Werkes Müggelsee in ein Grundwasserwerk erfolgte in den Jahren 
1904—1906 und 1908/09, 

Von den drei Abteilungen dieses Werks lieferte die erste seit Mai 1906, 
die zweite seit April 1906 Grundwasser, während die dritte Abteilung noch 
weiterhin durch Sandfiltration gereinigtes tadelloses Oberflächenwasser, 
welches aus dem Müggelsee entnommen wird, fördert. 

Ein weiterer Beweis ist die Angabe von H e y d, wonach die Hamburger 
Tjrphussterblichkeit in den Jahren 1872 — 1874 betrug: 

in nicht kanalisierten Stadtteilen 4,6 Voo 

in teilweise kanalisierten Stadtteüen 3»2Voo 

in vollständig kanalisierten Stadtteilen .... 2,6 Vot 

Eine Darstellung der Hamburger Typhussterblichkeit in Prozenten der 
Gesamtsterblichkeit gibt die folgende Tabelle: 



Jahr 



Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Wasserversorgung imd Kanalisation 



T3rphu8sterbliohk«it 

in Prozent der Anzahl 

aUer SterbefäUe 



1838-1845 
1846-1853 

1849 

1853 
1854- 1861 
1862- 1869 
1870- 1877 

1878- 1885 



} 



1843- 1848 giöBter Teil kanalisiert 

Zentralwasserversorgung 
Kanalisation der ganzen Stadt 



1871—1875 Umbau der Kanalisation, 
Einbeziehung der Außenbezirke 



{ 



4,83 
3,81 



2^99 
2,20 
1,80 

1,17 



Im schroffen Gegensatz zu den dargestellten Verhältnissen stehen 
die Zustande in Ortschaften ohne Wasserversorgung und ICanalisation. Als 
Beispiel führen wir zunächst in Fig. 21 die von Heyd^) veröffentlichte 

^) H e y d, Die Wirtsohaltliohkeit bei den Stftdteentwässerungsverfahren* Mann- 
beim 1908. 



\ 
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Kurve über das bayriBclie, jetzt mit Augsburg veieinigte Stadtchen Lech- 
bausen an. 

Hier ist von irgendeiner Abnahme der Sterblichkeit nichts zu be- 
merken. Nach der am 1. Januar 1912 erfolgten Eingemeindung in Augsbuig 
und der Inangriffnahme von Wasserversoigung und Kanalisation ¥^rden 
sich die Verhältnisse sicher zum Besseren wenden. 
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Fig. tl. 



Ganz ähnliche Verhältnisse zeigt das Städtchen Tieuenbrietzen, dessen 
Statistik wir nach freundlicher Mitteilung des Stadtmagistrats ebenfalls im 
Bilde (Fig. 22) wiedergeben. 

Der Vollständigkeit halber erwähnen wir noch die gesundheitlichen 
Vorteile, welche die mit der Kanalisation verbundene Untergrund- 
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drainageim Gefolge hat. Sie bestehen zunächst in einer Entfeuchtung 
der Häuser, und wie namentlich für Mailand und von Pettenkofer 
für München nachgewiesen wurde, in einer Abnahme gewisser Krankheiten, 
namentlich des Typhus. 

Die hierdurch bewirkte Ersparnis am Nationalvermögen kann man 
durch die folgende Berechnung nachweisen. Nimmt man den Wert eines 
Menschenlebens zu 20 000 M. an, so stellt jeder durch mangelhafte hygienische 
Einrichtungen verursachte Todesfall einen Verlust in dieser Hohe dar. Auf 
jeden Typhustodesfall kommen etwa zehn Erkrankungen von im Mittel 
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je 30 Tagen Dauer, die einen Aufwand von im Mittel je etwa lOO^M. ver- 
ursachen. Jeder Typhustodesfall stellt also einen Verlust am National- 
vermögen von 

20000 + 10.100 ==21000 M. 
dar. 

Nach Vorstehendem ist ein ernstlicher Zweifel an dem hygienischen 
Wert der modernen Städteentwässerungsverfahren nicht möglich, und damit 
für die leitenden Kreise auch der kleineren und mittleren Ortschaften die 
Verpflichtung gegeben, nach ihren Kräften und der finanziellen Leistungs- 
fähigkeit ihrer Gemeinden auf die Errichtung zentraler Abwässerungsanlagen 
hinzuarbeiten. 



Zunächst wollen wir aber die Pflichten derjenigen Gemeindevertre- 
tungen kurz berühren, die noch keine Zentralkanalisation besitzen. Hierüber 
unterrichtet in vorzüglicher, eingehender Weise die kürzlich erschienene 
Arbeit von Professor Dr. K. Thumm „Abwasserbeseitigung bei Garten- 
städten, bei ländlichen und bei städtischen Siedlungen''^). 

1) Berlin 1913, M. 1.60. 
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T h u m m behandelt zunächst die bei fehlender Vorflat zu tiefiEendea 
Maßnahmen. Hier bleibt neben der nicht überall durchführbaren land- 
wirtschaftlichen Verwertung der Abgänge (Schmutzwasser 
und Fäkalien) nichts übrig, als ihre Unterbringung auf genügend groß be- 
messenen Landflächen durch Berieselung, welche in kleinen Verhältnissen 
als sogenannte Untergrundberieselung ausgeführt werden kann. 
Zur Unterbringung sämtlicher Abgänge einer aus fünf Köpfen bestehenden 
Familie sind nach T h u m m bei leichtem Boden etwa 600 qm, bei schwerem 
Boden etwa 1200 qm Landfläche erforderlich. 

Das sind allerdings recht große Flächen; auch wird man nur in wirk- 
lich ländlichen Verhältnissen damit rechnen dürfen, daß die dabei ge- 
forderte Trennung der verschiedenen Abwasser durch Kompostieren, zur Be- 
feuchtung des Komposthaufens, zum Verfüttern an die Haustiere, wirklich 
sachgemäß und hygienisch einwandfrei geübt werden könne. Dabei ist noch 
hervorzuheben, daß man nach Thumm bei schwerem Boden auf Bade- 
einrichtungen verzichten muß und als Abortanlagen nur Torfklosett oder 
Gruben in Frage kommen können. 

Zusammenfassend bemerkt Thumm: „Bei der Abwasserbeseitigung 
von Einzel- und Gruppensiedlungen sind im Grunde genommen zwei extreme 
Lösungsmöglichkeiten zu unterscheiden: Auf der einen Seite das Bauernhaus 
und das Dorf mit seinen Abortgruben, dem Aufbringen der Abfallsto£Ee auf 
das Land und dem Fehlen von Badeeinrichtungen; auf der anderen Seite 
das moderne Hotel und die Villenkolonie mit allen Annehmlichkeiten eines 
behaglichen Wohnens, mit Wasserspülklosetts, mit Badeeinrichtungen und 
mit bequemer Ableitung aller Schmutzstoffe zu einer zentralen Beinigungs- 
anlage. Beide Hauptfälle können hygienisch einwandfrei gestaltet werden; 
die Abwasserbeseitigung der dörflichen Siedlung ist für den besonderen Zweck 
ausreichend, dabei ist sie billig; die Abwasserbeseitigung der Villenkolonie 
ist teuer, dafür ist sie vorzüglich. Dazwischen ist nun nach den verfügbaren 
Mitteln jede Abstufung möglich, die im übrigen bei richtiger Wahl des Ge- 
ländes keineswegs immer teuer zu sein braucht." 

Im Gegenteil, Thumm sagt auf S. 25 seiner Schrift: „Eine unter 
Berücksichtigung aller dieser Momente in der Landesanstalt für Wasser- 
hygiene angestellten Kostenermittlung von Bewässerungs- und Entwässerungs- 
anlagen innerhalb von Grundstücken läßt die Vorteile einer zentralen Ent- 
wässerung deutlich erkennen.'' Bechnet man für die zentrale Kläranlage 
noch 10 — ^20 M. pro Kopf an Anlagekosten hinzu, „so werden die Verhält- 
nisse für eine einheitliche Entwässerung aber immer noch nicht imgünstig''. 
Thumm fügt noch bei (S. 29), daß auch die laufenden Ausgaben bei Schaf- 
fung einer Entwässerungsanlage geringer werden, als bei Beseitigung der 
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Abgänge auf dem Grundstiick selbst, und zwar um so mehr, je größer die 
beseitigende Abwassermenge, und je schwerer der zur Berieselung dienende 
verfügbare Boden ist. 

In diesem Zusammenhang mögen noch die folgenden Punkte erwähnt 
werden. 

Es ist zu bedenken, daß stets ein mehr oder minder großer Teil des 
iür eine Kanalisation aufgewandten Geldes am Ort bleibt, auch wenn die 
auf S. 63 empfohlenen Gesichtspunkte durchaus beachtet werden. 

Auch in nicht kanalisierten Orten entstehen Kosten für die Beinigung 
der Straßenrinnen und der Vorfluter, sowie für Ausbesserung von Straßen- 
oberflächen, welche durch den Regen gelitten haben. 

Kanalisationen bewirken eine nicht unerhebliche Wertsteigerung der 
Grundstücke, insbesondere der Häuser, aus denen z. B. auch die Feuchtig- 
keit beseitigt wird. 

Kanalisierte Städte können zuziehenden Fremden mehr bieten und 
ziehen daher wohlhabende Kreise mit ihrer Kaufkraft und gesteigertem 
Verkehr stärker an, als Orte ohne Kanalisation. Dies wissen die Städte 
sehr wohl, wie aus dem Inhalt mancher ihrer Zeitungsanzeigen hervor- 
geht, worin der Besitz zentraler Wasserversorgung und Kanalisation her- 
voi^hoben wird. 

Das Vorstehende erlaubt die Feststellung, daßhygienische 
und ökonomische Gesichtspunkte dringend auf den 
Bau städtischer Entwässerungsanlagen hinweisen. 

3. Zentrale Entwässerungsanlagen. 

Aus dem Bisherigen ergibt sich eigentlich von selbst die Forderung, 
nur solche Kanalisationsausführungen anzustreben, welche auf systemati- 
schen, das ganze bebaute und das der Bebauung entgegengehende Orts- 
gebiet imifassenden Projekten beruhen. Wenn man dagegen einmal hier, 
einmal dort eine Straße kanalbiert, namentlich auch, wenn man in Orten, 
die am Ufer eines Flusses liegen, die Straßen durch kurze Stichkanäle nach 
dem Vorfluter hin einzeln entwässert, so lassen sich bei dem mit der Zeit 
doch unabwendbaren systematischen Ausbau der Kanalisation wesentliche 
Änderungen später nicht vermeiden. Die genannte Methode zum Vorfluter 
senkrechter Stichkanäle ist wohl das verbreitetste alte Verfahren. Führt 
man nachträglich eine systematische Kanalisierung durch, so muß man die 
einzelnen Stichkanäle auf beiden Seiten des Vorfluters durch parallel zum 
Vorfluter laufende sogenannte Abfangkanäle von diesem abschneiden. 
Dies geht dann am leichtesten, wenn Parallelstraßen zum Vorfluter sich- 
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möglichst neben oder wenigstens ganz nahe an demselben befinden. Hur 
Fehlen kann die Kosten der Kanalisation wesentlich erhohen. 

Mit den bisherigen Ausführungen soll jedoch keine allgemeine 
Warnung vor provisorischen Maßnahmen ausgesprochen sein. 
Denn bei der Entscheidung, ob provisorische oder definitive Anlagen erstellt 
werden sollen, spielt der Faktor Zeit eine wesentliche Bolle. Ein Provisorium, 
das nur einige Jahre im Betrieb bleibt, wird man sehr oft verurteilen 
müssen, während eine provisorische Anlage, welche ganz oder nahezu amorti- 
siert werden kann, diesen Namen nicht oder kaum mehr verdient. Man muß 
sich also immer klar darüber sein, was man unter dem Begriff Provisorium 
versteht und darf „Provisorien'' an und für sich nicht verurteilen. Allerdings 
muß man sie stets so anordnen, daß sie eich jederzeit zu endgültigen An- 
lagen erweitem lassen, oder daß sie, wenn eine neue Anlage erstellt wird, noch 
einen möglichst hohen — ausnützbaren — Altwert besitzen. 

Unter keinen Umständen darf man aber eine Anlage bauen, die hygie- 
nisch oder technisch nicht einwandfrei ist. So halte ich es für grundfalsch, 
wenn man bei einem Ort, in welchem die Entwässerung der Keller mit in 
Betracht kommt, lediglich der Kostenersparnis halber hierauf verzichtet, 
und die Kanäle flach verlegt. Eine solche Lösung ist nicht nur unbequem, 
sondern sie hirf^ auch die Gefahr in sich, daß bei Beschädigungen von Kanal- 
strängen Schmutzwasser in die Keller gelangen kann. 

Der Vollständigkeit halber möchte ich noch darauf hinweisen, daß 
natürlich schon der Kosten wegen in sehr vielen Fällen nur ein a 1 1 m ä h- 
licherAusbau der Kanalisationen möglich sein wird. Glücklicherweise 
entspricht dies auch meist den tatsächlichen Bedürfnissen. 

Aber gerade dieser Umstand verlangt, daß von Anfang an nach einem 
einheitlichen umfassenden Projekt gearbeitet wird; dann paßt immer eines 
zum anderen, und am Ende alles zusanmien, so daß nachträgliche kost- 
spielige Umbauten erspart bleiben. 

Zum Schluß dieses Teils meiner Ausführungen möchte ich mit einigen 
Worten die sogenannten Gruppenkanal isatio ne n beriihren, d.h. 
die Yeieinigung mehrerer Orte zum Zweck ganz oder teilweise gemeinsamer 
Entwässerungsanlagen. 

Vereinigungen zu derartigen „Zweckverbänden" werden in der Ebene 
häufiger nötig als im Mittelgebirge, aber immerhin wird es — z. B. für in 
einem Tal hintereinanderliegende Orte, die mit den Jahren zusammen- 
wachsen — bei rechtzeitigem Vorgehen nicht selten möglich und zweck- 
mäßig sein, sich wenigstens über einen gemeinsamen Hauptsammler und 
namentlich über eine gemeinsame Kläranlage zu einigen. 
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Ich möchte aber dringend dazu raten, bei der Aufstellung der Ver- 
träge alle Kirchturmpolitik zu vermeiden und die Verhandlungen und Ver- 
träge tunlichst nicht mit Forderungen nach Zugeständnissen zu belasten, 
die an sich mit dem Vertragszweck nichts zu tun haben. Man sollte viel- 
mehr nur danach trachten, daß ein glatter, bequemer und für alle Teile 
rationeller Bau und Betrieb der Entwässerungsanlage gewährleistet sei. — 
loh hätte diese Forderung nicht berührt, wenn nicht in vielen Fällen dagegen 
gesündigt würde. 

3. Vorarbeiten ffir Entwässemngsanlagen. 

Nach den bisherigen einleitenden Ausführungen erhebt sich zunächst 
die Frage, welche Vorarbeiten der Projektierung und Ausführung einer 
zentralen Entwässerung vorauszugehen haben. 

Leider denken die Gemeinden sehr häufig viel zu spät oder sogar 
überhaupt nicht an derartige Vorarbeiten. So werden manchmal wertvolle 
Feststellungen versäumt, die sich nachträglich überhaupt nicht oder nur 
xmter erhöhtem Aufwand beschaffen lassen. 

Zu diesen unbedingt vor Beginn der Projektierung abzuschließenden 
Vorarbeiten sind zu rechnen: möglichst langjährige Beobachtungen der Begen- 
fälle imd der Wasserstände und -mengen im Vorfluter, die Beschaffung ge- 
eigneten Planmaterials, sowie eines Bebauungsplans. Dazu können noch 
gehören: eine genaue Aufnahme der etwa schon vorhandenen einzelnen 
Kanäle, des Grundwasserstandes und der Untergrundbeschaffenheit, die 
Höhenaufnahme des Straßennetzes, Feststellungen über die Wohndichte 
und den Wasserverbrauch in den einzelnen Ortsteilen, über die Leistungs- 
fähigkeit der Wasserversorgung, über die Punkte, an welchen Notauslässe 
angelegt werden können, über die Keller- und Grundstückstiefen, über 
besondere industrielle Niederlassungen, die Menge und Art ihres Abwassers, 
schließlich über eventuelle Eingemeindungen, sowie die Formulierung be- 
sonderer örtlicher Wünsche. 

Diese Vorarbeiten durchzuführen, ist Sache einer städtischen, durch 
einen Spezialisten beratenen und unterstützten Kommission. 

Vorstehende Aufzählung zeigt zur Genüge die Wichtigkeit rechtzeitiger 
und vollständiger Vorarbeiten für Entwässerungsprojekte. 

Als Beispiel führe ich die Vorarbeiten an, welche unter meiner Leitung 
seitens der Stadt Brüx in Böhmen für ihr Kanalisationsprojekt ausgeführt 
wurden. Es handelte sich dabei um: 

1. Herstellung eines Fixpunktnetzes in und außerhalb des Stadtgebiets, 
samt Bericht und tabellarischer Zusammenstellung der Fizpunkte erster und 
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zweiter Ordnung, sowie samt einem Plan der aus sich schließenden Schleifen 
bestehenden Nivellementszüge und einem Lageplan samtlicher Höhenfiz- 
punkte; 

2. Langenprofile und typische Querprofile sämtlicher Straßenzüge, der 
vorhandenen Entwässerungskanäle und der öffentlichen Wasserläufe mit 
Angaben über den Grundwasserstand, die Kellertiefe, über die unterirdischen 
Leitungen (Kabel, Gas, Wasser, Abwasser), die Straßenbefestigung und 
Untergrundbeschafienheit ; 

3. Aufnahmen der Entwässerungskanäle nach Größe, Gestalt, Bauart 
und Beschaffenheit; besondere Eigentümlichkeiten der Entwässerungs- 
anlagen wurden im Maßstab 1 : 20 bis 1 : 50 besonders gezeichnet; 

4. Plandarst^Uungen der übrigen unterirdischen Leitungen: Wasser, 
Gas, Kabel; 

5. Lagepläne der offenen Wasserläufe, nebst beiderseitigen Gelände- 
streifen von je 100 m Breite für den Entwurf der Hauptsammler; 

6. geometrische Aufnahmen des für die Kläranlage vorzusehenden Ge- 
ländes mit Schichtlinien in 1 m Höhenabstand; 

7. die Darstellung der meteorologischen, klimatologischen und hydro- 
logischen Werte von Brüx, der Bevölkerungsbewegung, des Wasserver- 
brauchs, der Wohngebäudezahl, der allgemeinen Sterblichkeit, sowie der 
infektiösen Erkrankungen und Todesfälle. 

Eine der wichtigsten, oben genannten Vorarbeiten ist die Aufstellung 
eines wenigstens generellen Bebauungsplanes. Hierüber habe ich 
mich schon früher im Gesundheitsingenieur ausgesprochen (1909, S. 293). 
Der Grund für diese Notwendigkeit liegt darin, daß man bei sachgemäßer 
Projektierung von Entwässerungsanlagen fast immer gezwungen ist, auf 
mehr oder weniger weit über das augenblickliche Baugebiet hinausgehende 
Einzugsflächen Rücksicht zu nehmen. Auch kann man meist weder die 
Lage der Hauptsammler, noch den Ort der Kläranlage festsetzen, ehe 
man das zukünftige Straßennetz wenigstens in seinen Hauptzügen kennt. 

So ergab sich für mich bei Bearbeitung des Kanalisationsprojektes der 
¥rürttembergischen Stadt Pfullingen die strikte Notwendigkeit, vor der 
Bearbeitung der Kanalisation einen allgemeinen Bebauungsplan für daa 
ganze Gebiet zwischen Pfullingen und Reutlingen aufzustellen (S. 21). 
Dadurch wurde in dem gegebenen Fall erreicht, daß bei einer späteren Aus- 
dehnung der Stadt die Kiinalisation nur ausgebaut, nicht umgebaut werden 
muß. Femer konnte der Kläranlage ein Platz gegeben werden, der nicht 
nur technisch günstig lag, sondern auch, eben nach dem Bebauungsplan, für 
private Bautätigkeit nicht in Betracht kam und eine denkbar geringe Störung 
der Nachbarschaft durch den Kläranlagebetrieb erwarten ließ. Eine Ver- 
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einigang dei Ffnlliogei Eanalisation mit deijenigen von BeutOingen kam 
nicht in Frage. Ebensowenig eine Veriegung dei Klüanlage weiter tal- 
abwärts. 

Von welcher Wichtigkeit solche Maßnahmen für den ganzen Bau und 
Setrieb einer Kanalisation sein müssen, ist einleuchtend. 

Gierade der Fall kann leicht eintreten, dafi eine Kläranlage, die zu nahe 
an der Stadt angeordnet war, schon nach kurzer Zeit durch eine neue, ab- 
gelegenere Anlage ersetzt werden muß, wenn man die ÄuadehnungsnchtoDg 
der Stadt nicht richtig erkannt hatte. 



Hätte ich bei Bearbeitung des Kanalisationsprojektes der Stadt 
Schwäbisch-Qmünd erfahren, daß die in Fig. 23 achtbare, aiif hohem Damm 
und einer Brücke das Tal kreuzende Eisenbahnlinie wenige Jahre später er- 
baut werden würde, so hätte ich die Kläranlage, obwohl sie leichlich weit 
von der Stadt entfernt ist, vielleicht doch lieber gleich hinter den Eisenbahn- 
damm gelegt. Anläßlich der Aufstellung des Bebauungsplans für den Kienberg 
bei Freudenstadt im württembergischen Schwarzwald {S. 17) konnte ich 
rechtzeitig gegen andere Zugeständnisse mit den rechtiichen Vertietem 
zweier großen , den östlichen Hang des Be^s bedeckenden Anwesen den 
Vertragspunkt festsetzen, daß sie die Durchführung eines Bohrkanals durch 
ihre Grundstücke gestatten würden. Als Kanalisationmngenienr wußte ich 
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schon bei Aufstellung des Bebauungsplans» daß diese Möglichkeit die spätere 
Aufstellung des Eanalisationspiojekts wesentlich erleichtern würde. 

Sogar die kleinste Verschwenkung und Visieranderung an einem 
Straßenzug vermag unter Umstanden die Abiaufrichtung des Abwassers so 
zu beeinflussen, daß sich der Aufwand, je nach dem notwendigen E^analprofil, 
um große Summen auf- oder abwärts verändert. 

So war ich bei der Aufstellung des Bebauungsplans für das Südgelände 
der Stadt Feuerbach zunächst auf die in Fig. 24 ausgezogen dai^estellte 
Losung gekommen. Die Prüfung dieses Gebiets in bezug auf seine Eanali- 
sationsmöglichkeit zeigt jedoch, daß wenn das ausgezogene Stück A B der 
mittleren Straße beibehalten würde, das ganze punktierte Grebiet von 8,5 ha 
oberhalb A bzw. 10,2 ha bis B nur entwässert werden könnte, indem sein 
Hauptsammler am tiefsten Funkt 7,4 m Deckung erhielte! Um die hierfür 
anfallenden hohen Kosten zu ersparen, genügt eine kleine, punktiert ein- 
getragene Verschwenkung des Straßenzugs ABxaA sonstige kleine Ände- 
rungen, die den Bebauungsplan um nichts weniger brauchbar machen. Bei 
Annahme von 60 Sekundenliter Abflußmenge pro Hektar zeigt ein Kosten- 
vergleich, daß sich die Baukosten allein des Kanalstrangs A — B von 19 000 
auf 13 000 M., also um 6000 M. ermäßigen lassen. Wäre diese Änderung 
nicht schon bei Projektierung des Bebauungsplans erfolgt und dieser nach 
der ersten Lösung genehmigt worden, so wäre seine Verbesserung bei Auf- 
stellung des Kanalisationsprojekts wohl nicht mehr möglich und die Auf- 
wendung erhöhter Kanalisationskosten nicht mehr zu umgehen gewesen. 

Die geschilderten Fälle stellen nicht Einzelfälle dar; sie zeigen 
ganz allgemein, wie wichtig die ingenieurtechnisch richtige 
Aufstellung der Bebauungspläne ist. 

Die vorstehenden Beispiele beweisen zur Genüge, daß die Aufstellung 
von Bebauungsplänen nicht, wie da und dort noch behauptet wird, die aus- 
schließliche Domäne des Baukünstlers sein kann. Auch in den schein- 
bar (!) einfachsten, den ebenen Gebieten, kann er nicht ohne die dauernde 
Hilfe eines Kanalisationsingenieurs arbeiten. 

Der Fertiger des Bebauungsplans muß während seiner Arbeit 
dauernd auch an die Kanalisation denken, er muß eigentlich die Kanalisation 
schon während der Projektierung des Bebauungsplans bearbeiten, nämlich 
insofern, als er fortwährend überlegt, ob die Entwässerung bei den gewählten 
Gefällsgrößen und Straßenrichtungen mit einem relativen Minimum an 
Kosten durchführbar ist. Hierzu gehören z. B. möglichst gestreckte Haupt- 
sammler und möglichste Vermeidung rückläufiger Wasserbewegung auf ein- 
zelnen Strecken. Letzteres kann man bisweilen durch gegensätzliches GefäUe 
zwischen Kanal und Straße erreichen. Vergißt man bei Aufstellung des 
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Bebauungsplans seinen Zusammenliang mit dem Projekt der Kanalisation, 
so kostet die letztere mehr als nötig ist. Was dies gerade für mittlere und 
kleinere Orte bedeutet, brauche ich nicht hervorjEuheben, ich möchte jedoch 
betonen, daß je kleiner ein Ort ist, desto vorsichtiger alle Projekte bezüglich 
der Bau- und Betriebskosten angestellt werden müssen. 

Briz hat in den Städtebaulichen Vorträgen (Berlin 1910) über „Kanali- 
sation und Städtebau^' geschrieben und kommt zu denselben Ergebnissen 
wie wir, wie sich vor allem im ersten der sechs von ihm aufgestellten Leit- 
sätze zeigt: „Die Kanalisation eines Geländes ist eine Grundbedingung für 
dessen Bebauungsfähigkeit.'' 

Wir empfehlen die B r i x sehe Schrift zum Studium. 

Es ist dringend notwendig, daß mit aller Schärfe auf die Zusammen- 
hänge zwischen Bebauungsplan und E^analisationsprojekt hingewiesen werde. 
Wenn sie bis jetzt meist unbeachtet blieben, so kam das wohl daher, daß 
die städtebauenden Architekten sich des Problems überhaupt nicht bewußt 
waren und daß die kanalisierenden Ingenieure die Bebauungspläne als etwas 
Unveränderliches hinnehmen mußten. 

Neue Siedlungen und Ortserweiterungen sollten überhaupt nie ge- 
gründet werden, ehe der Kanalisations- und meist auch der Wasserversorgungs- 
ingenieur gehört worden sind. Man kann schließlich für jedes Gelände einen 
geeigneten Bebauungsplan aufstellen, aber ob dieser Bebauungsplan eine in 
der Anlage und im Betrieb rationelle Kanalisation und Wasserversorgung 
ermöglicht, ist eine Frage, die für sich entschieden werden muß. Günstig 
ist, daß sich für die Kanalisation diesbezügliche Mängel der Bebauungspläne 
oft — wenn auch nicht immer — schon durch kleine Veränderungen in den 
Straßenachsen und Straßenvisieren beseitigen lassen, wenn sie rechtzeitig 
entdeckt werden. Bezüglich der Wasserversorgung können die Verhältnisse 
in neu zu gründenden Siedlungen wesentlich schwieriger werden. 

Bei jeder Aufstellung, auch bei Preisausschreiben von Bebauungs- 
plänen, sollte man stets die Lieferung eines Straßenachsenplans verlangen, 
in dem allenthalben zwischen je zwei Straßenkreuzungen das Straßengefälle 
durch einen Bichtungspfeil anzudeuten wäre. Auf diese Weise läßt sich 
leicht kontrollieren, ob der Plan so aufgestellt ist, daß die Entwässerung 
eines Gebiets auf dem kürzest möglichen, also im allgemeinen billigsten Wege 
erfolgt. Sache des Kanalisationsingenieurs ist es, zu entscheiden, ob und wo 
etwaige rückläufige Wasserbewegung durch ein dem Straßengefälle ent- 
gegengesetztes Kanalgefälle vermieden werden kann. Aus den Richtungs- 
pfeilen des Straßengefälles läßt sich auch das Einzugsgebiet der einzelnen 
Sammler rasch provisorisch bestimmen und damit ein Überblick über ihre 
Belastung gewinnen. 
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Zum Schluß dieses Teils meinei AusführuDgen möclite ich Dicht unter- 
lassen, darauf hinzuweisen, daß der Betrieb einer EAnalisation ohne richtige 
HcTstellung aller Straßenoberflächen, namentlich in bezug auf 
die Straßenrinnen, nicht möglich ist. Den Glemeinden ist deshalb, damit 
nicht zuviele Kosten gleichzeitig entstehen, sehr zu empfehlen, daß sie ihre 
Straßenoberflächen, besonders die Straßenrinnen, so frühzeitig als 
möglich in geeignete Verfassung bringen lassen. Dies wird namentlich die 
Kosten einfacher Arten der Kanalisation , wie ich sie später z. B. als kom- 
biniertes System zu besprechen habe, wesentlich vermindern. 

4. Mischsystem und Trennsystem. Hebung des Abwassers. 

Eine der Grundfragen jeder Kanalisation lautet: Ist das Mischsystem 
oder irgendeine Art von Trennsystem anzuwenden? 

Dabei versteht man unter Mischsystem diejenige Art von Kanalisation, 
bei welcher alle Abwasser einschließlich des Eegenwassers imd meist auch 
einschließlich der Abortabgänge in einem und demselben Netz abgeführt 
werden. Für die Trennsysteme charakteristisch ist dagegen die Trennung 
des Begenwassers oder wenigstens des auf den Straßen und Vorderhäusern 
niedergehenden von den übrigen Abflußprodukten, sei es nun, daß man das 
Begenwasser in einem besonderen Kanalnetz oder in den Straßenrinnen ableitet. 

Ich kann natürlich an dieser Stelle die Vor- und Nachteile der beiden 
Verfahren nicht nach allen Bichtungen entwickeln, es lassen sich jedoch 
namentlich für mittlere und kleinere Orte nachstehende, unter Umständen 
realisierbare, Vorteile des Trennsystems feststellen: 

a) Die engeren Brauchwasserkanäle des Trennsystems können billig in 
größerer Tiefe verlegt werden, das Gefälle ihrer kleineren Durchmesser kann 
größer werden als das der weiten Mischsystemkanäle. Werden besondere 
Begenwasserkanäle gebaut, so genügt flache Verlegung, diese ist daher relativ 
nicht teuer. Bisweilen können die Begenwasserkanäle sogar als kurze Stich- 
kanäle zum Vorfluter ausgeführt werden. Jedoch ist zu beachten, daß der 
erste Ablauf auch in den Begenwasserkanälen ein durch Schlamm, Sand, 
Stroh, Dünger, Zweige sehr stark verunreinigtes Wasser darstellt. Ohne rohe 
Vorklärung auch des Begenwassers kommt man daher meist nicht durch. 

b) Wegen der flachen Lage der Begenwasserkanäle, die aber dem Druck 
der Fuhrwerke gewachsen sein müssen, findet in unter Hochwasserrückstau 
stehenden Gebietsteilen^) der Trennsysteme das Begenwasser (Fig. 25) länger 

^) Da 88 sich hier um eine regehechte (also nach oben abgebogene) Stankurve 
handelt (vgl Fig. 25), so reicht der Rückstau bis auf große Entfernungen vom Vor- 
fluter in das Kanalnetz hinein. 
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eine natürliche Vorflut als beim Mischsjrstem. Kommt also künstliche Hebung 
des Abwassers in Frage, so ist die zu hebende Menge und der zugehörige 
Aufwand geringer als beim Mischsystem. 

Während höherer Wasserstande kann man unter Umstanden das Wasser 
in den Kanälen etwas anstauen und dadurch noch zum Austritt in den Vor- 

« 

fluter bringen; wieweit dieses Anstauen möglich ist, hängt von den örtlichen 
Verhältnissen ab. Während solcher Zeiten muß jedoch natürlich die KcUer- 










Fig. «5. 

entwässerung unterbleiben und schon deswegen müssen die Keller verschUeß- 
bare Entwässerungseinrichtungen besitzen, die nur von Hand geöffnet werden, 
aber normal geschlossen sind. 

c) Kläranlagen werden bei Trennsystemen wegen der geringeren 
Brauchwassermengen, ihrer geringeren Mengenschwankungen und kon- 
stanteren Zusammensetzung billiger im Bau und einfacher und billiger im 
Betrieb. In kleineren Orten kann dieser bei Nacht oft ausgesetzt werden, 
indem man die geringen anfaUenden Wassermengen im Hauptsammler 
aufstaut. 

d) Bei mittleren und kleineren Gemeinden kann man zur Ableitung 
der Begenwasser so weit als irgend möglich die Straßenrinnen benützen 
und erst von den Stellen an Begenwasserkanäle bauen, wo die besonders 
tief und breit auszubildenden Straßenrinnen die Begenabflußmengen nicht 
mehr aufnehmen können. 

e) Zur Vorreinigung der Begenwassermengen kann man Begentonnen 
an den Häusern oder Versickerungsteiche , insbesondere aber Bückhalte- 
becken verwenden. 

Bückhaltebecken^) dienen als Zwischenvorfluter zur zeit- 
weiligen Entlastung oder — mit anderen Worten — zur wirtschaftlichen 

^) Gesondheitsingenieur 1908, S. 209. 
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Ausnutzung von Kanälen, Vorflutern, Kläranlagen, Rieeelfeldem, und werden 
namentlicli bei nachträglichem Anschluß von AuBen- und Neubaugebieten 
an bestehende Kanalisationen, aber auch bei vollständigen Neuanlagen — 
gewöhnlich von Regenwasserkanalnetasen in Trennsystemen — angewandt» 
Im letzteren Fall bleiben sie unbedeckt, in anderen Fällen ist dies in der 
Hegel nicht angängig. Außerdem können sie dort notwendig werden, wo 
durch den Bau einer Ansiedlung die Abflußmengen eines Gebiets wesentlich 
vergrößert werden und dadurch Schwierigkeiten für eine weiter unterhalb 
gelegene Ansiedlung entstehen könnten. 

Die genannten Vorzüge der Trennsysteme scheinen auf den ersten 
Anblick recht erhebliche zu sein, sie treffen jedoch nur in seltenen Einzel- 
fäUen alle zu, weil noch andere Bestimmungsgrößen in Betracht kommen. 
Unter keinen Umständen würde ich ein Trennsystem bei mittleren und 
kleineren Orten empfehlen, bei welchen zwei vollständig getrennte Netze 
ausgeführt werden. Dann wird es zu kompliziert und viel zu teuer. Man 
vergleiche hierzu die Baukosten für die so ausgeführte Trennkanalisation 
der Stadt Teltow in der Tabelle auf S. 77. 

Von deutschen Städten haben Trennsysteme unter anderen Göttingen» 
Nordemey, Elberfeld-Barmen, Weißensee, Steglitz und Pankow. In Steglitz 
wurde zunächst das Begenwasser oberflächlich abgeleitet, später zog man 
jedoch vor, in den Hauptstraßen unterirdische Begenwasserkanäle zu bauen. 

Die Verunreinigungen des Kegenwassers bestehen in 
der Hauptsache aus Straßenstaub, zum Teil auch aus organischen Bestand- 
teilen wie Zweigen, Ästen, Blättern und den Besten von tierischem Dünger. 
Untersuchungen hierüber sind in London von Böchling und in Charlotten- 
burg von Bredtschneider angestellt worden, dieselben sind erwähnt 
in der Schrift von M o s a t ^) S. 10 und 11 . 

Von dem gesamten Begenwasser kommen nur 20 — 35% von den 
Straßendämjnen und Büi^ersteigen. 

Jedenfalls wird man sagen können, daß das Begenwasser in der Haupt- 
sache von sperrigen Gegenständen und von mineralischen Besten wie Steinen, 
Staub befreit werden muß, da es sehr reich an diesen Stoffen ist. So sind 
beispielsweise in Berlin bei starken Begenfällen nicht selten Fischsterben 
in der Nähe der Notauslässe vorgekommen. Auch ist die Keimzahl eine 
außerordentlich hohe, soweit das Wasser von den Straßen kommt, wurden 
doch bei vier Untersuchungen Bredtschneiders niemals unter 2,6 Mil- 
lionen Keime im Kubikzentimeter gefunden. Dagegen erreichte der Begen- 
abfluß von einem Schieferdach bei einem Begenfall von etwa 1 mm in der 

^) Mo Bat, Die oberflächliche Regen wasserabfühmng bei der Stadtcentwasse- 
mng. Dissertation München 1913. 
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Stunde, wobei die Probe während der ersten Stunde entnommen wurde, 
nur einen Gehalt von 0,54 Millionen Keime. Immerhin sind diese Zahlen 
80 hoch, daß man sie nicht überall und zu allen Zeiten außer acht lassen 
darf, da die Wahrscheinlichkeit, daß sich unter den Keimen auch pathogene 
Bakterien befinden, nicht von der Hand zu weisen ist. 

Eine allgemeine Empfehlung der Trennsysteme läßt sich also nicht 
begründen , doch sollte man im einzelnen Fall immer feststellen , o b eine 
Art der Trennsysteme in Betracht kommen kann oder nicht. 

Eine Art kombinierter Anordnung des Mischsystems 
möchte ich hier namentlich für kleine Orte zur Erwägung stellen. Sie 
besteht darin (vgl. S. 86), daß man das Begenwasser jeweils so lange 
als möglich in den Straßenrinnen führt und es immer erst dann (an den 
Punkten 9^ 16, 21) den Kanälen übergibt, wo die Straßenrinnen es nicht 
mehr zu fassen vermögen. Den Unterschied zwischen diesem kombinierten 
System und dem reinen Mischsystem zeigen die beiden Abbildungen der 
Figur 30. Ersteres charakterisiert sich dadurch, daß die Seitenstraßenkanäle 
nur für Brauchwasser dimensioniert sind, also keine Einfallschächte besitzen. 

Da dieses kombinierte System nur für kleinere Orte bestimmt ist, deren 
Einwohnerzahl meist sehr langsam zunimmt, so ist nicht zu befürchten, 
daß man schon nach kurzer 2ieit wünschen sollte, die Straßenrinnen zu ent- 
lasten und die engen Seitenstraßenkanäle durch weitere zu ersetzen. 

Dieses kombinierte System bewirkt aber eine nicht unerhebliche 
Kostenersparnis, auf welche wir in Nr. 13 näher eingehen werden. 

In den letzten Absätzen war auch von künstlicher Hebung 
des Abwassers die Rede. Es ist wohl selbstverständlich, daß man bei 
mittleren und kleineren Orten alles daran setzen wird, ohne künstliche 
Hebung, überhaupt ohne maschinelle Betriebe auszukommen, selbst wenn 
es sich nur um die Hebung des Brauchwassers handelt. Denn wenn auch 
durch Anlage einer Pumpstation die Baukosten unter Umständen vermindert 
werden mögen, so erhöhen sich doch die Betriebskosten ganz wesentlich 
und der Betrieb wird verwickelter. Immerhin können auch bei 
der Kanalisation mittlerer und Kleinstädte beson- 
dere Umstände — z. B. ebene Lage — die Verwendung von 
Maschinen erzwingen. 

Auch konmit es vor, daß ein einzelnes begrenztes Tiefgebiet (in der Nähe 
eines Flusses) durch ein besonderes — unter Umständen automatisches — Pump- 
werk entwässert werden muß. Ein solcher Fall findet sich in Frankfurt a. M. 

Im folgenden sollen nur diejenigen technischen Glesichtspunkte be- 
sprochen werden, welche für die Aufstellung des Projekts und damit für die 
Bau- und Betriebskosten von besonderer Bedeutung sind. 
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5. Kleinster Kanalrohrdnrehmegger. 

Es gibt Kanalisationen in steilem und weniger steilem Gelände, wo man 
als Diirclimesser des engsten Rohrs von Mischkanalisationen 150 mm gewählt 
hat. Ich möchte jedoch mittleren imd kleineren Gemeinden, und zwar den- 
jenigen ohne technische Baubehörde, dringend raten, mit dem Minimal- 
durchmesser nicht unter 200 mm herunterzugehen. Wird bei kleineren 
Durchmessern des Mischsystems die Reinigung nicht ganz regelmäßig und 
sorgfältig besorgt, so verlegen, ja verstopfen sich die Bohre in nahezu 
wagrechten Lagen leicht, wenn sperrige Gegenstände, wie Laub und sonstige 
Holzstücke, in sie gelangen, was bei jedem Regen vorkommen kann. 

Bei Trennkanalisationen gilt Vorstehendes nur für etwaige Regen- 
wasserkanäle. Hält man sich bezüglich der Brauchwasserkanäle streng an 
ihren Zweck, nur häusliche, gewerbliche Abwasser und Fäkalien zu befördern, 
so kann man wohl mit 150 mm als kleinstem Durchmesser beginnen. 

Anderseits würde ich auch bei Mischkanalisationen nicht raten, mit 
dem Kleinstdurchmesser über 225 bis höchstens 250 mm hinauszugehen. 
Die Gründe hierfür sind: 

1. Bei den größeren Durchmessern ist die Wassertiefe für kleinste 
Abfiußmengen so gering, daj} leicht einzelne Gegenstände liegen bleiben. 

2. Die Reinigung von 200-iQm-Rohren ist mit der Rohrbürste ebenso 
einfach als diejenige von größeren Durchmessern. 

3. So gut man bei Hausentwässerungen 125 — 150-mm-Kanäle verwen- 
det, mindestens ebensogut kann man bei Straßenkanälen 200 mm zulassen. 

4. Es kann leicht der Fall eintreten, daß das Wasser in den 300-mm- 
Rohren, besonders in steileien Lagen, zu rasch abfließt und dadurch eine 
Überlastung der unteren Kanäle eintritt. 

5. Der Minimaldurchmesser ist in jeder Elanalisation auch der weitaus 
am meisten gebrauchte. Jede Erhöhung seines Maßes verursacht ganz er- 
hebliche Mehrkosten. 

Manchen Schaden richten in diesem Punkt, gerade in den kleineren 
Orten ohne Bauamt, die kanalisierenden Herren Bürgermeister an, welche 
die Kanaldimensionen auf dem aktenmäßigen Wege der Verfügung fest- 
setzen. Auf diese Weise bestimmte Profile werden in den weitaus meisten 
Fällen zu groß, bisweilen zu klein, niemals richtig, passen also fast nie in 
ein systematisches Netz. 

Welche Kosten solche gefühlsmäßigen Bestimmungen verursachen, 
mag neben den Ausführungen in Nr. 13 nachstehendes Beispiel zeigen. 

In einem von mir begutachteten Kanalisationsprojekt einer Stadt von 
etwa 30 000 Einwohnern hatte der Projektant einen Durchmesser von 200 mm 
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als kleinste Lichtweite angenommen. Der Gemeindeiat der Stadt hielt jenes 
Maß für zu klein und setzte 300 mm fest. Ich konnte ihm aber vorrechnen, 
daß sein Beschluß eine Mehrausgabe von 40 000 M. bedeute, worauf die nutz- 
lose Durchmesservermehrung natürUch fallen gelassen wurde. 

6. Das KanalgefUle. 

Es ist schwer, allgemeine Vorschriften über das in Kanälen zulässige 
oder notwendige Grefälle zu geben. In den Gemeinden wird vielfach geglaubt, 
kleine Gefälle ließen wegen Verstopfungen der Stränge einen glatten Betrieb 
nicht zu. In solcher Allgemeinheit ist diese Annahme jedenfalls unrichtig. 
Man kann nur sagen: je kleiner das Gefälle der Kanäle ist, desto häufiger 
muß eine Beinigung erfolgen. 

Das Kanalgefälle hat zwischen zwei Grenzwerten zu liegen, welche 
bedingt sind, einmal durch eine genügende Schwimmtiefe (möglichst nicht 
unter 2 cm für kleinstes Brauchwasser), sodann durch die Bücksicht auf 
die Erhaltung des Materials. In letzterer Hinsicht hat man zeitweise Ge- 
schwindigkeiten von bis zu 6 m zugelassen. 

Will man durchaus Zahlen nennen, so kann man als noch ausreichende 
Gefälle annehmen: für Hausanschlüsse 1 : 75, für Bohrkanäle von bis zu 
300 mm Lichtweite 1 : 300, für solche von bis zu 500 mm Lichtweite 1 : 500 
und für Eiprofile von bis zu 150 : 100 cm Höhe zu Breite 1 : 1800. Diese 
Zahlen besitzen jedoch durchaus keine unbedingte Gültigkeit, man muß 
vielmehr im einzelnen Fall prüfen, ob ein angenommenes Gefälle ausreicht. 
Anderseits lassen sich aber, namentlich in der Ebene und selbst im Gebirge, 
z. B. an Seeufem, auch wesentlich kleinere Gefälle bis zur Horizontalen 
herunter nicht immer vermeiden. Ihre Nachteile müssen durch häufige und 
gründliche Spülung und Beinigung wettgemacht werden. 

Wir wenden uns nun zur BetrachtungderindenKanäl e^ 
fließendenWassermengen. Man unterscheidet hierbei Brauch- 
wasser- und Begenwassermengen. 

7. Die Branchwassermengen. 

Unter Brauchwassermengen verstehen wir die aus dem Wasserbrauch 
in den Haushaltungen, aus gewerblichen und industriellen Betrieben anfallen- 
den Schmutzwassermengen. 

Auch die menschlichen und tierischen Abgänge werden meist dazu 
gerechnet. Ausgeschlossen bleiben diejenigen Abfallprodukte, welche man 
unter den Begriff Haus- und Straßenmüll zusammenfaßt. Die Bestimmung 



— 57 — 

der Biauchwassermenge dient beim Sdiwemmsystem zur Dimensionierung 
der NotaudäBse und Kläranlagen, beim Trennsystem auch nocb zur Be- 
rechnung des Eanalnetzes. 

Die Brauchwassermengen mittlerer und kleinerer mit Wasserversorgung 
versehener Städte lassen sich aus der zugeführten Wassermenge^) mit 
einem oft nicht unerheblichen Zuschlag für die Zusammendrängung des 
Ablaufs auf kurze Zeiten und für Privatwasserversorgimgen meist im- 
schwer bestimmen, weshalb wir hier nicht weiter darauf einzugehen brauchen. 
Bei gewerblichen und industriellen Betrieben ist stets . zu ermitteln , ob 
sie private Wasserversorgungen besitzen und ob sie ihre Wassermengen 
gleichmäßig oder stoßweise den Kanälen zuführen. Die Brauchwassermengen 
erniedrigen sich um 10 — 15 1 pro Kopf und Tag, wo statt der Wasserklosette 
Trockenklosette oder das Eimersystem mit Torfstreuimg eingeführt sind. 
Diese Sjrsteme sollten jedoch nach Durchführung der Kanalisation auch 
in mittleren und kleineren Orten vermieden werden, da der etwaige Dung- 
wert der Abfälle die hygienischen und ästhetischen Nachteile dieser Be- 
seitigungsweise nicht aufwiegt (vgl. Horney, Der volkswirtschaftliche 
Wert der städtischen Fäkalien, 1908). 

Schließlich sei noch auf die großen Sickerwassermengen hingewiesen, 
welche den Kanälen, namentlich im Gebirge, bisweilen aus tiefliegenden 
Kellern zufließen. 

Wo die Kanäle im Grundwasser liegen, muß ihrer Dichtung größte 
Sorgfalt gewidmet werden. Mir ist ein Fall bekannt, wo dem in der Nähe 
eines Bachs liegenden Hauptsammler eines Orts durch undichte Einsteig- 
schächte und Bohrverbindungen solche Grundwassermengen zuströmen, daß 
der nächste Notauslaß auch bei trockenem Wetter dauernd in Tätigkeit ist. 
Solche Wassermengen würden eine Kläranlage außer aller Voraussicht be- 
lasten. 

8. Regenabflnfimeiigeii und Terzögerang. 

Die richtige Bestimmung der durch bestimmte Stellen eines Kanal- 
netzes sekundlich durchfließenden Begenabflußmenge ist die bezüglich der 
Dimensionierung wichtigste und auch schwierigste Aufgabe des Ingenieurs. 
Letzteres ist um so mehr zu bedauern, als die Kosten der Kanalisation 
nach dem Mischsystem hauptsächlich von den angenonmaenen B^genabfluß- 
mengen abhängen. 

Die Art der Schwierigkeiten läßt sich folgendermaßen erklären: 
Nehmen wir zunächst den idealen Fall an, in einem Ort seien die Vor- 
arbeiten so vollständig gemacht worden, daß seit 50 oder 100 Jahren jeder 

^) Vgl Weyrauch, Wasserversorgung der Städte. Leipzig 1914, S. 119. 
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einzelne stärkere Regenfall genau nach Dauer und Heftigkeit gebucht 
worden sei. 

Man hätte dann also die Wahl unter einer sehr großen Menge von 
Begenfällen und muH sich entscheiden, ob der Eanalberechnung der höchst- 
wertige oder der geringstwertige von ihnen zugrunde zu legen ist, bzw. welcher 
zwischenliegende etwa in Betracht kommt. 

Die „Wertigkeit'' eines Regenfalles in unserem Sinne zu er- 
mitteln, ist keine einfache Aufgabe, denn dieser Begriff wird bestimmt durch 
die Dauer und Stärke des Regens, und damit durch die Belastung, die er 
in verschiedenen Punkten des Eanalnetzes hervorruft; diese aber hängt ab 
von der Zeit, welche das Regenwasser braucht, um von den obersten Punkten 
des Netzes nach den anderen abwärtsliegenden zu gelangen. Jene Zeit 
erhält man aber erst bei der Netzberechnung unter Annahme eines Regenfalls 
von bestimmter Stärke und Dauer. Immerhin steht fest, daß kleinere, kürzere 
Netze schon durch kurzdauernde starke Regen, die unteren Teile großer 
Netze durch lange dauernde Regen am stärksten belastet werden. 

Wählte man nun für jeden Strang eines Eanalnetzes zur Dimensionierung 
seinen höchstwertigen Regenfall, so ginge man allerdings vollkommen sicher^ 
allein abgesehen von der außerordentlichen Rechnungsarbeit könnte sich 
nicht einmal die reichste Stadt ein auf solcher Grundlage berechnetes Kanal- 
netz leisten. Bei Wahl des geringstwertigen Regenfalls würde man zwar 
am billigsten bauen, aber das Kanalnetz würde in jedem Jahr so und so 
oft überlastet, also unter Umständen (nicht immer) eine Reihe von 
Kellern, Untei^eschossen und teilweise auch von Straßen überschwemmt. 
Man muß also gewisse mittlere Regenfälle zugrunde legen, welche einerseits 
zu häufige, für die Bewohner und den Verkehr schädliche Kanalnetzüber- 
lastungen verhindern, anderseits die Kosten desselben nicht zu hoch an- 
steigen lassen. Wer will aber im einzelnen Fall mit absoluter Autorität 
entscheiden, bei welchem Regenfall mitS icherheit Schädi- 
gungen eintreten müssen, und femer wieviel schädliche 
Kanalnetzüberlastungen pro Jahr für einen bestimmten Ort, ja für dessen 
einzelnen Ortsteile zulässig sind? 

Die Beantwortung dieser Frage ließe sich allerdings umgehen, wenn 
alle Kanäle so tief gelegt würden, daß nirgends schädliche Überlastungen 
des Netzes entstehen könnten; dieser FaU wird sich aber bei den üblichen 
Kellertiefen der Kosten wegen kaum jemals verwirklichen lassen. 

Man sieht, die Frage nach den zu wählenden „Berechnungsregen" ist 
nicht eine rein technische, sondern eine technisch-wirtschaftliche. Man muß 
in jedem einzelnen Ort entscheiden: Welches ist mit Rücksicht 
aufdie Größe, Länge unddasGefälledesKanalnetzes 
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die für die Berechnung anzunehmende größte Regen- 
menge und Regendauer, die man sich finanziell noch 
leisten kann, und welches sind die kleinsten der 
beiden Größen, die man im vorliegenden Fall noch 
verantworten darf? 

So verwickelt liegt der Fall, wenn die vorhandenen Regenbeobachtungen 
als ideale Unterlagen bezeichnet werden können. Das sind sie aber gerade 
bei mittleren und kleineren Orten so gut wie nie. Man ist dann auf mehr 
oder weniger berechtigte Annahmen verwiesen. Diese Tatsache ist nament- 
lich in den letzten Jahren öfters übersehen worden^). Man hat versucht, 
aus unzureichenden Regenbeobachtungsreihen begründete Berechnungsregen 
abzuleiten, und hat dabei sich und andere getäuscht. Ich halte es für richtiger, 
die Unzulänglichkeit der Unterlagen, an der meist kein einzelner schuld ist, 
offen zuzugeben und sich nicht sklavisch an die für einen Ort gerade vor- 
handenen Regenbeobachtungen anzuklammern, sondern für die Stärke und 
Dauer des oder der') Berechnungsregen Werte zu nehmen, die auf Grund der 
Erfahrung und vorsichtiger Abschätzung der örtlichen Verhältnisse selbständig 
gewählt sind. Diese Arbeit muß natürlich dem Spezialisten überlassen bleiben. 

Die genannten Schätzungen werden aber unter allen Umständen er- 
leichtert, wenn wenigstens für eihe Reihe von Jahren brauchbare Regen- 
beobachtungen vorhanden sind. Da diese auch für viele andere Zwecke 
von hoher Bedeutung sind, so sollten wenigstens die mittleren Gemeinden 
es nicht versäumen, zum mindesten einen Hellmann sehen Regen- 
schreiber*) — gewöhnliche Regenmesser genügen hier nicht — aufzustellen 
und sorgfältig in Betrieb zu halten. Geeignete Beobachter, die Liebe zur 
Sache haben, findet man namentlich unter den Lehrern. 

Ist die Regenwassermenge (R) eines Gebiets bekannt, so erhält man 
aus ihr die Zuflußmenge zu den Kanälen {A) durch Multiplikation der 
Regenwassermenge mit dem sogenannten Abflußkoeffizienten ^^) des Ge- 
biets: A = ^ . R. Hierfür kann man etwa setzen: 

beim dichtbebauten Kern der Ortschaften •{/ = 0,7 — 0,8 

bei weiträumig bebauten Ortsteiicn 6 = 0,35—0,55 

bei offener Bauweise (Landhausviertel) '^ = 0,25— 0,40 

bei freiem Feld, Wald, Parkanlagen '^ = 0,00- 0,20 

^) Weyrauch, Über Dimensionierung städtischer Kanalnetze. Gesundheits* 
Ingenieur 1912, S. 253. 

') Bei langen Netzen können mehrere in Betracht kommen. 

*) Sie werden von jedem Feinmechaniker und Optiker, speziell von R. F u e ß in 
Steglitz bei Berlin, geliefert 

*) Der Koeffizientenwert nimmt mit wachsender Regendauer etwas zu. 
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Genauer ist die Ermittlung aus der prozentualen Überdeckung der 
Ortsflächen durch Dächer, Höfe, Straßen, Gärten, Parke, Plätze usw. Man 
multipliziert hierbei den prozentualen Anteil pi» Pi der Einzelflächen an der 
Gesamtfläche F mit den Abflußkoeffizienten (^) für die betreflende Art der 
Bodenüberdeckung, wobei man in runden Zahlen setzen kaim: 

für Dächer 4; = 0,75— 0,95 

für dichte Bodenbefestigongen (makadamisierte 

Straßen, Pflaster, Asphalt) 4^ = 0,7—0,9 

für Kieswege, Chausseen, Plätze t!' = ^»2 — 0,5 

für Wald, Parke, Gärten, Rasen »J; = 0,00- 0,20 

Damit erhält man einen Wert 

^ar = Pl • +1 + Pf • +2 + 

als reduzierten Wert der AbflujQfläche pro Hektar Ortsgebiet und hieraus 
durch Multiplikation mit der Regenmenge die tatsächliche Gksamtabfluß- 
menge in Sekundenlitem pro Hektar und Sekunde. 

Wie schon früher bemerkt, kann eine gewisse Verminderung der tat- 
sächlich anfallenden Begenmenge in kleinen Verhältnissen erreicht werden, 
indem man das Dachwasser in Tonnen auffängt und es zum Waschen und 
Gießen verwendet^). Versickerungsgruben oder -brunnen verstopfen sich 

dagegen leicht, günstiger wirken Versickerungs- 
^ ^'teiche und Regenaufhaltebecken, doch können 

erstere zu Belästigungen durch Mücken Veran- 
lassung geben. 

Wir sprachen bis jetzt von der an einem 
Gebiet niederfallenden Regenmenge (JB), dann 
von der den Kanälen zufließenden Regenwasser- 
^ \ I menge (A = f\f R), Eine weitere Festsetzung be- 

trifft die größte sekundlich an bestimmter Ea na 1- 
*^ netzstelle durchfließende Regenwassermenge 

(Qmax)* ^^ wegen des Eintritts der sogenannten 
„Verzögerung" von bestimmten Punkten größerer 
Netze an abwärts konstant bleiben kann. 
^^ Der Begriff „Verzögerung" läßt sich wie folgt 

^*^**' erklären. Während einer Regendauer von t Mi- 

nuten sei der am äußersten Ende A des Kanalnetzes (Fig. 26) zueist 
in dieses eingelaufene Wassertropfen bis zu einem Punkt E des längsten 
Sammelkanals (Hauptsammlers) gelangt. Während dieser Zeit t haben 
somit auch alle oberhalb von E liegenden Netzpunkte die volle, ihrem zu- 

^) Auch Luftabscheidungsvorrichtungen in den Regenfallrohren erhöhen die 
Leistungsfähigkeit der Kanäle (Beispiel Berlin). 
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gehörigen Einzugsgebiet entsprechende Wassermenge abzuführen gehabt. 
Dies gilt nun nicht mehr für die unterhalb von E liegenden Punkte des Haupt- 
sammlers, weil der Kegen schon aufgehört hat, ehe sie von dem ersten, am 
obersten Eanalende zugelaufenen Tropfen erreicht werden. Das Einzugs- 
gebiet des Punktes E ist also das größte für die Berechnung des Sanmilers 
in Betracht kommende, wenn nicht unterhalb von E weitere Sammler von 
geeigneter Länge sich mit dem ersten verbinden. Ob ihre Länge eine Ver- 
mehrung der Minimalaböußmenge auf C D verursacht, zeigt die Bechnung. 

Diese Erscheinung rührt her von dem gegenüber der (kurzen) Begen- 
dauer langsamen — „verzögerten" — Abflußvorgang und so ist der nicht 
sehr geeignete Ausdruck „Verzögerung" entstanden. 

In kleinen Netzen kommt die Verzögerung nicht in Betracht, denn 
z. B. für eine mittlere Wassergeschwindigkeit in den Kanälen von 1,50 m 
imd eine Begendauer von 20 Minuten ergibt sich ein vom Wasser in den 
Kanälen durchlaufender Weg von bereits 1,5 • 20 • 60 = 1800 m oder fast 2 km. 

Der genaue Ort bzw. Zeitpunkt, an welchem die Verzögerung zu wirken 
beginnt, ergibt sich also, wie das Vorstehende zeigt, erst bei Berechnung 
des Kanalnetzes und ist abhängig von der angenommenen Begendauer und 
der Abflußgeschwindigkeit in den Kanälen. 

Auf die Art der Berechnung näher einzugehen, würde hier zu weit führen, 
man vergleiche hierzu Literatur B. [2] und [15]. 

Dagegen muß entschieden betont werden, daß die Berücksichtigung 
der Abflußverzögerung durch Formeln, z. B. von der Bauart g = tj • -4, 
mit Y) = 1 : |/^, wo q die sekundliche Maximalabflußmenge an einer Kanal- 
stelle und F das Einzugsgebiet dieses Punktes ist, logisch durchaus verfehlt 
ist und zu schweren Irrtümern führt. Aufsichtsbehörden müßten derartig 
aui^estellte Projekte von vornherein ablehnen. 

Zum Schluß gebe ich den Kopf der Tabelle wieder, in welcher ich Kanali- 
sationen zu berechnen pflege. Da die Spiegellinien („Drucklinien")^) des Wassers 
in der Regel mit den Kanalscheiteln zusammenfallen, so sind diese, nicht 
die Kanalsohlen in die Tabelle aufgenommen. Kommt Verzögerung in Betracht, 
so ist in Kolumne 29 die Gesamtdurchflußzeit bis zum Ende der jeweils be- 
rechneten Kanalstrecke einzutragen und die Anlaufkurve zu zeichnen. 

Einer weiteren Gebrauchsanweisung bedarf die Tabelle für den Fach- 
mann wohl nicht. Aus dem Gesagten dürfte aber hervorgehen, daß nicht 
jeder Ingenieur, jeder Ortsbaumeister ohne weiteres auch eine Kanalisation 
berechnen kann. Hierzu gehören vielmehr umfangreiche theoretische und 
praktische Kenntnisse (vgl. auch S. 80 fE.). 

^) Vgl Weyrauch, Wassenreraoigung der Ortschaften. Leipzig 1910 (Göeohen- 
bändchen). 
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9. Insfahmug und Wartung der Anlagen. 

Vor dem Bau einer Kanalisation kommt es zunächst darauf an, mit 
der ausführenden Firma einen zweckmäßigen Bauvertrag abzuschließen. 
Leider werden erfahrungsgemäß, namentlich von kleineren Gemeinden, schon 
an dieser Stelle oft schwere Fehler begangen. Man muß sich vergegenwärtigen, 
dafi ein zu starkes Drücken der Preise notwendig zu einem fortwährenden 
Feilschen während des Baus führen muß und daß dann jede kleine Änderung 
gegenüber den ursprünglichen Plänen — sie bleiben niemals aus — Anlaß 
zu Nachforderungen geben wird. Femer ist wohl zu beachten, daß nicht 
jede Tiefbaufirma in der Lage ist, ein tadelloses Kanalnetz, insbesondere 
einwandfreie Dichtungen der Bohre, herzustellen. Man darf also nicht 
irgendeinen Unternehmer, nur deshalb weil er ortsansässig ist, mit 
dem Bau einer Kanalisation betrauen. Ln Gegenteil schaden allzuviele 
örtliche Beziehungen meist der richtigen sachlichen Abwicklung des Geschäfts, 
insbesondere in kleineren Orten. Auch stehen kleine Unternehmer oft 
finanziell auf so schwachen Füßen, daß man sie für Fehler der Ausführung 
trotz etwaiger Vertragsbestimmungen praktisch nicht haftbar machen kann, 
weil nichts von ihnen zu holen ist. 

Die Ausführung eines Kanalnetzes ist trotz der sorgfältigsten Beauf- 
sichtigung eine Vertrauenssache, denn die Folgen mangelhafter Herstellung 
zeigen sich unter Umständen erst nach Jahren; sie können dafür aber auch 
nachträglich jähre-, sogar jahrzehntelang unnötige Arbeit und Kosten 
verursachen. 

Es kommt nicht selten vor, daß sich Firmen erbieten, ein Projekt 
unentgeltlich aufzustellen, wenn ihnen für später die Ausführung zugesichert 
wird. Ich möchte abraten, auf solche Angebote einzugehen, denn die 
Versuchung liegt zu nahe, daß eine projektierende Firma die Kanalprofile 
etwas zu groß wählt — der strikte Nachweis einer Schuld ist kaum zu er- 
bringen — und dadurch die Ausführungskosten, also auch ihren Unter- 
nehmei^ewinn um eine Summe erhöht, welche die Kosten der Projektierung 
durch eine städtische Behörde oder durch einen Zivilingenieur bei weitem 
übersteigt. Ich glaube vor kurzem einen Fall gefunden zu haben, wo 
allein die beim Hauptsammler eines Gebiets vermeidbare Kostensumme 
weit mehr betrug, als für das ganze Gebiet die Projektierung durch einen 
Zivilingenieur oder durch die städtischen Behörden gekostet hätte. 

Daß die Qualität der zur Ausführung verwandten Baustoffe eine erst- 
klassige sein muß, bedarf bei der relativen Empfindlichkeit des Materials 
— Steinzeug, Beton und Ziegel — keiner besonderen Betonung. Man muß 
dabei immer bedenken, daß ihre Qualität in höherem Maße Vertrauenssache 
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lst, als beim Goß- und Flußeisen, welche in der Wasserversorgungstechnik ver- 
wendet werden, aber zum Unterschied von Ziegeln, Steinzeug und Beton 
durchweg von großen Firmen stammen und wobei Stück für Stück nach- 
geprüft wird. Je besser das Material ist, desto kleiner kann die Amortisations- 
quote angenommen werden. Auch muß man stets berücksichtigen, daß 
Abwässer durch ihren Gehalt an Säuren, Alkalien, Sand usw. viel starker 
angreifende Eigenschaften besitzen als das Trinkwasser. 

Tonröhren sind nach Hoffmann (Verhandlungen des Vereins zur 
Förderung des Gewerbefleißes, Heft 2, Berlin 1909) Röhren mit buntfarbigen, 
ziegelartigen, auch feuerfesten, erdigen, über 5 % Wasser ansaugenden 
Scherben. Dagegen besitzen Steinzeugröhren dichten, gelben, braunen oder 
blaugrauen, auch andersfarbigen harten gesinterten Bruch, sie müssen 
innen und außen mit Salzglasur versehen sein. Der Bruch ist dicht, rißfrei, 
nicht blättrig und von höchst geringer Wasseraufsaugefähigkeit (bis höchstens 
ö %). Auch der eigentliche, von der Salzglasur ent- 
blößte Scherben ist säurebeständig und für die Kanal- 
flüssigkeit undurchlässig (Gesundheitsingenieur 1906, S. 626 und 1907, S. 693). 

In neuerer Zeit werden statt der Steinzeugröhren vielfach Zementrohre 
in der Kanalisation verwendet; wir würden jedoch raten, sie auf das Misch- 
system zu beschränken und auch hierbei nur allerbeste Fabrikate mit be- 
sonders präparierten Sohlen zu verwenden. Diese sind absolut unerläßlich, 
wenn das Abwasser durch Säuren oder Alkalien besonders angreifende Eigen- 
schaften besitzt. 

Wo der Vorfluter weit von dem Entwässerungsgebiet entfernt liegt, 
kann man mit großem finanziellen Vorteil offene Abwasserhaupt- 
kanäle anwenden, wie dies neuerdings im Emschergebiet vielfach auch 
für ungereinigtes Abwasser geschehen ist. Man verwendet dort ein Dreiecks- 
profil mit ausgerundeter Sohle und Betonplattenbekleidung. Mit fortschreiten- 
der Bebauung kann dieses Profil allmählich eingedeckt werden. Die Vorteile 
dieser offenen Führung sind, daß das Wasser gut gelüftet wird, und bei den 
Kläranlagen frischer ankonmit. Jedoch müssen solche Kanäle durch Ein- 
zäunung unzugänglich gemacht und an Straßenkreuzungen überdeckt werden; 
(jeruchsbelästigungen kommen dann kaum vor. Da die durchschnittlichen 
Kosten offener Kanäle nur etwa ein Viertel derjenigen von geschlossenen 
Profilen sind, so können die Kläranlagen wesentlich weiter vom Entwässerungs^ 
gebiet wegverlegt werden, als man das sonst gerne tun würde. 

Die offenen Gerinne mit ihrem Vorzug äußerst niedrigen Gefällsver- 
brauchs ermöglichen es vielfach, dem Vorfluter ohne künstliche Hebung das 
Abwasser von Gebieten zuzuführen, die sehr weit von ihm entfernt liegen. 

In anderen Fällen ist man genötigt, den Vorfluter mittels eines Durch- 
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Stichs unter einem Bergrücken zu erreichen. Solche Pläne sind für Triest 
und für Niunberg aufgestellt. In letzterer Stadt soll der Hauptsamnüer 
neben einem Tunnel zur Pegnitzentlastung unter dem Burgberg durchgeführt 
werden. 

Die Unterbringung der Kanäle erfolgt grundsätzlich in der Mitte der 
einzelnen Straßen, und zwar in solcher Tiefe, daß die große Mehrzahl der 
Keller sicher entwässert werden kann. Die hierzu nötige Tiefe ist je nach 
den Lebensgewohnheiten verschieden. 

Im weinreichen West- und Süddeutschland besitzt man im allgemeinen 
tdefere Keller als in Norddeutschland, wo eigentliche Keller bisweilen gams 
fehlen. Immerhin kann man schon mit Eücksicht auf die Tiefe der Bau- 
blöcke als kleinste Eindeckungstiefe der Kanäle etwa 2,50 — 3,00 m annehmen. 

Wenn vorgeschlagen wurde, in Siedlungen die Schmutzwasserkanäle 
anstatt in den Straßenmitten, in schmalen Streifen zwischen den Gärten 
der einzelnen Grundstücke unterzubringen, so können wir dem nicht zu« 
stimmen. Der Abwasserkanal gehört unter allen Umständen auf die Straße, 
wo er jederzeit bequem zugänglich ist. Die oben genannten schmalen Streifen 
werden mit der Zeit, da niemand einen Nutzen von ihnen hat, zu Schmutz- 
streifen; auch die Polizei dürfte wohl derartige Streifen hinter den Grund- 
stücken nicht gerne sehen. Außerdem wird es schwer fallen, neben der 
Enteignung für das Straßenland auch noch Enteignung für derartige Kanal- 
streifen durchzusetzen. 

Bei Straßen von über rund 25 m Breite braucht man in der Begel auf 
beiden Seiten besondere Kanäle. Solche Straßen können auch in kleineren 
Städten vorkommen, wenn in der Mitte der Straßen Alleen oder gärtnerische 
Anlagen vorhanden sind. 

Eine vielfach sehr willkommene Begleiterscheinung der Kanalisations- 
ausführung ist die allgemeine Senkung des Grundwasserstandes im kanali- 
sierten Gebiet. Diese erfolgt deswegen, weil der Erdboden in der Sohle 
des ausgehobenen Kanalgrabens niemals ebenso dicht wieder eingefüllt werden 
kann, als er vorher natürlich gelagert war. Es wird also das Grundwasser 
in der Sohle der Kanalgräben einen Abzug erhalten, welchem eine Senkung 
des allgemeinen Grundwasserstandes entspricht. Bisweilen wird auch eine 
besondere Drainage neben den Kanalröhren verlegt. Über den hygienischen 
Wert der Grundwassersenkung habe ich auf S. 36 jS. schon gesprochen. 

Die Grundwassersenkung durch Kanalisationen ist auch deswegen sehr 
wichtig, weil dadurch die Kellerentwässerung ausführbar wird, bzw. die 
Kellersohlen über dem (gesenkten) Grundwasserspiegel angelegt werden 
können. Eine Kanalisation ermöglicht es also, die Straßenkronen tiefer zu 
halten als man es sonst tun könnte. 

Weyraaoh, Über BebamingflplAne nnd EntwftasenuigsanlAgeii. 5 
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An dieser Stelle über EaDalifiationszubeliörteile, z. B. über Sinkkästen» 
Bevisionft- und Lampenschächte, Spüleinrichtongen usw., näheres auszu- 
fahren, verbietet der beschränkte Raum. Nur so viel soll gesagt werden, 
daß es falsch ist, hierbei in den Anlagekosten zu sehr sparen zu wollen (ab* 
gesehen von Luzuskonstruktionen, die es auch gibt), da eine momentane 
Ersparnis bei den Anlagekosten in vielen Fällen durch die erhöhten Be- 
triebskosten wieder wett gemacht wird. Die richtige Auswahl der Detail** 
konstruktionen im Eanalisationsbau ist eine durchaus nicht einfache Aufgabe, 
die eine sehr genaue Prüfung der einzelnen vorgeschlagenen Konstruktionen 
erfordert. 

Über Eanalanschlüsse unterrichtet ein lehrreicher Aufsatz von D r a a c k 
im Technischen Gemeindeblatt, Jahi^ang 12, S. 228 und 247. 

Schließlich verdient noch die Unterhaltung der Kanalisationsnetze 
einige Worte. Namentlich in kleineren Orten ist vielfach die Anschauung 
vertreten, als ob eine fertiggestellte Kanalisation sich selbst überlassen bleiben 
könnte. Das Gegenteil ist der Fall. Geregelte Beinhaltung aller E^näle 
ist unbedingtes Erfordernis für deren richtiges Arbeiten, und zwar kommt 
hierfür in erster Linie die Spülung in Betracht, zusammen mit der Reinigung 
durch Bürsten. Beide haben um so größeren Erfolg und verbrauchen um 
so weniger Wasser, in je kürzeren Zeiträumen sie vorgenommen werden. In 
den oberen Enden der Kanalisatbnsstränge ist die Anbringung automatischer 
Spülvorrichtungen nötig. Dazu kommen an geeigneten Stellen im Inneren 
der Netze Stauvorrichtungen, welche gestatten, das Wasser anzuspannen 
und einzelne kürzere Strecken mit vermehrten Wassermengen durchzuspülen. 

Die vorstehenden Einrichtungen sind ebenso notwendig wie das Kanal- 
netz selbst. Denn ein Kanalnetz, das nicht richtig gewartet wird oder ge- 
wartet werden kann, verdient wegen der sich in ihm vollziehenden Zersetzung 
der Uegenbleibenden Abfallstoffe nur den Namen einer Kloake. 

10. Hansentwässerangsanlagen. 

Die Abwasser sind den Kanälen ohne Fettfänge zuzuführen. Eine 
AuKiahme wird nur angeordnet bei Gasthöfen, Wirtschaften, Schlächtereien 
und größeren Wäschereien. 

In manchen Städten hat man es für nötig erachtet, zwischen den 
Häusern und dem Straßenkanal noch einen Geruchverschluß in den Haus- 
kanal einzubauen. Ich vermag diese Anordnung nicht zu empfehlen, sie 
hat sich auch im allgemeinen nicht bewährt, da diese Geruchverschlüsse 
schwerer zu kontrollieren sind und die Lüftung der Elanalisation weniger 
wirksam machen» Will man den letzteren Fehler trotz eines Geruchver- 



— 67 — 

Schlusses im Hauskanal vermeiden, so muß man zwischen Geruchverschluß 
und Kanal eine Entlüftung anbringen, welche aber nicht billig und in ihrer 
Wirkung nicht ganz befriedigend genannt werden kann. 

Für ganz verfehlt halte ich die Anordnung besonderer Sinkkästen 
zur Aufnahme der aus den Häusern mit dem Abwasser kommenden Schlamm- 
mengen. Sie bedeuten eine große Mehrausgabe und verteuern den Betrieb 
nicht wenig. 

Die Hausabwässer gehen also direkt in die Kanäle. Etwaiger Kanal- 
geruch tritt nicht in die Wohnräume ein, da an allen Ausgüssen 
Geruchverschlüsse angebracht und die sämtlichen Fallrohre über 
die Dächer der Häuser geführt werden. Der letztere Punkt ist besonders 
wichtig, damit der Elanalgeruch nicht etwa durch Undichtigkeiten der Lei- 
tungen in die Wohnungen eindringen kann. 

Das Dachwasser wird bisweilen zuerst auf die Straße geführt und erst 
dann durch die Sinkkästen in die Kanäle geleitet. Wird es aber von den 
Fallrohren aus direkt den Elanälen zugeführt, was oft im Interesse der Kanal- 
lüftung und aus Gründen der Beinlichkeit auf den Bürgersteigen geschieht, 
so wird trotzdem der Austritt von Kanalgasen an den Dachrinnen zu Be- 
lästigungen kaum Anlaß geben, da die über Dach geführten H a u s- 
falleitungen in der Regel eine viel lebhaftere Lüftung der Kanäle 
bewirken und so etwaige Kanalgase in der Hauptsache durch die Brauch- 
wasserfallrohre über den Fenstern der Dachwohnungen austreten. Im übrigen 
gibt es auch Mittel, um den Austritt von Kanalgasen an den Dachrinnen 
zu verhindern. 

Dagegen sind an der Grenze zwischen den privaten Hauskanälen und 
den städtischen Abzweigsträngen Bevisionsstücke mit PutzofEnimgen anzu- 
bringen. Diese können liegen: 

1. im Keller in einer Vertiefung oder, wenn der Hauskanal nicht durch 
den Keller geht, 

2. im Hof oder in der Hauseinfahrt vor dem Haus. Diese Lagen sind 
den anderen vorzuziehen, weil beim Revidieren keine Beschmutzung im 
Hause und keine Geruchsbelästigung entsteht. 

In den wenigen Fällen, wo Fettfänge anzubringen sind, geschieht dies 
zwischen Revisionsschacht und Haus. Dann wird der Einfachheit wegen 
die E^anallüftung durch den Hauskanal unterbleiben können. 

Etwaige Kellerentwässerung kann erfolgen: 

1. durch Drains unter dem Kellerboden, welche nach der Kanalbau- 
grube oder den in ihr liegenden Drains eventuell auch — aber sehr selten — 
nach den dann tief liegenden Kanälen entwässern. 

2. Bei regelrechter Kellerentwässerung durch Anlage eines Keller- 
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Sinkkastens, der in der Regel mit einem Hochwasserverschluß zu verbinden 
ist. Letzterer ist für gewöhnlich geschlossen zu halten und nur zum Ablassen 
des Wassers jeweils zur öfinen, wenn man nicht automatische Verschlüsse 
anbringt. Mit der Entbindung von der Verpflichtung zur Anbringung von 
Verschlüssen sollten die Städte aus den in der Fußnote auf S. 51 angegebenen 
Gründen sehr vorsichtig sein und stets die Verantwortung für etwaige Keller- 
Überschwemmungen ausdrücklich ablehnen. 

Für die rechtzeitige und ordnungsgemäße Ausführung der Hausinstalla- 
tionen ist durch Erlaß von Polizeiverordnungen und durch strenge Abnahme- 
vorschriften zu sorgen. 

11. Mafinahmen in Kar- und Badeorten, sowie mililArischen Lagern. 

Kur- und Badeorte verdanken die Einnahmen , welche ihnen von den 
sie besuchenden Kurgästen zufließen, in erster Linie natürlichen Vorzügen: 
dem Wald, reiner Luft und Heilquellen. Die Kurgäste setzen aber mit Recht 
voraus, daß die Behörden alles tun, um auch an ihrem Teile die hygienischen 
Zustände der Kur- und Badeorte so günstig als nur möglich zu gestalten. 
Hiezu gehört neben reichlichem, gutem Wasser und tadelloser Straßen- 
unterhaltung vor allem der einwandfreie Betrieb einer richtig angelegten 
E^analisation. Wenn diese beispielsweise im Sommer Geruchsbelästigungen 
verursacht, obwohl Spülwasser vorhanden wäre, so ist damit zwar in der 
Regel keine Gesundheitsschädigung verbunden, es ist jedoch sicherlich ein 
Beweis, daß im Bau oder Betrieb etwas nicht in Ordnung ist. 

Für Kur- und Badeorte kann sowohl das Mischsystem als ein Trenn- 
system, als eine Vereinigung beider in Betracht konmien. Namentlich werden 
große gärtnerische und Parkanlagen mit ihren bedeutenden Regenabfluß- 
mengen nach dem Trennsystem zu entwässern sein. Es ist Sache des kanali- 
sierenden Ingenieurs das Projekt so zu gestalten, daß diese Wassermengen 
ohne unnötige Belastujng* der Kanäle und der Kläranlage dem Vorfluter 
möglichst direkt zufließen. Dabei werden sich Schmuckteiche nicht selten 
als Rückhaltebecken ausbilden lassen. 

Es ist kein Zweifel, daß in Kur- und Badeorten der Bau und Betrieb der 
Kanalisationen und Kläranlagen besonders schwierige Aufgaben stellen kann. 

So verursacht die stark wechselnde Einwohnerzahl bei Saisonbetrieb 
eine ebenso stark wechselnde Belastung des Kanalnetzes und der Klär- 
anlagen, welche besondere Aufmerksamkeit der Beamten und des Personals 
erfordern. 

Bezüglich der baulichen Anordnungen ist zunächst zu bemerken, daß 
die Kläranlagen weit genug vom Ort entfernt anzulegen sind, damit auch bei 
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ttiigünstigeT Windrichtung Geruchsbelästigungen im Kurort und seiner 
Nachbarschaft ausgeschlossen bleiben. Außerdem ist die Elärwirkung aus 
ästhetischen Gründen und zur Reinhaltung des Vorfluters oft weiter zu 
treiben^ als es sonst vielleicht notwendig wäre. 

Besondere Schwierigkeiten entstehen für die Entwässerungsanlagen von 
Kurorten, welche Heilquellen besitzen. Hier muß beim Bau der 
Kanalisation (wie auch der anderen Leitungsnetze) so verfahren werden, daß 
keine Veränderungen der Quellenspiegellagen eintreten können, 
da sie fast immer von einer Veränderung der Quellenergiebig- 
keit begleitet sind. Besonders trübe Erfahrungen hat man in dieser 
Hinsicht an Orten gemacht, wo man beim Bau der Kanalisation Gründe 
Wassersenkungen vornahm. In solchen Fällen konmit es nachträglich leicht 
zu Entschädigungsprozessen, bei welchen die schuldige Stadtverwaltung oder 
ihr Unternehmer sehr bedeutende Sunmien einbüßen können, wenn sie nicht, 
z. B. durch ganz genau geführte Bautagebücher, nachzuweisen vermögen, 
daß sie allenthalben richtig vorgegangen sind. Da es aber an sich nicht 
leicht ist, in solchen Fällen richtig vorzugehen, so werden derartige Prozesse 
häu% mit der Verurteilung der den Entwässerungsbau Ausführenden endigen. 

Bezüglich der Abflüsse warmer Quellen möchte ich noch darauf hin* 
weisen, daß diese in mit Teer abgedichtete Bohrkanäle nicht eingelassen 
werden dürfen, solange sie nicht unter eine Temperatur von höchstens 35 ^ C 
herunter abgekühlt sind. 

Auch an die Hausentwässerungsanlagen müssen in Kurorten und Heil- 
bädern besond^» Anforderungen gestellt werden, denn es ist kein Zweifel, 
daß das Vorhandensein modemer Einrichtungen von den Kurgästen sehr 
wohl beachtet und geschätzt wird. Hierzu gehört in erster Linie die Anlage 
modemer Klosetts, insbesondere also von Spülklosetts. Wenn die Fäkalien 
nicht der Kanalisation überantwortet werden, ist jedenfalls dafür zu 
sorgen, daß die Fäkalgruben unbedingt dicht sind. An Orten, wo ganze 
Wohnungen bzw. Häuser an Kurgäste vermietet werden, und in den besseren 
Hotels wird man gerne dahin streben, in jedem einzelnen Schlafzinmier 
Ablaufbecken mit Wasserverschlüssen einzurichten. Wenn da und dort 
behauptet worden ist, es könnten durch diese Becken Kanalgase in die Woh- 
nungen dringen, so läßt sich dem, wenn nur der Wasserverschluß und die 
Fallrohre richtige Maße haben, jederzeit sofort mit Leichtigkeit abhelfen, 
indem man einen Augenblick lang den Hahn der Wasserleitung über einem 
derartigen Ausflußbecken öffnet. Das Austrocknen eines Geruchverschlusses 
kann ja überhaupt nur dann stattfinden, wenn ein Zimmer längere Zeit un- 
bewohnt bleibt. In den Küchen der obengenannten Häuser sollte neben dem 
Spültischablauf noch ein besonderer Ausguß für das Waschwasser vorhanden 
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sein, und zum Schluß möge noch die Forderung nach modernen, wenn auch 
einfachen Hausbädem erhoben werden. 

Alle diese Einrichtungen bedingen gegenüber den gewöhnlich üblichen, 
oft unzulänglichen Vorrichtungen in Kurorten keine große Erhöhung der 
Kosten, wenn sie gleich beim Bau der Häuser mit angebracht werden. 
Dagegen tragen sie zum Komfort der Kui^äste und damit zur Erhöhung der 
Besucherzahl sicherlich bei. 

Über die Beseitigung der Abfallstoffe in militä- 
rischen Lagern hat schon auf dem Berliner Internationalen Kongreß 
für Hygiene und Demographie Dieudonn6e die nötigen Anweisungen 
gegeben. Wir sind der Ansicht, daß in militärischen Lagern nur das Trenn- 
system ernstlich in Betracht konmien kann, weil die großen unbebauten 
Flächen solche Begenwassermengen ergeben, daß man beim Mischsystem 
unverhältnismäßig große Kläranlagen erhalten würde. Man wird den Begen- 
ablauf in Lagern soweit als möglich in offenen Gerinnen vor sich gehen lassen, 
welche auf beiden Seiten der Straßen und Wege liegen und in ihren Sohlen 
und Wandungen mittels einfachen Plattenbelags gesichert werden können. 
Die Bemessung der ganzen Anlagen muß für den größten Wasserverbrauch 
und die größte denkbare Belegung erfolgen, und alle Maßnahmen sind so zu 
treffen, daß entsprechend dem Zusanunenwohnen großer Menschenmengen 
auf engem Baum unbedingte hygienische Sicherheit bezüglich der Beseitigung 
der Abf allstoffe vorhanden ist. Müssen die Fäkalien abgeführt 
werden, so empfiehlt sich die Anlage von Aborten mit untergesetzten fahr- 
baren großen Tonnen mehr als diejenige von in den Boden eingesetzten 
Gruben. 

Die Gesichtspunkte für die Art der Abwasserklärung sind hier dieselben 
wie für andere menschliche Ansiedlungen, nur wird sich vielfach Land- 
berieselung empfehlen, weil bei der Abgelegenheit militärischer Lager der 
Grund und Boden bUlig zu erhalten idt. Dabei wird man, um den Boden 
nicht vorschnell zu überlasten und zu erschöpfen, das Abwasser gerne weit- 
gehend vorreinigen. 

12. Die Klärung der Abwasser. 

Wenn ich nun auf die Klärung der Abwasser zu sprechen komme, 'so 
muß ich es mir bei der Ausdehnung des Gebiets natürlich versagen, mehr als 
Andeutungen zu geben. 

Zunächst ist festzustellen, daß Klärung der Abwasser nur dort voll- 
ständig entfallen kann, wo eine sehr kleine Siedlung an einem sehr großen 
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Vorfluter liegt. Wenn man femer die Meinung hört, häuBÜche Abwasser 
könnten, wenn sie von den Fäkalien getrennt sind, den Vorflutern ohne 
Klärung überlassen werden, so ist dies natürlich in dieser Allgemeinheit ein 
Irrtum. 

Bei mittleren imd kleineren Ortschaften, die nicht an sehr großen Vor- 
flutern liegen, bei denen also nach dem Gesagten Klärung der Abwasser not- 
wendig ist, wird man ein Verfahren anzuwenden suchen, das neben genügender 
Klärwirkung möglichst einfachen und billigen Betrieb gestattet. Diese drei 
Forderungen können nur von Zentralkläranlagen erfüllt werden. 

Vor sogenannten Hauskläranlagen muß dringend gewarnt 
werden, sie sind unter allen Umständen für die Gesamtheit teurer als eine 
Zentralkläranlage. Auch zeigt die Erfahrung, daß Hauskläranlagen in sehr 
vielen Fällen nachlässig oder gar nicht betrieben werden, und dann nicht nur 
keinen Nutzen stiften, sondern geradezu gefährlich wirken können, nament- 
lich wenn sie geheime Überläufe nach der Kanalisation besitzen. Einzel- 
kläranlagen sollten deshalb nur zugelassen werden bei großen Kranken- 
häusern, Sanatorien, Hotels und besonderen Fabrikanlagen, namentlich 
solchen, welche mit organischen Stoffen arbeiten. Bei all diesen Anlagen 
kann nämlich die Einzelklärung für den Betrieb der Zentralkläranlage er- 
wünscht sein. Anderseits liefern z. B. Maschinenfabriken, Spinnereien und 
Webereien und manche andere Industrien verhältnismäßig reines, die Spülimg 
der Kanäle beförderndes Abwasser. 

Wie weit man mit der Klärung der Abwasser zu gehen hat, läßt 
sich allgemein nicht angeben. Man kann nur sagen, die Klärung muß um so 
vollkommener sein, je konzentrierter und größer die Abwassermenge im 
Verhältnis zur Wassermenge des Vorfluters ist und je dichter dessen Ufer 
besiedelt sind. 

Bei der Wahl des Klärverfahrens kommt also alles auf die Konzen- 
tration der Abwasser und auf das Verhältnis der Abwassermenge zur Vor- 
flutermenge an. Man kann deshalb allgemeine Aussagen, z. B. über die An- 
wendbarkeit von Bechenanlagen, von Absitzanlagen, von biologischen An- 
lagen usw., nicht machen. 

Bei der Wahl eines Klärverfahrens sei man Anpreisungen einzelner 
Systeme gegenüber vorsichtig und hole gegebenenfalls vor der Entscheidung 
unbefangenen sachverständigen Hat ein. Trotzdem darf man nicht erwarten, 
daß jede Kläranlage vom ersten Tage ab einen voUständig einwandfreien 
Betrieb aufweisen müsse. Dazu sind die Verhältnisse der einzelnen Orte 
und damit die Zusammensetzung und Konzentration ihrer Abwasser viel zu 
verschieden. Man wird also bei den Kläranlagen auf Kinderkrankheiten ge- 
faßt sein müssen und vermag diese am besten dadurch abzukürzen, daß man 
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einen möglichst zuverlässigen, sich für den Betrieb inteiessierenden Klär- 
wärter anstellt, und daß man von der ausführenden Firma vertraglich so 
lange Beobachtung und Verbesserung der Kläranlage verlangt, bis diese 
einwandfrei arbeitet. 

Betrachten wir nun die einzelnen Klärverfahren etwas näher, so zeigt 
die Klärung des Abwassers mittels beweglicher Feinrechen ^) 
jedenfalls für kleinere und mittlere Städte meist den allgemeinen Nachteil 
maschineller Anordnungen in der Entwässerungstechnik, nämlich hohe Be- 
triebskosten, auch konmit sie als einziges Klärmittel nur bei sehr starker 
Verdünnung des Abwassers im Vorfluter in Betracht. 

In bezug auf Einfachheit der Konstruktion ist der sogenannte Frank* 
furter Bechen durch die Eiensch'sche Scheibe, wie sie von Wurl in 
Weißensee ausgeführt wird, und durch die Metzger sehe Siebtrommel^), 
sowie das Geiger sehe Siebschaufelrad überholt. Über die reinigende 
Leistung der verschiedenen Konstruktionen, welche sich nur auf Grund 
wochenlanger Versuche ergibt, sind die Akten noch nicht geschlossen. Daß 
das Bechengut sich z. B. mit Straßenmüll kompostieren und als Dünger ver- 
wenden läßt, ist ein Vorteil, wird aber die Betriebskosten im allgemeinen 
nicht wesentlich herabsetzen. 

Bei der Klärung durch Absitzanlagen unterscheidet man Ab- 
sitzbecken und Klärbrunnen. Bei beiden wird heute das Abwasser vom 
Schlamm getrennt, damit es nicht nachträglich in Fäulnis gerät*) und nicht 
riecht, während der Schlamm in besonderen, aber mit dem Absitzraum in 
hydraulischem Zusammenhang stehenden Faulräumen ausfault und dadurch 
drainierbar und frei von belästigenden Eigenschaften wird. Die heutigen 
Klärbrunnenkonstruktionen (Emscherbrunnen, Stiagbrunnen) sind bezuglich 
des Frischwassers ebenso Durchlaufanlagen wie die Absitzbecken, welche 
ihrerseits in der Konstruktion des sogenannten Neustädter Beckens den vom 
Frischwasserraum getrennten Schlammfaulraum von den Brunnenkonstruk- 
tionen übemonmien haben. 

Maßgebend für die Klärwirkung ist die Durchlaufzeit durch die An- 
lagen. Man verwendet Geschwindigkeiten von etwa 4 bis 20 imd mehr 
Millimetern pro Sekunde. 

Im allgemeinen wird man von den längeren Absitzbecken eine weiter- 
gehende Beinigungswirkung erwarten dürfen, als von den kürzeren in Brunnen 



^) Bechen- und AbsitKanlagen eignen sich am besten fOr frisches Wasser, also 
nicht zu große Entfernung der Kläranlage vom Ort (womöglich nicht mehr als ein bis 
zwei Stunden Laufzeit des Wassers). 

*) Wasser und Gas 1012, Nr. & 

') Sogenannte „Nachfaulung", eventuell noch im Vorfluter! 
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eingebauten Binnen. Beckenanlagen sind femer da am Platz, wo der Bau 
Ton Brunnen infolge hohen Grundwasserandrangs oder harten (felsigen) 
Bodens besonders teuer wird. Anderseits ist die Anordnung der Brunnen 
bequem und empfiehlt sich besonders, wenn auf engem Raum gebaut 
werden muß. 

Während man früher bei Absitzanlagen die Klärung meist durch 
chemischeZusätzezu beschleunigen und zu vervollkomnmen suchte, 
sind diese Verfahren später wegen des allzu großen Schlammanfalls und der 
hohen Kosten zurückgetreten. Erst neuerdings mehren sich wieder die Ver- 
suche, in besonderen Fällen chemische Zusätze zu verwenden. 

Die Frage der Schlammbeseitigung bzw. -Unterbringung ist 
eine sehr wichtige, unter Umständen für die Wahl des Verfahrens aus- 
schlaggebende. In nicht wenigen Fällen führt Kompostierung mit Straßen- 
kehricht imd Abgabe an die Landbevölkerung zum Ziel (Gassei, Schwä- 
bisch Gmünd)« 

Eine besondere Art der Abwasserklärung, welche nach einer Vor- 
reinigung durch Schlammfänge oder Absitzanlagen verwendet werden kann, 
stellen Fischteichanlagen dar. Sie haben heute schon mehrfach 
bei kleinen Siedlungen (Klöstern, Sanatorien, Seminaren) Anwendung 
gefunden^), setzen aber eine genügende Verdünnung des Abwassers (etwa 
1 : 10) voraus. 

Besonders angepriesen waren eine Zeitlang die sogenannten Faul- 
verfahren, bei welchen, abweichend von der heutigen Trennung in den 
Absitzanlagen, Abwasser und Schlamm gemeinsam dem Ausfaulen über- 
lassen wurden. Irrtümlicherweise wurden Faulkammern in viel zu kleiner 
Ausführung früher oft als Hauskläranlagen angewandt; ihre Wirkungsweise 
war jedoch ungenügend. T h u m m ist der Ansicht, daß zwei- oder drei- 
kammerige Faulanlagen für dreißigtägigen Wasseraufenthalt bei nicht zu 
konzentrierten Abwassern fäulnisunfähige Abflüsse, jedoch von großer Sauer« 
stofizehrung liefern. 

Eine gewisse Zusammengehörigkeit weisen schließlich das b i o 1 o- 
gischeVerfahren und die Rieselverfahren auf, die man auch 
als künstliches und natürliches biologisches Ver-* 
fahren bezeichnen kann. Sie erfordern beide zur Schonung der Anlagen 
relativ verdünntes Abwasser imd — bzw. oder — eine Vorbehandlung des- 
selben« Beide Verfahren sind nicht für alle Arten von Abwassern ohne 
weiteres geeignet, so können größere Mengen von Wäschereiabläufen ge- 
sonderte Behandlung erfordern. Man wird namentlich die künstlichen 



1) Techn. Qemeindeblatt 1909, Nr. 18, S. 276. 
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biologischen Veifahien nicht gern bei stark schwankendem Wasserzuflnß 
verwenden, weil ihie Überlastungsfähigkeit nicht sehr groß und die zeit- 
weise, kurzdauernde Einschaltung weiterer Beinigungselemente weniger ein- 
wandfrei erfolgen kann als bei Bechen- und Absitzanlagen. 

Neue künstliche biologische E[laranlagen werden heute meist inter- 
mittierend und als Tropfkörper betrieben , nebenher finden sich viele Füll- 
körper und kontinuierliche Tropfkörperanlagen. Man kann etwa 1 — 1,5 cbm 
Körper von 1 — 1,5 m Höhe auf 1 Tageskubikmeter Abwasser rechnen; wo 
die Abwässer stoßweise anfallen, sind größere Werte zu wählen. 

Bei kleineren Siedlungen kommt statt der für Großstädte viel an- 
gewandten eigentlichen Bieaelfelder (Berlin, Oharlottenburg, Freiburg i. Br., 
Paris usw.) die Untergrundberieselung ^) viel vor. Beide Me- 
thoden verlangen aber geeigneten leichten Boden, Vorbehandlung, Ent- 
schlammung des Wassers, große Landäächen und geringe Beanspruchung 
derselben, damit der Boden nicht zu früh verschlickt und sich erschöpft. 
Alle diese Anforderungen zusammen werden sich selten vollkommen erfüllen 
lassen. Bei Rieselfeldern braucht man rund etwa 1 ha für 300 — 500 Ein- 
wohner. Über die Untergrundberieselung haben wir schon auf S. 42 ge- 
sprochen. Die früher bisweilen erhoffte Rentabilität städtischer Rieselfelder 
dürfte sich ohne eine gewisse Frisierung bei der Etatsaufstellung nicht 
erreichen lassen. 

Bei Einzelwohnhäusern tritt T h u m m für die Untergrundberieselung 
der gesamten Abwässer ein, wenn tonfreier Sandboden zur Verfügung 
steht. Man braucht dann nach T h u m m bei leichtem Boden 125, bei 
schwerem Boden 350 qm Gartenfläche pro Kopf, wenn Wasserspülklosette 
und Badeeinrichtungen nicht vorhanden sind, und die menschlichen Ab- 
gänge für sich gesammelt, aber ebenfalls auf dem Grundstück untergebracht 
werden. 

Das vorstehende beweist, daß die richtige Auswahl eines Elärverfahrens 
durchaus nicht immer einfach ist, und daß man in jenen allerdings seltenen 
Fällen, wo Art und Menge der Abwasser nicht vorher genau genug bekannt 
ist, im Zweifel sein kann, wie hohe Ansprüche an die Elärwirkung zu stellen 
sein werden. Dazu kommt, daß die Anschauungen über die einzelnen Ver- 
fahren noch nicht allenthalben feststehen, sondern in mehr oder weniger 
rascher Entwicklung begriffen sind, femer daß die Abwasserklärung heute 
noch sehr teure Anlagen erfordert, Wobei uns der Umstand nicht zu trösten 
vermag, daß man in England noch mehr Geld dafür ausgibt als bei uns. 

Diese Tatsachen führen zu der grundsätzlichen Forderung, daß sich die 



^} MitteUungen der KgL Landesanstalt für Wasseri&ygiene Heft 12, Nr. 1. 
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Behörden bei mittleren und namentlich bei kleineren Orten zunächst mit 
möglichst einfachen Klärverfahien zufrieden geben sollten. Die entgegen- 
gesetzte Stellungnahme hat sonst leicht die Wirkung, daß die zu erwartenden 
Bau- und Betriebskosten die Gemeinden überhaupt vom Bau der Kanali- 
sationen abhalten. Auch ist zu bedenken, daß tüchtige Elärwärter nicht 
gar häufig zu finden sind. Der Eingeweihte kann manches von Kläranlagen 
erzählen, die wegen nachlässiger Bedienung ihren Zweck nur mangelhaft 
erfüllen. So kommt es selbst bei einfachen Absitzanlagen vor, daß die Durch- 
laufgeschwindigkeit nicht richtig reguliert wird, oder die Schlanunbehandlung 
eine falsche ist, oder daß einzelne Teile der Anlage, ja sogar die ganze An- 
lage bisweilen unerlaubterweise außer Betrieb sind. Eine so behandelte 
Kläranlage nützt nicht nur nichts, sondern sie kann, wenn man sich irrtümlich 
auf ihre Wirkung verläßt, geradezu schädlich wirken. 

So komme ich zu der Anschauung, daß Fälle eintreten können, wo 
man nicht von Anfang an eine definitiveKläranlage baut, sondern 
wo man sich vorläufig mit dem begnügt, was für die nächsten Jahre aus- 
reichen wird. Dabei kann man sich schon in mittleren Städten durch laufende 
Versuche an kleinen Versuchsanlagen die Unterlagen verschaffen, welche der 
spätere weitere Ausbau der EJärstation nötig machen wird. Ein derartiges 
Vorgehen schafft keine falschen, von Anfang an unzuverlässigen Provisorien, 
welche mit Becht bekämpft werden, sondern ermöglicht es, dauernd dem 
Bedürfnis und dem Stand der Wissenschaft entsprechend vorzugehen. Als 
zulässige provisorische Zentralkläranlagen bezeichnet Thumm Klärtürme 
oder an Stelle massiver Frischwasserkläranlagen billige Erdbecken mit Holz- 
einbaulen; aber auch biologische Körper können hierfür in Betracht kommen. 
Dies geht schon daraus hervor, daß sie sehr häufig mit einfachen Mitteln zu 
Versuchszwecken angebaut werden. 

Nicht selten ist — bei relativ kleinem Vorfluter — eine mit zunehmender 
Größe des Entwässerungsgebietes allmählich zu steigernde EQärwirkung er- 
wünscht. Man kann sie beispielsweise dadurch erreichen, daß man zu- 
nächst nur eine Absitzanlage baut, aber gleichzeitig den späteren Anschluß 
einer biologischen oder einer Fischteichanlage vorsieht. 

Zum Schlüsse möchte ich betonen, daß die heutige Klärtechnik als 
ihr wichtigstes Ziel betrachten muß, Anlagen zu bauen, die bei gleicher 
Leistung billiger sind als die jetzigen. Auch wird man suchen müssen, 
die heutigen teuren Klärbetriebe auf irgendeine Weise wirtschaftlicher zu 
gestalten. Dies erfordert viel Arbeit und Mühe, aber wir können die, wenn 
auch bisher wenig befriedigenden Versuche einer Ausnutzung der in den 
Abwassern enthaltenen wertvollen Stoffe (Fette, Phosphorsäure usw.) un- 
möglich aufgeben. 
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13. Die Kosten der KanaUsationen. 

Zum Schluß dieser Ausführungen möchte ich versuchen, einige Anhalts* 
punkte für die Kostenermittlung bei Städtekanalisationen zu geben. Dabei 
muß jedoch vorausgeschickt werden, daß derartige Angaben überaus schwer 
gleichzeitig mit der nötigen Allgemeinheit und Zuverlässigkeit gemacht 
werden können. Dies rührt daher, daß eine Menge von Besonderheiten, wie 
das angewandte Entwässerungssystem, die Geländeverhältnisse, die Größe 
des Entwässerungsgebiets, die angenommene Abflußmenge und die Art der 
Klärung, sowie die Frage, ob künstliche Hebung nötig ist oder nicht, sich 
an jedem einzelnen Ort wieder zu einer anderen Resultierenden zusanmien- 
legen, also die Kosten verschiedener Kanalisationen pro Einwohner oder pro 
Hektar sehr verschiedene Werte erreichen müssen. Um wenigstens einige 
Zahlen zu bieten, gebe ich im folgenden einen Auszug aus einer in H e y d, 
Wirtschaftlichkeit bei Städteentwässerungsverfahren, stehenden Tabelle, 
welche ich durch die Nunamern 2, 3, 12 und 17, sowie die Kolumnen 7 
und 9 erweitert habe. 

Aus der Tabelle ergibt sich zunächst, daß bei kleinen Gemeinden die 
örtlichen Verhältnisse eine solche Bolle spielen, daß sich einigermaßen sichere 
Schätzungen ohne ein Projekt überhaupt nicht machen lassen. Man sollte 
also davon absehen, einen Ingenieur zur Abgabe einer Kostenschätzung ohne 
Projekt zu nötigen. 

Eine bessere Schätzung ist schon mögUch bei den mittleren Städten 
von 15 000 bis 45 000 Einwohnern. Man kann hier mit ungefähien Kosten 
von 30 bis 45 M. pro Einwohner rechnen. Jedoch ergibt die Tabelle in den 
Baukosten keinen deutlichen Unterschied für die beiden Fälle des Vorhanden- 
seins oder Nichtvorhandenseins einer Pumpstation, ein Beweis dafür, daß 
auch hier noch andere Umstände einen überwiegenden Einfluß ausüben 
können. In den Betriebskosten dagegen zeigt sich, wie zu erwarten, eine 
deutliche Einwirkung beim Vorhandensein von Pumpstationen. 

Bei Städtekanalisationen war man bisher nicht in der Lage, auch nur 
annähernd vorherzusagen, welchen Einfluß auf dieAnlagekosten 
verschiedene Werte der den Berechnungen zugrunde zu legenden 
Begenabflußmengen haben würden. 

Um hierfür einen wenigstens rohen Vergleichmaßstab zu gewinnen, 
habe ich für eine Stadt des Mittelgebirges, Pfullingen in Württemberg, und 
eine des Flachlandes, Treuenbrietzen, je 5mal einen gleich (22 ha) großen 
Teil des Kanalisationsnetzes berechnen und sämtliche Projekte einheitlich 
prüfen lassen. Die angenommenen Begenabflußmengen betrugen in beiden 
Fällen 30, 40, 60, 80 und 100 sek/1 pro Hektar. Die Lagepläne dieser beiden 
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Kanalisationskosten 

(mit Ausnahme der Nummer 2, 12 und 13) ums Jahr 1906. 





Ortschaft 


Ange- 
schlos- 
sene 
Ein- 
wohner- 
zahl 


Ent- 
wftsse- 
ran^- 
gebiet 


Ist eine 
Pump- 
station 

vor- 
handen 


Anlage- 
kofiten 


Jährliche Be- 
triebskosten 


Bemer- 
kungen 


Nr. 


pro 
Ein- 
woh- 
ner 


pro 
ha 


pro 
Ein- 
woh- 
ner 


pro 
ha 


l| 2 


8 


4 


5 6 


7 


8 


9 


10 



Orte von 2500 bis 14000 Einwohnern: 



1 


Bemcastel-Gaes 


2500 


? 


nein 


56,40 


_^ 


0,72 






2 


Eönigsstein i. T. 


3000 


10 


» 


157 


4243 


— 






3 


Teltow ') 


ca. 4300 


ca. 320 


ja 


295 


3972 


34,9 


46,9 




4 


Andernach 


7000 


145 


nein 


35,57 


1717 


0,49 


23,5 


/m. SiD) 
\ reim 


5 


Pfungstadt 


7000 


86 


n 


24,28 


2000 


— 


9 

■ 




6 


Homburg 


10 000 


100 


* 


80,34 


8030 


0,30 


30 




7 


Remscheid 


13 600 


? 


? 


99,05 


— 


0,53 


— 




8 Ravensburg 


14 000 


65 


nein 


12,03 


2600 


0,07 


17 





Orte von 15000 bis 44000 Einwohnern: 



9 


Bad Ems 


15 000 


60 


ja 


54,65 


13606 


? 


. 




10 


Eschweiler 


16 000 


213 


nein 


12,89 


907 


0,33 


23,4 




11 


Frankental 


15 000 


250 


n 


52,50 


3240 


— 


— 




12 


Feuerbach *) 


16 000 


211 


« 


55 


4186 


0,50 


38 




13 


Emden 


19 000 


55(?) 


II 


37,89 


13090 


0,13 


45,5 (?) 




14 


Celle 


20 000 


238 


ja 


38,25 


8214 


0,68 


57 


Trennsystem 


15 


Straubing 


20 860 


350 


nein 


21,57 


1286 


0,12 


7,5 




16 


Burg b. Magdbg. 


24 000 


265 


ja 


38,90 


8523 


0,88 


80 


fm. Sinkkasteiii 
\ reinigang 


17 


Eßlingen 


36 600 


490 


nein 


12,10 


898 


0,06 


41 


ohne Klärung 


18 


Golmar 


38 000 


300 


nein 


34,21 


4830 


0,07 


9 




19 


Cottbus 


40 000 


530 (?) 


ja 


53,05 


? 


0,62 


? 




20 
21 


Heilbronn 
Worms 


40 000 
44000 


880 
494 


nein 

feine kleine 
< Anlage 


86,74 
51,11 


3868 
4731 


0,06 
0,18 


6 
16,8 





') Mit Pumpstation, aber ohne Kläranlage, Kanäle zum Teil auf noch unbebautem 
Gebiet, die Zahlen sind noch nicht die endgültigen, jedoch von der Stadtverwaltung 
mitgeteilt. 

*) Ausschließlich der Vorfluterkorrektion, die 480000 Mark kostete und ohne Klär- 
anlage, die auf 220—250000 Mark veranschlagt ist. 
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Ejinalisationen sind in den Fig. 27 und 28 wiedergegeben. In allen Fällen 
wurde als kleinster Bohrdurchmesser zunächst 200 mm und als Deckung der 
Profile möglichst genau 3 m festgehalten. Verzögerung wurde nicht berück- 
sichtigt. Ein Begenauslaß kommt in keinem der beiden Gebiete vor. Auch 
sonst ist die Führung des Wasders in den einzelnen Strängen der Kichtong 
nach in allen Projekten für jedes der beiden Gebiete vollkommen gleich^). 
Alle Berechnungen wurden durch eingehende Nachprüfung auf möglichst 
gleiche Basis gebracht. 

Sämtliche für die Kanalberechnung angenommenen Preise gelten für 
3 m Scheiteldeckung und ohne Grundwasserbewältigung. Für die Steinzeug^ 
rohrkanäle wurden die auf S. 87 angegebenen Preise zugrunde gelegt, 
während für die gemauerten normalen Eiprofile (3 : 2) nachstehende Bau- 
kosten angenommen sind. 

Profile Ein- bzw. zweiringig Preis pro lfd. Meter 

om M. 

76/60 1 33 

00/60 1 37 

106/70 1 42 

120/80 2 73 

136/90 2 80 

160/100 2 85 

166/110 2 93 

180/120 2 100 

Die Eanallängen betragen für Pfullingen 4870 m, für Treuenbrietzen 
4450 m, wobei nur das Gebiet unterhalb der Linie X X in Fig. 28 in Kech- 
nung gesetzt ist, das ebenso wie dasjenige von Pfullingen 22 ha mißt. Das 
Verhältnis beider Eanallängenwerte ist 1 : 1,1» die Längen können also als 
für unsere Zwecke gleich groß angenommen werden. 

An Einsteigschächten wären im ganzen erforderlich für Treuenbrietzen 
rund 48, für Pfullingen rund 58. Das Verhältnis ist 1 : 1,2. Es sollen jedoch 
die Einsteigschächte, da sie hauptsächlich von der zufälligen Straßenein- 
teilung, nicht aber von den Grefällsverhältnissen abhängen, außer Betracht 
bleiben. Ebenso sind der Übersichtlichkeit halber die Spülvorrichtungen, 
welche für Treuenbrietzen einen etwas höheren Aufwand erfordern würden, 
außer Betracht gelassen, so daß sich der nachstehende Kostenvergleich nur 
auf die Profile selbst bezieht und dadurch an Übersichtlichkeit gewinnt, 
ohne für den vorliegenden Zweck an Genauigkeit einzubüßen, 

^) Vergleiche die Ff eüe auf den Straßenachaen in beiden Figuren, wobei ein Doppel- 
pfeU nach der einen und ein einfacher Ff eU nach der anderen Richtung, die auf einer und 
derselben Strecke stehen, bedeuten, daß das Kanalgefälle entgegen dem durch den ein- 
fachen PfeU angedeuteten StraOengef alle in der Richtung des Doppelpfeils zu laufen habe. 



— 81 — 

Auf theoietiscbem Wege kommt man in folgender Weise zu einem 
Yergleich der Kosten: 

Bedeuten J das mittleie Druckliniengefälle in einem Kanalnetz, Q dessen 
mitüeie Wasseifuhrung, D den zugehörigen mittleren Durchmesser, so gilt 
angenähert die für eine einzelne Rohrleitung abgeleitete allgemeine Gleichung : 

Q« 1 

J = X -^ bzw. für Q = konstans J = c yr^ 1) 



woraus 



Jx:J.= ' 



D," ' D, 



und 



D * 






Sowie 






ergibt. 

Unter der Annahme, dafi die Baukosten K dem mittleren Durchmesser 
direkt proportional seien, kann man also ebenso setzen: 



K. = K.l/^ 3) 



Aus Gleichung 1 folgt: 



D = F^ 4) 

Wenn man allgemein setzt: 

K = m . L . D 6) 

wobei in einen von der Marktlage abhängigen, für alle Durchmesser konstant 
angenommenen Koeffizienten und L die Leitungslänge bedeutet, so ist 
speziell: 

und bei gleichem L 



woraus 



K, = K,"l/A 6) 



J 

Weyrauch, Über BebanimgtplAiie and EntwätseriuigBaiilageB. 6 
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und da für Treuenbrietsen das mittlere Strafiengefälie J^ = 0,0019, für 

6 



Pfullingen Jj = 0,0108, also Jj : J, = — , so haben wir im vorliegenden 



Fall speziell: 

|- . K, = 0.70 K, 7) 



= 1X 



Wie die Wirklichkeit mit Formel 7 übereinstimmt, zeigen die in Zeile 7 
der Tabelle berechneten Werte. Zur Erklärung dieses Unterschieds ist 
darauf hinzuweisen, daß vor allem das Gebundensein an handelsübliche 
Durchmesser und Profilgrößen, namentlich bei kleinen Straßengefällen, be- 
sonders bei großen Ereisprofilen und den Eiprofilen eine volle Ausnutzung 
der Profile vereitelt. 

Aus der beychneten Tabelle lassen sich für spezielle Fälle der Projek- 
tierung manche interessante Folgerungen ableiten. Wir wollen uns hier 
auf nachstehende allgemeine Ergebnisse beschränken. 

1. Die durchgeführten Berechnungen ergeben die Wichtigkeit der Begel, 
daß man zur Erzielung eines billigsten E^nalnetzes eine solche Dimensio- 
nierung anstreben muß, bei welcher die Profile möglichst auf 
ihre ganze Länge voll laufen, dabei aber das Wasser 
mit groß tmöglicher Geschwindigkeit abführen und 
soweit möglich parallel zur Straßenoberfläche liegen. 
Bei den Bebauungsplänen sind also Gegengefälle der Straßen zu vermeiden, 
anderseits können die Straßen in den untersten Eanalnetzteilen wegen der 
dort notwendigen größeren Profile die relativ kleinsten Gefälle erhalten. 

2. Die Werte der Zeile 3, welche für Pfullingen ein stetigeres Anst^gen 
der Geschwindigkeiten mit den Wassermengen aufweisen als für Treuen- 
brietzen, zeigen, daß man sich stärkeren Gefällen mit den Bohrdimensionen 
weit enger und damit sparsamer anpassen kann, als schwachen Gefällen, oder 
mit anderen Worten, daß sich im all gemeinen Orte in ebenen 
Gebieten schwerer wirtschaftlich kanalisieren lassen, 
als solche mit stärkeren Gefällen, soweit dies überhaupt mit 
Rücksicht auf das Gebundensein an handelsübliche Profile möglich ist. 

3. Die obersten Profile sind in jedem Eanalnetz schlechter ausgenutzt 
als die unteren. 

BeigeringenGefällen empfiehlt es sich daher, zur guten Aus- 
nutzung der am unteren Ende der Kanalisation kommenden größeren 
Profile, die Kanäle in den oberenStrecken, wenn nötig mit geringstem 
Gefälle zu verlegen, damitbeidengrößerenProfilen am unteren 
Ende des Netzes größere Gefälle zur Verfügung stehen. 
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so daß duich Anwendung möglichst kleiner Frofilklassen eine rationellere 
Ansnntzung derselben erzielt wird. Schon eine Gefallsvermehmng um 
wenige Zentimeter kann sehr wertvoll sein. 

Auch innerhalb der Netze selbst, z. B. auf der Strecke 14 — 8 des Treuen- 
brietzener Netzes, wird man den bei Punkt 14 beginnenden Kanal dort recht 
hoch ansetzen, um möglichst viel Gefälle auf der Strecke 14 — 8 heraus- 
zubekommen, 

4. Bei kleineren Straßengefällen (Treuenbrietzen) zeigt sich bei 
Variation der AbfluSmengen gegenüber dem angenommenen Mittelwert 
q =s 60 1/sek/ha nach oben und unten eine viel raschere Veränderung der 
Anlagekosten, als bei steileren Gebieten (Ffullingen); vgl. Zeile 6 a und 6 b 
der Tabelle. Der Grund ist derselbe wie der unter Nr. 1 angegebene. 

Die Zeilen 6 a und 6 b zeigen also, dafi man bei kleinen Ge- 
fällen viel vorsichtiger in der Festsetzung der Ab- 
flußmengen pro Hektar sein muß, als bei größeren, 
weil im ersteren Fall die Baukosten mit zunehmender Wassermenge viel 
rascher wachsen, als im letzteren. ' 

6. Je größer die Abflußmenge pro Hektar angenommen wird, desto 
billiger stellen sich relativ die Baukosten in steilen Grebieten gegenüber 
denjenigen in flachem Gelände. 

Wie sich aus Zeile 7 der Tabelle ei^bt, ist die oft geübte Verwendung 
eines konstanten Koeffizienten m in Gleichung 5 wenig genau, indem das 
Kostenverhäitnis, wie es sich für verschiedene Abflußmengen pro Hektar 
ergibt, um so größere Werte annimmt, je kleiner die Abflußmenge festgesetzt 
Wurde, 

6. Aus Zeile 8 und 9 der Tabelle ergibt sich diehoheBedeutung, 
welche die sparsame Annahme des Minimaldurch- 
messers für die Baukosten, namentlich in kleineren 
Orten, insteilerenGebietenundbeidenkleinerenAb- 
flußmengen besitzt. Beträgt doch der Anteil, welchen der Minimal- 
durchmesser an der Gesamtlänge aller Kanäle besitzt für q » 30 I/sek/ha 

bei Treuenbrietzen f Or q = 30 l/sek/ha 39,8 %, f ür q = 100 l/sek/ha 8,6 % 
„ Pfullingen „ q = 30 „ 63,6%, „ q = 100 „ 29,6% 

Würde man statt des Minimaldurchmessers 200 ein Bohr von 250 
bzw. 300 mm als Minimaldurchmesser wählen, so wäre dieses bis an diejenige 
Stelle beizubehalten, wo man in dem mit dem Minimaldurchmesser 200 
berechneten Netz ebenfalls zum Durchmesser 300 gelangen würde. Die 
dadurch entstehenden Mehrkosten sind in Absolutwerten und prozentualen 
Werten auf den Zeilen 10 und 11 bzw. 12 imd 13 wiedergegeben. Dabei 
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ist jedoch zu beachten, daß sich die beiechneten Absolutwerte bzw. diä 
Piozentwerte natuigemaß nur auf das zugrunde gelegte Straßennetz bzw. 
die Gebietsgröße von 22 ha beaehen. Je verästelter ein Eanalnetz 
ist, desto größer muß die anteilige Länge des Minimaldurchmessers werden 
(vgl. S. 56 unten). Femer zeigt die Berechnung, daß die vorsichtige 
Annahme des Minimaldurchmessers bei kleinen Netzen, 
bei kleinen Bege nannahmen und bei steilen Gebieten 
besonders wichtig ist. 

Wir haben schon oben darauf hingewiesen, daß sich nicht in allen 
Fällen die Profile gleich vollkommen ausnutzen lassen. Ein Beweis hierfür 
ist z. B. die auffallend niedere mittlere Gesch^vindigkeit, welche sich für 
q SS 100 1/sek/ha im Projekt für Treuenbrietzen ergibt. Der Grund liegt 
darin, daß das steiler geneigte Pfullinger Netz bei derselben Beanspruchung 
nur 563 laufende Meter gemauerte Eiprofile, das Treuenbrietzener dagegen 
etwa die doppelte Länge, nämlich 1133 laufende Meter besitzt. Will man 
also die bezüglich ihrer Leistungsfähigkeit besonders weit auseinanderliegenden 
Klassen der normalen Eiprofile so ausnutzen, daß sie bei dem jeweils an- 
genommenen Begenfall voll laufen, so kann dies unterhalb der Übergangs- 
stellen zwischen zwei aufeinanderfolgenden Klassen von Eiprofilen nur durch 
stark vermindertes Gefälle erreicht werden. Damit wird aber die mittlere 
Abflußgeschwindigkeit im ganzen Netz entsprechend reduziert. 

Wie vorsichtig man bei der Dimensionenberechnung von Kanalnetzen 
sein muß, ei^b sich beispielsweise bei einer mehrfachen Berechnung des 
Treuenbrietzener Netzes für q = 100 1/sek/ha. Als hier eine dritte Be- 
rechnung mit vorsichtigster Ausnutzung des Geländes durchgeführt wurde, 
ließen sich die Gesamtkosten von 122200 auf 118 000 M. reduäeren. Dabei 
erhielt man als mitüeies Kanalgefälle 0,00319 und als mittlere Geschwindig^ 
keit 0,79. Die Ersparnis wurde in der Hauptsache durch die Reduktion 
zweier Eiprofile auf kleinere Eiprofile auf Grund der Begel 3 erreicht. Die 
Differenz von 4200 Mark ist hoher als das Ingenieurhonorar für die ganze 
Projektierung! 

Schließlich sei noch angefügt, daß ein Versuch, die Baukosten für 
Vs> Vt ^^d */> ^'^^ Gesamtgebiets zu berechnen, lineare Proportionalität 
ergab, die Gesamtgebietsgroße von 22 ha ist also zu klein, um eine Ab- 
nahme der Baukosten pro Hektar mit zunehmender Gebietsgroße erkennen 
zu lassen. 

Trotz der wegen des Gebundenseins an handelsübliche Profile un- 
vermeidlichen Unstetigkeiten in den gewonnenen Resultaten halte ich die 
vorstehenden Berechnungen namentlich für wertvoll zur Schärfung 
desVerantwortlichkeitsgefühlsbei Projektierung von städti- 
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Bchflti Eanslnetno. Fassen wir die slIgemebeDHaup^unktelmizEiisammen, 
80 eriialten wir neben dem bereits Mitgeteilten folgende R^eln: 

s) EanalDetzbeiechnungen sind mit denkbai größter Vormcht und 
Sachkunde daichmfühTeD, wenn man mit dem m^lichen EoBtenminimum 
audcommen will. 

b) Je äacbeT ein Ortagebiet ist, desto vondchtiger muß man bei der 
Annahme der AbfluSmengen pro Hektar und bei der Dimensioniening des 
Netzes sein. Insbesondere wird man die Gefälle der gröBeren Profile so hoch 
als m^lich wählen. 

c) Die Größe des Eleinstdurchmeasers ist um so sp&TBamer su bemesaea, 
je kleiner ein Ort, je größer das Strafiengefälle und je kleiner die angenommene 
AbfluBmenge pro Hektar ist. 

Schon auf S. 54 habe ich für kleinere Gemeinden auf eine Art kom- 
binierter Anordnung des Mischsystems hingewiesen, welche zur Abführung 



ng.it. 
der Regenwasser eine mt^lichst weitgehende Ausnutzung der Straßenrinnen 
mit Dui wenigen Einmündungsstellen in die Eanäle vorsieht 

Der folgenden Untersuchung ist ein Eandelquerschnitt etwa von der 
in Fig. 29 dargestellten Form, also von 0,2 m Tiefe , 0,3 m Breite , also 
0,3 . 0,2 = 0,06 qm Querschnitt zugrunde gelegt, welcher nach der Kutter- 

sehen Formel mit m = 0,4 beim Profilradiua P = — = '■ = 09 

U 0,3 + 2 . 0,2 

und einem Gefälle J = 1 ; 400 eine Wassermenge: 

, _ J^i^.Fi/p:,_-HlWS_ . „,0,. 1/ m» 0,3»,^.,^ . 
n» + l/P 0.4 + \/0jW V 400 ' 

oder 36 Sekundenliter abfübrt. Diese Menge fällt natürlich nur am nntersten 
Ende einer Eandelstrecke an. 

Zur Sicherheit nehmen wir nur 30 Sekundenliter an, welche gleich- 
zeitig die Eegen a b f 1 u ß menge von 1 ha ländlich bebauten Gebiets dar- 
stellen aoll. 
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Im folgenden wird nun ein in der Breitenausdehnung ebenes, in der 
Längsrichtung zwischen 1 : 500 und 1 : 25 geneigtes schematisches Glelände 
angenommen und es werden die Kosten für reines Mischsystem und das 
kombinierte System einander gegenübergestellt. Sollen die Eandeln an 
ihrem unteren Ende mit 30 Sekundenlitem voll ausgenützt werden, so er- 
geben sich schematisch Baublöcke von '/g ha Größe (vgl. die Blockteile 
I—IY und Y—YIII in Fig. 30) mit rund 83 m Seitenlänge. 

Beim reinen Mischsystem wird das Begenwasser den Kanälen kon- 
tinuierlich durch Strajßensinkkasten zugeführt, deren gegenseitige Entfernung 
wir zu 80 m ohne Unterschied des Gefälls annehmen wollen. Damit ergibt 
sich ein allmähliches Anwachsen des Kanaldurchmessers. Beim kombinierten 
System erfolgt die Einleitung des Regenwassers nur am Ende jedes zweiten 
Baublocks bei Schacht 9, 15, 21, d. h. alle 160 m und bewirkt hier durch 
das sprunghafte Anwachsen der Wassermenge um je 60 -{- 20 Sekundenliter 
Begenablaufwasser eine relativ starke Vei^ößerung des Bohrdurchmessers, 
welcher dann wieder auf 160 m Länge gleiche Lichtweite beibehält. 

Infolge dieser veränderten Art der Wasserabführung ergeben sich in 
den flachen Strecken Mehrkosten durch die vergrößerten Kandeln, jedoch 
nur für Gefälle unter 1 : 200 und nur auf eine Länge von 83 m pro Hektar, 
d. h. auf den Strecken 6 — 9, 12 — 16 und 18 — 21; außerdem mit Platten zu 
bedeckende Straßenkreuzungen bei 6, 12, 18, welche in kleinen Orten un- 
bedenklich sind. Bei einem Längsgefälle von 1 : 200 und darüber, ^ sowie 
in den Querstraßen, wo die Kandeln höchstens das Wasser von Vs ba erhalten, 
genügen die normalen Straßenkandeln vollständig. 

Die Kostenverminderung beim kombinierten System wird hauptsächlich 
dadurch herbeigeführt, daß die Kohrdurchmesser in den als reine Brauch- 
wasserkanäle wirkenden Anfangssträngen nur 150 mm zu betragen brauchen 
und die Straßensinkkästen von 6 pro Hektar auf 0,7 pro Hektar eingeschränkt 
werden, während natürlich die Zahl der Einsteigschächte unverändert bleibt. 

Der folgenden Vergleichsberechnung ist in Fig. 30 ein Gebiet von 
9,2 ha zugrunde gelegt. Dazu kommen folgende Einheitspreise: 

1. Rohrkanäle, fix und fertig verlegt bei etwa 3 m Eohrgrabentiefe: 



Durchmesser mm 

Kosten pro laufd. Meter M. 



150 
9.60 



175 
10.- 



200 
10.50 



225 
11.10 



250 
11.70 



275 
12.60 



300 
13.50 



Durchmesser mm 



325 



Kosten pro laufd. Meter . 

Durchmesser mm 

Kosten pro laufd. Meter . M. 



M. i! 14.30 



350 
15.10 



375 
16.~ 



400 
17.- 



425 
18.20 



450 
19.50 



475 
22.60 



500 


525 


550 


575 


600 


625 


25.80 


27.60 


29.50 


31.20 


32.90 


34.50 



650 
36.- 
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KOMBINIERTES SYSTEM 



MISCH-SySTEM 








nrnnr nnrnr 



Fig. so. 

2. Ein Straßenainkkfwten 

Dazn 5 m Verbindnngaleitqng kk M. 10.— 

3. Ein Einsteigsohacht, 3 m tief 

4. EazuÜBteine pro laufd. Meter 

6. Pflasterung, 0,6 m breit, pro laold. Meter 

6. Eine Strafienkreuznng, 7 m lang, pro lanfcL Meter M. 7.— , rund . . . 



M.100.- 
, 60.- 
. 230.- 
, 2.60 
. 3.- 

. eo.- 
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Dann brauoht man im Gebiet von 9,2 ha 

a) für das Misohsystem: 

61 EinsteigpBohächte M. 11 730 

42 Sinkkästen mit Verbindungsleitungen . . . . „ 6 300 
4480 lanfd. Meter Pflasterung und Randsteine . . . ,, 25 090 



Zusammen . M. 43 120 

b)für das kombinierte System: 

51 EinsteigBohfiohte 

6 Sinkkasten mit Verbindungsleitungen 

Strafienkreuzungen 

3980 laufd. Meter Pflasterung k M. 6.60 . 
600 H 9* N ^ M. 8.20 



• >» 



M. 11 730 

900 
300 



26 390 



Zusammen 



M. 39 320 



Damit ergibt sich folgende Kostenzusammenstellung in Mark: 



LängsgefäUe J = 


1 :600 


1 :400 


1 :300 


1 :200 


MisobB3nrtem 


Rohrleitungen .... 
Kosten zu a) . . . . 


1 31677 
; 43120 


30980 
43120 


29 800 
43120 


28 660 
43120 




I. Zusammen .... 


74 797 74100 

1 


72 920 


71770 


Kombiniertes 

System 


Rohrleitungen .... 
Kosten zu b) . . . . 


29180 
1 39 320 


28 530 
39 320 


27 430 
39 320 


26 400 
39 320 


n. Zusammen .... 


1 68 600 67 860 


66 760 


65 720 


Absolute Differenz I-n || 6 297 

II 


6260 


6170 


6060 


Differenz in Pto- 
zent d. größeren 


Ersparnis 


1 


8,40/0 


8,40/0 


8.40/0 



Bringt man beim Mischsystem in den Straßen der Hauptsammler 3 
bis 24 noch Einfallschächte jeweils in der Mitte der Baublöcke an, so erhöht 
sich ihre Anzahl von 42 auf 56 und die Ersparnis beim kombinierten System 

betragt: L&n^Bgef&U J = l:600 1:400 1:300 1:200 

10,9% 10,9o^ 11,00/0 11,00/0 

Laßt man schon bei dem Glefäll 1 : 200 normale Kandeln zu, so ver- 
mindern sich die Kosten des kombinierten Systems um weitere 1300 M. 
(600 laufd. Meter zu M. 2.60) und die Ersparnis betragt dann 71 770 : 7350 
= 1 : 9,75 = 10,2 bzw. 12,8 % gegenüber dem Mischsystem mit 56 Einfall- 
schachten. 

Vom Langsgefälle 1 : 100 an aufwärts sind nur noch normale Kandeln 
erforderlich. Die Kosten zu b) betragen dann jeweils 38 020 M. 
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Damit erhält man folgende Kcstenzuaammenstellang in Mark: 



LängsgefäUe J = 


1 :100 


1 :60 


1 :40 


1 :25 


Miflohsystem 


Rohrleitungen .... 
Kosten zu a) . . . . 

I. Zusammen .... 


27 220 
43120 


26 220 
43 120 


25 870 
43120 


25480 
43120 




70 340 


69 340 


68 990 


68 600 


Kombiniertes 
System 


Bohrleitungen .... 
Kosten zu b) . . . . 

IL. Zusammen . . . . | 


25 380 
38 020 


24 430 
38 020 


24 330 
38020 


23 970 
38020 


63 400 


62 450 


62 350 61 990 


Absolute Differenz I— 11 


6 040 


6 890 


6640 


6 610 


Differenz in Pro- 
zent d. größeren 
Summe 


Ersparnis 

bzw. 

i 


10,00/^ 
12,5% 


10.0% 
12,6 % 


W % 
12,2% 


9.7% 
12,3% 



gegenüber dem Mischsystem mit 42 bzw. 56 Einfallschächten. 

Die mittels des kombinierten Systems zu erzielende Ersparnis betragt 
somit auf Grund der gemachten Annahmen 8,4 — 12,6 %. Die gemachten 
Annahmen haben übrigens nur bezüglich der Geländeneigung und der Straßen- 
führung etwas Schematisches an sich und nur insofern werden Unter- 
suchungen für bestimmte tatsächlich vorhandene Gebiete abweichende — 
eventuell geringere — Ersparnisgrößen aufweisen können. Die vorstehende 
Berechnung scheint mir daher einen Weg zu zeigen, auf welchem in manchen 
Fällen bei der Kanalisation kleinerer Orte nicht von der Hand zu weisende 
Ersparnisse gegenüber dem reinen Mischsystem erzielt werden können. 

Ich möchte nicht verfehlen, darauf hinzuweisen, daß die Kosten 
der Hausentwässerungseinrichtungen nicht unerhebliche 
werden können, besonders wenn die Aborte mit angeschlossen sind. Über 
diese von den einzelnen zu tragenden Kosten muß deswegen die Bürgerschaft 
in den der Beschlußfassung über eine Kanalisationsausführung vorher- 
gehenden Sitzungen durch Vorlagen von Kostenvoranschlägen vollkommen 
aufgeklärt werden. Dann kann es nicht vorkommen, daß sich nach Fertig- 
stellung der Arbeiten allenthalben Klagen erheben, und behauptet wird, die 
bürgerlichen Kollegien hätten der Ausführung niemals zugestimmt, wenn 
man gewußt hätte, welche Kosten noch für den einzelnen außer den Kosten 
der Gesamtkanalisation entstehen würden. 

Über die Kosten von Entwässerungsanlagen innerhalb der Grundstücke 
finden sich zahlreiche Angaben in der bereits erwähnten Schrift von 
Thumm. Wir führen hieraus nur einige wenige runde Zahlen zur 
Orientierung an. Die Zahlen umfassen den Anschluß an Wasserleitung 
und Kanalisation einschließlich der anteiligen Straßenleitungskosten. 
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Emgeb&utes Beihenhaus für 1 Familie (1 Klosett, 1 Ausguß) . 470 M. 

„ „ „ 2 Familien (2 Klosette, 2 Ausgüsse) 786 ,, 

Freistehendes Einfamilienhaus (1 Klosett, 1 Ausguß) .... 510 „ 
„ „ für mittlere Beamte (1 Kiosett, 

1 Ausguß, 1 Bad) 710 „ 

Doppelhaus für 2 Familien mit gemeinsamen Leitungen und ge- 
meinsamer Mittelwand (2 Klosette, 2 Ausgüsse) . . . . 710 „ 
Doppelwohnhaus für 2 mittlere Beamten mit gemeinsamen Lei- 
tungen (2 Klosette, 2 Ausgüsse, 2 Bäder) 1830 „ 

14. Die Anfbringnng der Kosten* 

Die Gesamtkosten einer Kanalisation zerfallen in Bau- und BetriebsT 
kosten. Die Baukosten können aufgebracht werden: 

1. durch einen, wenn möglich seit Jahren angesammelten, Kanali- 
sationsbaufonds; 

2. durch einmalige Anschlußgebühren oder Kanalisationsbau- 
beiträge, welche jeder Haus- und Grundbesitjser zu tragen hat, aber 
unter Umstanden in einzelnen Teilbeträgen abzahlen kann (Rentenzahlung); 

3. durch teilweise Verwendung von Geldern aus 
anderen Zweigen der städtischen Verwaltung, z. B. des 
Wasserwerks und des Straßenbaus, welche aus einer Kanalisation finanziellen 
Nutzen ziehen, bzw. durch sie entlastet werden; 

4. durch eine Anleihe, wenn und soweit die vorstehend angegebenen 
Mittel nicht ausreichen. 

Zur Bemessung der unter 2. genannten Beiträge kann herangezogen 
werden: 

a) die Frontlänge der Grundstücke, mit besonderen Bestimmungen für 
£ckgrundstücke ; 

b) die Flächengröße der Grundstücke; 

c) die Flächengröße der straßenseitigen Hausansichten; 

d) der Bauminhalt der Häuser, bzw. der Wohnräume; 

e) die Zahl der Hausbewohner; 

f) der Nutzung s- und Mietwert der Gebäude; 

g) die Menge des zu- bzw. abgeführten Wassers (Wasserzins); 

h) die Zahl der Ausgüsse, Klosette, Bäder (eventuell mit verschiedener 
Beitragshöhe). 

Die beiden letzten Bemessungsweisen sind nicht zu empfehlen, da sie 
gerade die minder bemittelten Kreise stark belasten. Am richtigsten dürften 
die unter b), d) und f) genannten Verfahren sein. 

Die Betriebs- oder laufenden Kosten einer Kanali- 
sation setzen sich zusammen aus Kosten für Personal, Beinigungs- und 
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Bepaiatunnaterial, Verzinsung, Tilgung der Eapitalschuld und Anflammlung 
eines Neubaufonds. Die letzten drei Kosten kann man als kaufmännische 
bezeichnen. 

Die Verzinsung ist im allgemeinen mit 4 — 3,5 %, die Tilgung mit 2 bis 
Vt % anzunehmen, es ergibt sich somit eine Tilgungszeit, die 

bei 2 % Tilgung und 4 % Verzinsung (zusammen 6 %) 28 Jahre 
bei Vs % 'I^ilgung und 3,5 % Verzinsung (zusammen 4 %) 60 Jahre 

beträgt. 

Die Heranziehung der Bürgerschaft zu den laufenden Kosten erfolgt 
am besten nach den oben unter b), d) und f) angegebenen Gesichtspunkten. 
Dabei muß der OfEentlichkeit genau bekannt gegeben werden, in welcher 
Weise und mit welchen Beträgen die Veranlagung erfolgt, damit die Ab- 
wälzung der Kosten auf die Mieter nicht in ungerechter Weise versucht wird. 

Da nun aber die Städte als Ganzes, nicht nur die einzelnen Bürger, 
Nutzen von der Kanalisation haben, so ist, wie bei den Baukosten, der Weg 
der Anleihe, so für die Betriebskosten die Leistung eines jährlichen 
Zuschusses seitens der Gemeinde voUkonmien berechtigt. 

Die Einziehung dieses Betrags von der Bürgerschaft erfolgt richtiger- 
weise nicht mittels Erhöhung der städtischen Einkommensteuer, sondeni 
auf Grund 

a) der gegebenen Staatseinkommensteuer, eventuell der gegebenen 
städtischen Einkommensteuer, oder am besten 

b) des Gebäudesteuemutzungswerts, der Gebäudesteuer, des Miets- 
ertrags. 

Auf weitere Ausführungen über die Finanzierung einer Kanalisation 
müssen wir hier verzichten. Ein Beispiel hierfür (Greifswald), sowie Aus- 
führungen über die rechtlichen Gesichtspunkte, welche beim Bau einer 
Kanalisation auftreten, finden sich in B (5) und B (11) des Literatur- 
verzeichnisses. 



in. literatorverzeiclmis. 

(Anfgenonunen wurden nur wenige, für den Zweck dieser Schrift besonders in Betracht 

kommende Arbeiten.) 
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6. Fischer: Stadterweiternngsfragen, mit besonderer Berücksichtigung Stuttgarts. 
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12. Städtebauliche Vorträge. Berlin. 
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14. U n w i n: Grundlagen des Städtebaus. (Deutsch von L.MaoLean.) Berlin 1910, 
16. Wuttke: Die deutschen Städte. Leipzig 1904. 

B. Städtekanalisation. 

1. Böhm: Leitende Grundsätze für die Entwässerung von Ortschaften, 2. Aufl., 

Leijnig 1911. 

2. Breitung: Auswertung von Begenbeobachtungen und Bestimmung der Regen« 

abflußmengen für städtische Kanäle. Leipzig 1911. 

3. D u n b a r: Leitfaden für die Abwasserreinigungsfrage, 2. Aufl., München u. Berlin 

1912. 
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Stadt. Diss. Leipzig 1910, A. Hoffmann. 
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der Kgl. Landesanstalt für Wasserhygiene in Berlin.) 
9. Metzger, H.: Städteentwässerung und Abwasserbeseitignng. Berlin 1907. 
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10. Most: Die deutsche Stadt und ihre Verwaltung. (Drei Gte)henbandohen. ) Leipzig 101 2. 

11. Pfuhlfltein: öffentliche Waseervenoigung und Entwässerung. Bromberg 1913. 

12. S a 1 o m o n: Städtische Wasserbeseitigung in Deutschland, 1905. 

13. Sohmeitzner: Grundzüge der mechanischen Abwasserklärung. Leipzig 1906. 

14. Verband Deutscher Architekten- und Ingenieurvereine: 

Vorschriften über Herstellung und Betrieb von Grundstüoksentwässerungen. 
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sonderer Rücksicht auf Berlin. Jena 1893. 

17. Weyrauch, Hydraulisches Rechnen» 2. Aufl., Stuttgart 1912. 



Verlasr von Konrad Wtttwer in Stuttgart. 

Hydraulisches Redinen. 

Formeln und 2^hlenwerte aus dem Gebiete des Wasserbaues. 
FUr die Praxis bearbeitet von Professor Dr.-Ing. R. Weyraudi. 

Zweite, vollstllndfff neu bearbeitete, stark vermehrte Auflage. 

Gr. 8^ 206 Selten mit 107 Figuren Im Text, 88 Tabellen und 8 Tafeln. 

In Leinen elegant gebunden M. 6^. 

Die Wasserturbinen 

Ihre Berechnunsr und Konstruktion« 
Herausgegeben von R.Thomann 

DIpK'Ingenleur und Professor an der K. Techn. Hodisdiule Stuttgart. 

Inhalt: Grundlegende Untersuchungen. — Konstruktion der Turbinen. ^ Turbinen- 

regulatoren. — Wasserkraftanlagen. 

Gr. 8\ Mit a07 Textflguren und 44 Tafeln. In eleg. Ganzleinwandband gebunden M. 2fi.— 

Die Entwidklung des Turbinenbaues 

mit den Fortschritten der Elektrizität. 
Von R.TIioniann 

DtpL'Ingenleur und Professor an der K. Techn. Hochschule Stuttgart. 
80. Mit 3 Figuren und 1 Tafel. Geheftet M. —.80. 

Druckschwanicungen in Rolirleitungen 

mit Berücksichtigung der Elastizität der Flüssigkeit und des Rohrmaterials. 

Von Dr.'lng. Ernst Braun. 

80. 48 Selten mit 10 Figuren. Geheftet M. 1.80. 

Wasserwerks -Anlagren. 

Vorträge von Baurat Max Ougenhan. 

Inhalt: 1. Überblick. II. Gesetzliche Bestimmungen. III. Verordnungen und VeHUgungen. 

IV. Rechtliche VerhMItnlsse. V. Beispiele ausgeführter Anlagen. VI. verfahren bei der Kon- 

zesslonlerung. VII. Behandlung und Begutachtung der Gesuche. 

(Baurat C. Schmid, Technische Shidlenhefte. Heft 9.) 

Gr. 80. Mit 269 Abbildungen Im Text und 8 Tafeln. Geheftet M. 5.— 

Die Neugestaltung der Wasserversorgung 

der Stadt Stuttgart. 

Im Auftrag der bürgerlichen Kollegien verfaßt vom Bauamt der Stüdt. Wasserwerke. 
Kanzlei 'Format. 120 Seilen mit 2 Planbeilagen. In Leinen elegant gebunden M. 5.— 



Die Abwasserfrage in Stuttgart. 

Von Dr. med. A* Oastpar in Stuttgart. 

Habilitationsschrift zur Erlangung der venia legendi fUr das Fach der Hygiene und 
Bakteriologie an der K. Techn. Hochschule Stuttgart. 

80. 100 Seiten mit 14 Figuren. Geheftet M. 9.— 



Verlag von Konrad Wittwer in Stuttsrart. 

Die Reinigung der Kanalwässer. 

Von Ludwisr & Hflissnery Architekten. 

Gr. 9>, 15 Seiten mit 4 lifhographierten Tofeiiu M. 1.20. 

Chemie fflr Techniker. 

Leitfaden fUr Bau- und Maschinentechniker. 

Von Dr. Oskar Schmidt 

Professor an der K. Baugewerfcschule Stuttgart. 

Drlltc» vermehrte und verbesserte Auflage. 

8^. 167 Seiten mit 96 Abbildungen, In Oanzleinwand gebunden M. 2.80. 

Baurat C. Schmid, Technische Studienhefte. 

Heft 5. 

Asphalt, Teer» Öl im Straßenbau. 

128 Seiten mit 12 Abbildungen im Text und 4 Tafeln. Qeheftet M. 6.— 

Heft 6. 

Feldweg- und Waldwegbau, Feldbereinigung. 

Beschrieben für Techniker, Geometer, Landwirte, Forst- und Gemeindebeamte. 

158 Seiten mit 10 Abbildungen im Text und 5 Tafeln. Geheftet M. 4.80. 

Heft 12. 

Anlage und Bau von Ortschaften 

(Ül>ersichtliches aus dem Städtebau). 

48 Seiten mit 77 Abbildungen und 7 Tafeln im Text. Geheftet M. 5.— 

Bauordnung fQr das Königreich Württemberg 

vom 28. Juli 1910. 

Textaussrabe mit Erläuterunsren 

unter Benützung des. gesamten Auslegungsmaterials 

herausgegeben von Dr. W. Llebmann, Rechtsanwalt in Stuttgart 

nebst zeichnerischen Beispielen von Reg.-Baumeister H. Klotz, stellvertretend. Vorstand 

der Beratungsstelle fUr das Baugewerl>e In Stuttgart. 

Gr. 8». 138 Seiten. Elegant gebunden M. 3.— 

Die Gestaltung des Wohnhauses. 

Ein Handbuch für Baubeflissene. 
Von Professor Dr.-Ing. Paul Klopfer 

Reg.-Baumeister, Dlrelctor der Grol^h. Baugewerkenschule in Weimar 

unter Mitwirkung von Professor Paul Scfamohl, Direktor der K. Baugewericschule Stuttgart, 

mit 2^ichnungen von Dlpl.-Ing. W. Jost. 

Gr. 80. 94 Selten mit 170 Abbildungen. Elegant gebunden M. 5.~ 

Landwirtsdiaftliche Überlandzentralen 

fttr kletnbäuerlldie Betriebe. 
Von Oberingenieur H. Bttsrsr^ln. 

8P. 40 Seiten. Geheftet M. 1.—, in Leinen gebunden M. 1^. 



